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I. Delegationsmitglieder 

Unter Vorsitz von Delegationsleiter Axel E. Fischer (CDU/CSU) nahmen folgende Abgeordnete an der   
2. Sitzungswoche 2015 der Parlamentarischen Versammlung des Europarates teil: 

Doris Barnett (SPD) 

Elvira Drobinski-Weiß (SPD) 

Annette Groth (DIE LINKE.) 

Gabriela Heinrich (SPD) 

Anette Hübinger (CDU/CSU) 

Andrej Hunko (DIE LINKE.) 

Dr. Franz Josef Jung (CDU/CSU) 

Josip Juratovic (SPD) 

Philipp Mißfelder (CDU/CSU) 

Mechthild Rawert (SPD) 

Frank Schwabe (SPD) 

Karin Strenz (CDU/CSU) 

Volkmar Vogel (CDU/CSU) 

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU) 

Katrin Werner (DIE LINKE.) 

Tobias Zech (CDU/CSU) 

Die 318 Mitglieder der Versammlung werden von den nationalen Parlamenten der 47 Mitgliedsländer des Eu-
roparates aus ihren eigenen Reihen entsandt. Die deutsche Delegation besteht aus 18 Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertretern und wird zu Beginn einer Wahlperiode auf der 
Grundlage des Gesetzes über die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland zur Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates (EuRatWahlG) vom Deutschen Bundestag gewählt.  

Die Mitglieder der Versammlung gehören nicht nur ihren nationalen Delegationen an, sondern sind in der Ver-
sammlung auch in Fraktionen organisiert. Das sind derzeit die folgenden fünf Fraktionen: die Europäische 
Volkspartei und Christdemokraten (EPP/CD), die Sozialistische Fraktion (SOC), die Fraktion der Europäischen 
Konservativen (EC), die Fraktion der Liberalen, Demokraten und Reformer (ALDE) und die Fraktion der Ver-
einigten Europäischen Linken (UEL). Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben sich der 
Sozialistischen Fraktion oder der ALDE-Fraktion angeschlossen, da es in der Versammlung bisher keine grüne 
Fraktion gibt. Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht der Mitgliedschaften in den Fraktionen aller deutschen 
Versammlungsmitglieder zum Zeitpunkt der 2. Sitzungswoche 2015: 

Fraktion Abgeordnete bzw. Abgeordneter 

EPP/CD Sybille Benning (CDU/CSU) 

Dr. Bernd Fabritius (CDU/CSU) 

Dr. Thomas Feist (CDU/CSU) 

Axel E. Fischer (CDU/CSU) 

Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU) 

Florian Hahn (CDU/CSU) 

Jürgen Hardt (CDU/CSU) 

Michael Hennrich (CDU/CSU)  

Anette Hübinger (CDU/CSU)  
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Fraktion Abgeordnete bzw. Abgeordneter 

Dr. Franz Josef Jung (CDU/CSU) 

Philipp Mißfelder (CDU/CSU) 

Bernd Siebert (CDU/CSU)  

Karin Strenz (CDU/CSU)  

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU) 

Volkmar Vogel (CDU/CSU) 

Dr. Johann Wadepfuhl (CDU/CSU) 

Karl-Georg Wellmann (CDU/CSU) 

Tobias Zech (CDU/CSU) 

 

SOC Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Doris Barnett (SPD)  

Elvira Drobinski-Weiß (SPD)  

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD)  

Gabriela Heinrich (SPD) 

Josip Juratovic (SPD) 

Dr. Rolf Mützenich (SPD) 

Mechthild Rawert (SPD) 

Johann Saathoff (SPD) 

Axel Schäfer (SPD) 

Dr. Frithjof Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  

Frank Schwabe (SPD) 

EC Keine Mitgliedschaft deutscher Abgeordneter 

 

ALDE Marieluise Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 

UEL Annette Groth (DIE LINKE.) 

Andrej Hunko (DIE LINKE.)  

Harald Petzold (DIE LINKE.) 

Katrin Werner (DIE LINKE.) 

 

Am 14. Dezember 2014 verstarb Abg. Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU), seit April 2014 stellvertreten-
des Mitglied der Delegation. Der Deutsche Bundestag wählte in seiner Sitzung am 29. Januar 2015 
Abg. Dr. Franz Josef Jung (CDU/CSU) zum neuen stellvertretenden Delegationsmitglied.  

II. Einführung 

Der Europarat wurde 1949 in Straßburg gegründet und ist die älteste gesamteuropäische Organisation. Deutsch-
land erhielt am 2. Mai 1951 die Vollmitgliedschaft. Der Europarat ist kein Organ der Europäischen Union, 
sondern eine eigenständige internationale Organisation, der heute 47 europäische Staaten als Vollmitglieder 
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angehören. Daneben gibt es auch nicht-europäische Beobachter- und Partnerstaaten. Der Europarat hat sich das 
Ziel gesetzt, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und freiheitliche parlamentarische Demokratie zu schützen 
und zu fördern und arbeitet dabei auch mit der EU und der OSZE zusammen. Den Kern des Menschenrechts-
schutzes bildet die Europäische Konvention für Menschenrechte. Sie gehört zum heute mehr als 200 Konven-
tionen umfassenden Schutzsystem des Europarates. Zu den vom Europarat überwachten Menschenrechten ge-
hören neben den klassischen Freiheitsrechten auch wirtschaftliche, kulturelle und politische Rechte sowie ins-
besondere Kinderrechte.  

Nach der Satzung sind Organe des Europarates das Ministerkomitee und die Parlamentarische Versammlung. 
Über die Einhaltung der in den Konventionen festgelegten Verpflichtungen wacht das Ministerkomitee, in dem 
die Außenminister aller Mitgliedsländer vertreten sind. Die Versammlung hat vorrangig eine beratende Rolle. 
Sie begleitet die Arbeit des Ministerkomitees und gibt politische Anstöße auch für europäische Abkommen und 
Konventionen zur Harmonisierung des Rechts in den Mitgliedstaaten. Die Mitglieder der Versammlung kom-
men jährlich zu vier Sitzungswochen im Palais de l’Europe in Straßburg zusammen. Während und zwischen 
den Sitzungswochen finden regelmäßig Sitzungen der Fachausschüsse und ihrer Unterausschüsse statt. Die Ver-
sammlung verfügt über eine umfassende politische Autonomie und hat über den Ausschuss für die Einhaltung 
der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Verpflichtungen (Monitoringausschuss) eine wich-
tige Überwachungsfunktion. Die Versammlung beteiligt sich ferner regelmäßig an internationalen Wahl-
beobachtungen. 

Auf der Grundlage von Berichten, die von den Mitgliedern der Versammlung erarbeitet und in den Ausschüssen 
beraten werden, diskutiert und verabschiedet die Versammlung Entschließungen, die an die Parlamente der 
Mitgliedstaaten gerichtet sind und die in der Regel eine Meinungsäußerung der Versammlung zu einem Sach-
verhalt enthalten. Des Weiteren gibt die Versammlung zu unterschiedlichen Politikfeldern Empfehlungen an 
das Ministerkomitee ab. Für die Annahme einer Empfehlung an das Ministerkomitee ist eine Zweidrittelmehr-
heit, für die Verabschiedung einer Entschließung ist die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforder-
lich. Das Lenkungsgremium der Versammlung ist das Präsidium. Zwei- bis dreimal jährlich zwischen den Sit-
zungswochen tagt der Ständige Ausschuss und trägt so zur Kontinuität der Arbeit der Versammlung bei. 

Die Versammlung vergibt außerdem bedeutende Preise, darunter den Vaclav-Havel-Menschenrechtspreis und 
den Europapreis, der besondere Verdienste im Bereich der Städtepartnerschaften anerkennt. 

Weitere wichtige Institutionen des Europarates sind insbesondere der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte, der Menschenrechtskommissar des Europarates sowie die sogenannte Venedig-Kommission (Europäi-
sche Kommission für Demokratie durch Recht). Die 47 Richter des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte werden von der Versammlung gewählt. Auch der Menschenrechtskommissar erhält sein Mandat von der 
Versammlung. Ferner wählt die Versammlung ihren Generalsekretär. Außerdem wählt sie den mit weitreichen-
den Befugnissen ausgestatteten Generalsekretär des Europarates. Dieses Amt hat derzeit der frühere Parlaments-
präsident von Norwegen, Thorbjørn Jagland, inne. Die Versammlung kann die Venedig-Kommission des Eu-
roparates anrufen, um beispielsweise umstrittene Änderungsvorhaben im Bereich der Verfassung oder des 
Wahlrechts in einem Mitgliedstaat überprüfen zu lassen. 

III. Ablauf der 2. Sitzungswoche 2015 

Überblick der Sitzungsthemen 

Im Mittelpunkt der zweiten Sitzungswoche 2015 standen eine Reihe menschenrechtlicher Fragen, wie z. B. die 
Diskriminierung von Transgenderpersonen, die anlasslose Massenüberwachung sowie die gezielte Tötung 
durch bewaffnete Drohnen. Angesichts der aktuellen Unglücke im Mittelmeer führte die Versammlung eine 
Dringlichkeitsdebatte zur europäischen Flüchtlingspolitik. In einer mit nur einer Gegenstimme verabschiedeten 
Entschließung forderte die Versammlung eine unverzügliche Verstärkung der Seenotrettungsmaßnahmen und 
eine Anpassung des Dublin-Abkommens der EU über die Behandlung von Flüchtlingen. Ferner beschloss das 
Präsidium der Versammlung, einen Ad-hoc-Ausschuss zur Untersuchung der Situation der Lager syrischer 
Flüchtlinge in der Türkei einzusetzen.  

Die im Entwurf der Tagesordnung vorgesehene Debatte über die Aufhebung eines Teils der Sanktionen der 
Versammlung gegenüber der russischen Delegation wurde abgesetzt. Die russische Delegation hatte zuvor mit-
geteilt, dass sie, als Reaktion auf die in der ersten Sitzungswoche im Januar 2015 ihr gegenüber verhängten 
Sanktionen, alle offiziellen Kontakte mit der Versammlung bis zum Jahresende aussetze. In einer Aktualitäts-
debatte zur „politischen Situation und Sicherheitslage in der Ukraine“ beklagten die Delegierten mangelnde 
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Fortschritte bei der Umsetzung der Vereinbarungen von Minsk sowie der Forderungen der Versammlung ge-
genüber Russland und forderten von der Ukraine verfassungsrechtliche und rechtsstaatliche Reformen.  

Zusatzprotokoll zur Konvention des Europarates für die Verhinderung von Terrorismus 

Eine weitere Dringlichkeitsdebatte führte die Versammlung mit dem Ziel, möglichst umgehend eine Stellung-
nahme zu dem vom Ministerkomitee vorgelegten Entwurf für ein Zusatzprotokoll zum Übereinkommen des 
Europarates zur Verhütung von Terrorismus zu verabschieden. Die Versammlung begrüßte den Entwurf und 
schlug nur geringfügige Änderungen vor. Mit dem Zusatzprotokoll werden vor allem Maßnahmen gegen soge-
nannte ausländische Kämpfer vereinbart. Die Versammlung kritisierte allerdings die kurze Verhandlungszeit 
des Abkommens und sah in den vorgesehenen Regelungen potentielle Gefahren für die Freizügigkeit, die Un-
schuldsvermutung und die Rechtssicherheit.  

Europapreis an Dresden verliehen 

Der von der Versammlung für besondere Verdienste im Bereich der Städtepartnerschaften vergebene „Europa-
preis“ wurde zu gleichen Teilen an Dresden und Vara (Schweden) verliehen. In diesem Jahr wird die Gründung 
des Europapreises vor 60 Jahren feierlich begangen. Dazu wurde eine deutsche Fassung der Wanderausstellung 
über den Europapreis erstellt, die vom Generalsekretariat der Versammlung interessierten Städten und Gemein-
den zur Verfügung gestellt wird. 

Reise des Abg. Andrej Hunko in von Separatisten kontrollierte Gebiete in der Ukraine 

Die ukrainische Delegation protestierte gegen eine Reise des Abg. Andrej Hunko, der nach eigenen Angaben 
spendenfinanzierte humanitäre Hilfsgüter über die russisch-ukrainische Grenze in die von Separatisten kontrol-
lierten Gebiete der Ostukraine im Rahmen einer im Auftrag der Fraktion DIE LINKE durchgeführten Reise 
gebracht hatte. Die ukrainische Delegation bezeichnete die Einreise als „illegale Grenzüberschreitung“. In der 
Folge beauftragte das Präsidium der Versammlung den Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunitäten und in-
stitutionelle Angelegenheiten, den Fall zu beraten. Dabei soll untersucht werden, ob ein Verstoß gegen den 
Verhaltenskodex der Mitglieder der Versammlung vorliegt. Gegenstand der Beratungen dürften auch die Rege-
lungen verschiedener Mitgliedstaaten des Europarates (u. a. Aserbaidschan und Georgien) zur Einreise in völ-
kerrechtlich umstrittene Gebiete sein. So verweigerte Aserbaidschan 2014 dem Mitglied des Präsidiums René 
Rouquet (Frankreich, SOC) die Einreise zur Sitzung des Ständigen Ausschusses der Versammlung nach Baku, 
da er zuvor ohne Genehmigung der aserbaidschanischen Behörden Berg-Karabach besucht hatte.  

Die von der Versammlung während dieser Sitzungswoche angenommenen Entschließungen und Empfehlungen 
sind in Kapitel V in deutscher Übersetzung wiedergegeben. In Kapitel III werden ausgewählte Debatten zusam-
mengefasst. Weitere Informationen zu dieser Sitzungswoche und die Wortprotokolle der Plenardebatten befin-
den sich in Englisch und Französisch im Internet unter www.assembly.coe.int. Die Reden deutscher Abgeord-
neter sind in Kapitel VI abgedruckt.  

III.1 Wahlen und Geschäftsordnungsfragen 

Die Versammlung wählte Dmitrios Vitsas (Griechenland, UEL) und Mladen Bosic (Bosnien und Herzego-
wina, fraktionslos) zu Vizepräsidenten. 

Über die Mitgliedschaft in bestimmten Ausschüssen entscheiden die Fraktionen der Versammlung.  
Abg. Marieluise Beck und Abg. Karin Strenz wurden so jeweils Mitglieder des Monitoringausschusses.  
Abg. Gabriela Heinrich wurde Mitglied im Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunität und institutionelle 
Angelegenheiten (der Ausschuss ist auch für Haushaltsfragen zuständig). 

Wahl von Richtern am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte  

Pere Pastor Vilanova (Andorra), Gabriele Kucsko-Stadlmayer (Österreich), Pauliine Koskelo (Finnland), 
Síofra O’Leary (Irland) und Carlo Ranzoni (Lichtenstein) wurden von der Versammlung zu Richtern am 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gewählt. 
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III.2 Schwerpunkte der Beratungen 

Dringlichkeitsdebatte zum Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des Europarates zur 
Verhütung von Terrorismus 
(Bericht Dok. 13763 und Stellungnahme 289) 

Für den Ausschuss für Recht und Menschenrechte berichtete John Tomlinson (Vereinigtes Königreich, SOC) 
über das wachsende Phänomen der ausländischen Terrorismuskämpfer. Resolution 2178 der VN sei darauf ge-
richtet, dieses Phänomen zu bekämpfen und die Staaten zu verpflichten, bestimmte Handlungen unter Strafe zu 
stellen, die einen Bezug zu Terrorismus haben. Er wies darauf hin, dass während der Erarbeitung des Zusatz-
protokolls namhafte Nichtregierungsorganisationen, wie Amnesty International und die International Commis-
sion of Jurists, aufgrund der unklaren Anwendbarkeit der internationalen humanitären Gesetze auf Terroris-
muskämpfer besorgt gewesen seien. Auch hätten sie bemängelt, dass der Text möglicherweise eine negative 
Auswirkung auf die Menschenrechte haben könne, insbesondere mit Hinblick auf die Bewegungsfreiheit, die 
Unschuldsvermutung und die Rechtssicherheit. 

In der Debatte hob Ögmundur Jónasson (Island, UEL) hervor, dass nicht die Idee, terroristische Handlungen 
zu kriminalisieren, problematisch sei, sondern nur die praktische Umsetzung. Es bedürfe eines ausgewogenen 
Verhältnisses zwischen der Pflicht, Terrorismus zu bekämpfen, und der Pflicht, Menschenrechte und Rechts-
staatlichkeit zu wahren. Rechtliche Klarheit und Genauigkeit seien unabdingbar. Zudem wies er auf die grund-
legende Problematik hin, Terrorismus zu definieren. Hans Franken (Niederlande, EPP/CD) betonte ebenfalls, 
dass bei der Bestrafung illegaler Taten die Menschenrechte nicht außer Acht gelassen werden dürften. Das 
Zusatzprotokoll füge hauptsächlich Bestimmungen über die Kriminalisierung terroristischer Handlungen hinzu, 
wie beispielsweise die Beteiligung an einer Gruppierung für terroristische Zwecke. Chiora Taktakishvili (Ge-
orgien, ALDE) unterstützte den Entwurf des Zusatzprotokolls, betonte aber auch, dass die EMRK ausreichend 
Sicherheit für die Menschenrechte gewährleiste. Da man sich für ein Zusatzprotokoll entschieden habe, sei es 
wichtig, darin das Recht auf ein faires Verfahren zu sichern und Begriffe so deutlich zu definieren, dass Rechts-
sicherheit garantiert werde. Titus Corlăţean (Rumänien, SOC) erklärte, dass das Zusatzprotokoll erforderlich 
sei, da es den Mitgliedstaaten helfen werde das Strafrecht zu aktualisieren und weil es die internationale Ver-
pflichtung aus Resolution 2178 der VN widerspiegele. Kimmo Sasi (Finnland, EPP/CD) betonte, dass Terro-
rismus von vornherein verhindert und nicht nur nachträglich bekämpft werden müsse. Zudem sei es von großer 
Bedeutung, die europäischen Regelungen zu harmonisieren und allen Mitgliedstaaten Orientierungshilfe anzu-
bieten. Er betonte, dass es sich um rechtlich schwierige Fragen handele und die Regelungen flexibel sein müs-
sten, was die Präzisierung der Normen erschwere. Vladyslav Golub (Ukraine, EPP/CD) brachte vor, dass man 
vergessen habe, das Problem des staatlichen Terrorismus hervorzuheben, wie er nach seiner Ansicht von Russ-
land ausgehe. Yves Pozzo di Borgo (Frankreich, EPP/CD) begrüßte, dass das Zusatzprotokoll die Möglichkeit 
biete, die Beziehungen zwischen dem Europarat und der EU zu intensivieren, da das Übereinkommen des Eu-
roparates eng mit dem entsprechenden Rahmenbeschluss der EU verknüpft sei. 

In ihrer Stellungnahme 279 hebt die Versammlung die Notwendigkeit hervor, angesichts der Vielzahl an jun-
gen Europäern, die sich den Kämpfen in Syrien und Irak anschließen und später mit sehr gefährlichen Fähig-
keiten in ihre Heimatländer zurückkehren, das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung von Terrorismus 
zu überarbeiten. Das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen ist als Reaktion auf die Entschließung des Sicher-
heitsrates der VN 2178 (2014) bezüglich der Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicherheit erstellt 
worden. Die Versammlung hält fest, dass der Entwurf des Zusatzprotokolls zum Übereinkommen als Reaktion 
auf die Anschläge in Paris erstellt und in Eile geschrieben wurde, was möglicherweise eine negative Auswir-
kung auf Menschenrechte, wie die Bewegungsfreiheit und die Unschuldsvermutung, haben könne. Auch zeigt 
die Versammlung sich besorgt angesichts der Strafbarkeit von vorbereitenden Handlungen, die nicht notwendi-
gerweise zu einer strafbaren Handlung führten. Die Versammlung stellt fest, dass insbesondere der Verstoß 
durch „Auslandsreisen zwecks Terrorismus“ noch der Klarstellung bedarf. Die Versammlung sieht keinen An-
lass, den existierenden rechtlichen Rahmen zur Bekämpfung von Terrorismus auszuweiten. Sie schlägt dem 
Ministerkomitee vier Änderungen des Entwurfs vor: In der Präambel des Übereinkommens soll Bezug auf die 
Stellungnahme der Versammlung genommen werden. In Artikel 1 sollen die Verpflichtungen der Mitgliedstaa-
ten aus dem internationalen Menschenrecht hervorgehoben werden. In Artikel 8 sollen in Paragraph 1 das Recht 
auf ein faires Verfahren und das Prinzip der Rechtssicherheit hinzugefügt werden, ferner zusätzlich auf das 
Zusatzprotokoll der EMRK sowie das Übereinkommen über die Rechte der Kinder verwiesen werden.  
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In Artikel 9 soll der zweite Satz dahingehend geändert werden, dass die Bestimmungen des Protokolls als zu-
sätzliche Artikel des Übereinkommens gelten und mit Ausnahme von Artikel 9 auch entsprechend anzuwenden 
sind. 

Die menschliche Tragödie im Mittelmeer: sofortiges Handeln erforderlich 
(Bericht Dok. 13764 und Entschließung 2050) 

Für den Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlinge und Vertriebene berichtete Thierry Mariani (Frank-
reich, EPP/CD), dass sich die Situation auf dem Mittelmeer weiter verschlechtere und die Zahl der Toten weiter 
steige. Europa müsse großzügig sein, könne aber nicht einfach seine Türen öffnen. Der Bericht sehe auch lang-
fristige Ansätze vor; allerdings müsse unverzüglich gehandelt werden. 

In der Debatte forderte ein Großteil der Delegierten ein stärkeres Engagement im Mittelmeer, wo sich eine 
humanitäre Tragödie abspiele. Sie forderten eine größere Unterstützung der Aufnahmestaaten, um die Versor-
gung der Flüchtlinge zu verbessern. Viele Redner forderten auch die Unterbindung der Tätigkeit der Schlepper, 
die durch ihr unseriöses Vorgehen mit seeuntauglichen Booten das Leben der Bootsinsassen gefährdeten. Lang-
fristig sei jedoch eine rechtliche Lösung durch ein verbessertes Asylsystem erforderlich. Dimitris Vitsas (Grie-
chenland, UEL) nannte als Schlüsselworte in dieser Krise internationale Kooperation, Realismus, Menschen-
rechte und frühzeitige Warnung. Die Immigrationspolitik der EU habe versagt. Michele Nicoletti (Italien, SOC) 
forderte effektivere Maßnahmen, um die Tragödie im Mittelmeer abzuwenden. Es sei ein Verbrechen, Men-
schen auf der Flucht sterben zu lassen. Eine rechtliche Lösung müsse mit einem entsprechenden Asylrecht ge-
funden werden, dennoch sei noch immer kein europäisches Asylsystem erarbeitet worden. Auch sei eine poli-
tische Antwort durch wirtschaftliche und soziale Kooperation erforderlich. Doris Fiala (Schweiz, ALDE) be-
tonte, dass alle die humanitäre Situation im Mittelmeer lindern müssten. Die Dublin-Verordnung habe leider 
nicht den erwünschen Erfolg gehabt und Mitgliedstaaten wie Malta, Italien und Spanien seien mit der Situation 
überfordert. João Bosco Mota Amaral (Portugal, EPP/CD) forderte, dass auch die afrikanischen Staaten ihren 
Anteil der Verantwortung übernehmen müssten. Telmo Correia (Portugal, EPP/CD) betonte, dass die Flücht-
lingskrise nicht ausschließlich ein europäisches Problem sei und in Europa auch nicht nur die EU betreffe.  
Eva-Lena Jannson (Schweden, SOC) forderte zudem Unterstützung für Jordanien, den Libanon und die Tür-
kei, die den Großteil der syrischen Flüchtlinge aufnähmen. Die kleine Anzahl an syrischen Flüchtlingen, die in 
Europa aufgenommen worden sei, sei vor allem in Schweden und Deutschland untergekommen. Abg. Frank 
Schwabe betonte, dass die Tragödie im Mittelmeer für jeden hätte vorhersehbar sein müssen. Die menschliche 
Tragödie sei vor allem für die Europäische Union auch eine moralische Katastrophe. Er wies auf vier Hand-
lungsebenen hin, die anzugehen seien. Erstens die Fluchtursachen, zweitens die humanitäre Hilfe insbesondere 
in den Bürgerkriegsgebieten, drittens die Fluchtwege und viertens die Hilfe für Migranten und deren Integration 
in die Gesellschaft. Deutsche und italienische Abgeordnete hätten diesbezüglich eine Initiative gestartet, zu 
deren Teilnahme er alle einlade. Man habe dort erklärt, sich nicht länger die Verantwortung gegenseitig zu-
schieben zu wollen. Stattdessen wolle man Verantwortung übernehmen, indem legale Zugangswege, beispiels-
weise durch humanitäre Einreisemöglichkeiten, und eine effektive Seenotrettung geschaffen würden. Er for-
derte, den Entwurf der Entschließung zu korrigieren, nach der die italienische Rettungsoperation Mare Nostrum 
ein Anreiz für die Flüchtlinge geboten habe, den gefährlichen Weg auf sich zu nehmen. Donald Anderson 
(Vereinigtes Königreich, SOC) erklärte, die Lage im Mittelmeer zeige deutlich, dass der Norden das Problem 
nicht dem Süden überlassen könne. Die Welt sei voller Konflikte und Armut und es gebe eine unersättliche 
Nachfrage nach einem Leben in Wohlstand und Sicherheit. Das Problem sei, dass Vereinbarungen mit den 
Anrainerstaaten durch die reichen Länder des Nordens gezahlt werden müssten. Auch könnten nicht wahllos 
Boote zerstört werden, da nicht klar sei, welche Boote für Flüchtlinge und welche beispielsweise für die Fische-
rei benutzt würden. Wenn die Such- und Rettungsdienste vermehrt würden, würde dies nur Flüchtlinge und 
Schlepper ermutigen. Wenn die Flüchtlinge zurückgebracht würden, stelle sich die Frage wohin. Er stellt klar, 
dass die Lösung langfristige Ansätze fordere, kurzfristig die Probleme aber nicht ignoriert werden könnten. Eric 
Voruz (Schweiz, SOC) forderte zudem, dass westliche und östliche Mächte korrupten nordafrikanischen Staa-
ten keine Ressourcen geben sollten und dass diese Staaten die Verantwortung übernehmen müssten. Auch müs-
sten die Konten von Diktatoren, die ihr Geld in der Schweiz unterbringen, eingefroren werden.  

In der Entschließung 2050 zeigt sich die Versammlung angesichts der dramatischen Entwicklungen im Mittel-
meer besorgt. Die Versammlung fordert von den Mitgliedstaaten, einen ganzheitlichen Ansatz bei den Migrati-
onsströmen über das Mittelmeer anzunehmen, um eine dringende und abgestimmte Vorgehensweise zu ermög-
lichen. Insbesondere sollen die Such- und Rettungsoperationen auf See unter Mithilfe aller Mitgliedstaaten ver-
stärkt werden. Auf europäischer Ebene sollen wirksame Maßnahmen angenommen und koordiniert werden, um 
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Menschenhändler und -schmuggler zu bekämpfen. Die Dublin-Verordnung soll hinsichtlich der Verantwortung, 
der Kosten für die Annahme von Flüchtlingen und Asylanten und die Bearbeitung der Akten überarbeitet wer-
den, indem Quoten für die Verteilung unter den Mitgliedstaaten anhand der Bevölkerungszahl und den finanzi-
ellen Ressourcen vereinbart werden. Alternative Kanäle für legale Einwanderung sollen erhöht werden sowie 
Umsiedlung, einfacherer Zugang zur Familienzusammenführung und andere geschützte Zugangsmöglichkeiten, 
wie vom UNHCR befürwortet. Humanitäre Hilfe und Entwicklungsprojekte sollen in den Ursprungsländern 
und den Transitländern der Flüchtlinge erhöht werden, um den Lebensstandard in diesen Ländern zu steigern 
und den Kapazitäten- und Institutionenaufbau in Transitländern und Erstantragsländern zu entwickeln, um den 
Migrationsdruck zu verringern. Verwaltungstechnische, justizielle und ermittlungstechnische Kooperationen 
mit Ursprungsländern und Transitländern, insbesondere am südlichen Ufer des Mittelmeeres sollen auch ver-
größert werden. Denjenigen soll zudem Asyl gewährt werden, die internationalen Schutz benötigen, indem die 
externe Antragsbearbeitung ermöglicht wird, was möglicherweise die Überarbeitung der Asylpolitik erforder-
lich macht.  

Massenüberwachung 
(Bericht Dok. 13734, Entschließung 2045, Stellungnahme 13748) 

Berichterstatter Pieter Omtzigt (Niederlande, EPP/CD) erklärte, dass das Berichtsthema aus den Enthüllungen 
von Edward Snowden über das Vorgehen der NSA hervorgegangen sei. Es bestehe die Gefahr, die Privatsphäre 
zu verlieren, wenn jedes gesprochene und geschriebene Wort gespeichert würde. Es könne zu einem Verlust 
der Meinungsfreiheit führen. Der Verlust der Meinungsfreiheit und der Privatsphäre gehe jedoch nicht mit einer 
absoluten Sicherheit einher. Studien hätten bewiesen, dass nur die gezielte Überwachung, nicht aber die Mas-
senüberwachung bei der Terrorbekämpfung effektiv sei, da bei der Massenüberwachung die Menge an Daten 
kaum zu durchdringen sei. Das Vorgehen in Frankreich, Massenüberwachung zu erlauben, sei ein Schritt in die 
falsche Richtung. Gleiches gelte für das Vorgehen in Deutschland, wo den Medien zufolge Politiker einen Vor-
schlag zur rechtlichen Einschränkung von Datenverschlüsselung und anderen Maßnahmen zum Schutz der per-
sönlichen Daten unterbreitet hätten. Er betonte, dass sein Bericht nicht anti-amerikanisch sei – vielmehr gelte 
die Kritik auch den europäischen Nachrichtendiensten. Ein Geheimdienstkodex, wie er vom ehemaligen Leiter 
des Bundesnachrichtendienstes Hansjörg Geiger vorgeschlagen worden sei, solle das Vertrauen wiederherstel-
len, dass durch die Enthüllungen von Edward Snowden verloren gegangen sei. 

Diana Eccles (Vereinigtes Königreich, EC) nahm für den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft, Bildung und 
Medien Stellung. Die Enthüllungen von Edward Snowden hätten die Massenüberwachung auf die Tagesord-
nung gebracht. Angesichts der aktuellen Bedrohungen durch den sogenannten Islamischen Staat, der auch das 
Internet für seine Zwecke nutze, sei aber klar geworden, dass die terroristische Bedrohung besorgniserregende 
Ausmaße erreicht habe. Es sei somit erforderlich eine Einigung darüber zu erzielen, wie Daten im Sinne der 
Terrorbekämpfung gesammelt werden könnten, ohne dass Menschenrechte verletzt würden. Sie bemängelte, 
dass sich der Bericht damit nicht ausreichend beschäftige, sodass eine Reihe von Änderungen notwendig sei.  

In der Debatte vertrat ein Großteil der Delegierten die Ansicht, dass staatliche Überwachung zwar notwendig 
sei, ihr aber rechtliche Grenzen gesteckt werden müssten, um Missbrauch zu verhindern und die Rechte der 
Bürger zu wahren. Zum Teil dankten Delegierte ausdrücklich Edward Snowden für dessen Enthüllungen.  
Gerold Büchel (Lichtenstein, ALDE) betonte, dass die Privatsphäre ein schützenswertes Gut sei, die Bedro-
hung von Massenüberwachung aber nicht nur von Geheimdiensten ausgehe, sondern von jedem, der ausrei-
chend technische Kenntnisse habe, wie Edward Snowden selber gezeigt habe. Für Unnur Brá Konrádsdóttir 
(Island, EC) ist der Kern der Diskussion über die Massenüberwachung die Frage, wie weit die Überwachung 
durch den Staat gehen solle. Sie wies auf Artikel 8 der EMRK über den Schutz der Privatsphäre hin, die ge-
schützt werden müsse. Auf der anderen Seite müsse berücksichtigt werden, dass Terroristen zunehmend an-
spruchsvolle Technologien für ihre Zwecke verwendeten und die Staaten eine effektive Terrorismusbekämp-
fung gewährleisten müssten. Stefaan Vercamer (Belgien, EPP/CD) wies auf die Gefahr hin, dass Massenüber-
wachung nicht demokratisch kontrolliert werde und dass geheime Gesetze und Gerichte eine geheime Interpre-
tation der Daten vornehmen würden. Man solle die Massenüberwachung innerhalb eines rechtlichen Rahmens 
halten, der die Menschenrechte und die Rechtstaatlichkeit anerkenne, um die Rechte der Bürger auf Privatsphäre 
zu wahren. Luc Recordon (Schweiz, SOC) erklärte, dass Spionage nunmehr, anders als zuvor, zu Gunsten der 
öffentlichen Sicherheit und zu Lasten der öffentlichen Freiheit gehe. Er wies auf die Notwendigkeit von Rechts-
aufsicht und parlamentarischer Kontrolle hin und lobte die Lösungsvorschläge des Berichts, der z. B. einen 
Geheimdienstkodex für notwendig hält und auf die Möglichkeit der Verschlüsselung hinweist. Yves Pozzo di 
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Borgo (Frankreich, EPP/CD) erklärte, dass auch demokratische Staaten Daten sammelten und sogar das Mo-
biltelefon der Bundeskanzlerin abgehört worden sei. Die technologischen Möglichkeiten hätten sich in dieser 
Hinsicht schneller entwickelt als der Menschenrechtsschutz. Olena Sotnyk (Ukraine, ALDE) zeigte sich be-
sorgt, dass die Infrastruktur des Internets sich hauptsächlich in den USA befinde und von Privatunternehmen 
betrieben werde. Zudem seien viele der Menschenrechte, die die US-Verfassung garantiere, nur auf US Ameri-
kaner anwendbar und würden europäische Bürger nicht schützen. Viktor Vovk (Ukraine, EC) verwies auf das 
Recht eines jeden Staates sich selber zu schützen, insbesondere angesichts der hybriden Kriegsführung, die auch 
von aggressiven Nachbarn ausgehen könne. George Loukaides (Zypern, UEL) kritisierte, dass die US-ameri-
kanischen und die europäischen Geheimdienste nicht mit internationalen Organisationen kooperierten. Weite 
und Tiefe der Überwachung zeige, dass ihr Ziel nicht nur Terrorismusbekämpfung sei, sondern auch militäri-
sche, politische und wirtschaftliche Spionage.  

Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten des Europarates in Entschließung 2045 auf zu gewährleisten, 
dass Metadaten nur gesammelt und analysiert werden, wenn die betroffene Person dem zustimmt oder dies mit 
gerichtlichen Beschluss erfolgt, basierend auf einem ausreichenden Verdacht. Die unzulässige Datensammlung 
soll bestraft und die Schwächung oder Umgehung von Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz der Daten verboten 
werden. Zudem sollen alle Stellen, die persönliche Daten sammeln, verpflichtet werden, die höchsten Sicher-
heitsstandards für den Schutz der Daten anzuwenden. Weiter sollen zur Einhaltung eines Rechtsrahmens durch 
die Geheimdienste rechtliche und parlamentarische Kontrollmechanismen eingeführt werden. Diese Kontroll-
mechanismen sollen für ihre Arbeit ausreichenden Zugang zu Informationen und Expertise erhalten und auch 
zuständig sein, um internationale Kooperationen auf diesem Gebiet zu überprüfen. Ferner soll ausreichend 
Schutz für Hinweisgeber (Whistleblower) vorgesehen werden. Auch soll ein multilateraler Nachrichtendienst-
Kodex erarbeitet werden, um Kooperationen bei der Terrorismusbekämpfung zu regeln. Der Kodex soll auch 
vorsehen, dass bei der Überwachung gegenseitiger Staatsangehöriger die Regelungen Anwendung anfinden 
sollen, die auch die eigenen Bürger vor Überwachung schützen. Die Überwachung für politische, wirtschaftli-
che oder diplomatische Zwecke soll verboten werden und die Entwicklung benutzerfreundlicher Datenschutz-
technik gefördert werden. Auch soll vom Export von Überwachungstechnologie an autoritäre Regimes abgese-
hen werden. 

Diskriminierung von Transgender in Europa  
(Bericht Dok. 13742 und Entschließung 2048) 

Für den Ausschuss für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung berichtete Deborah Schembri (Malta, SOC), 
dass den Transgender zu lange ihre grundlegenden Menschenrechte verwehrt worden seien. Zur legalen Aner-
kennung ihres Geschlechts müssten sie Anforderungen erfüllen, die überholt seien und für die Betroffenen einen 
persönlichen Kampf darstellten. Sie forderte einen speziellen Menschenrechtsschutz für Transgender. Trans-
gender seien in ihrem täglichen Leben durch die fehlende Toleranz seitens der Gesellschaft belastet. Sie würden 
Diskriminierung erleiden und hätten größere Schwierigkeiten Arbeit zu finden und zu behalten. Auch sei der 
Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen für sie schwieriger, da sie oftmals auch von Fachkräften im Gesund-
heitswesen diskriminiert würden. Transgender-Kinder seien schon dadurch betroffen, dass ihnen das Recht auf 
Namens- und Geschlechtsänderung erst ab der Volljährigkeit zustünde. Für die Anerkennung der Geschlechts-
umwandlung sei es zurzeit noch zwingend erforderlich, dass sich Transgender eine Geisteskrankheit bescheini-
gen ließen, was zur weiteren sozialen Stigmatisierung führe und sie noch verwundbarer mache. In einer demo-
kratischen Gesellschaft, die sich den Menschenrechten verschrieben habe, könne es nicht sein, dass der Staat 
Transgender noch immer zu einer Sterilisierung verpflichte oder sie zur Scheidung zwinge, um ihren Status 
anerkannt zu bekommen. 

Die Ministerin Maltas für den sozialen Dialog, Verbraucherfragen und Freiheiten, Helena Dalli, betonte in 
einem Redebeitrag, dass Malta im April das Gesetz zu geschlechtlichen Identität, geschlechtlichen Ausdruck 
und Geschlechtsmerkmale verabschiedet habe. Dieses Gesetz sehe vereinfachte Verfahren für die Anerkennung 
der Transgender vor und erleichtere die Herausforderungen, mit denen Transgender täglich konfrontiert würden. 
Sie betonte, dass es Amnesty International zufolge 1,5 Millionen Transgender in Europa geben könne. Sie for-
derte die Versammlung auf, sich für die Rechte der Transgender einzusetzen. 

Die Mehrheit der Delegierten wies in der Debatte auf die enorme Bedeutung dieses Themas und auf die Not-
wendigkeit hin, Diskriminierung zu überwinden. Teilweise berichteten sie über die Lage und die Entwicklung 
in ihren eigenen Ländern. Jonas Gunnarsson (Schweden, SOC) schilderte einen Einzelfall aus seiner Heimat-
stadt und bestätigte, dass Transgender viel öfter von Selbstmord betroffen seien als die restliche Bevölkerung. 
Adele Gambaro (Italien, ALDE) forderte, dass der Europarat seinen Mitgliedstaaten helfen solle, jeweils einen 
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ähnlichen rechtlichen Standard zu erreichen. Vasiliki Katrivanou (Griechenland, UEL) begrüßte die Möglich-
keit, Transgender zu unterstützen und ihnen auch den Schutz der Menschenrechte zu gewähren, der allen zu-
stehe. Stella Kyriakides (Zypern, EPP/CD) betonte, dass Transgendern mehr positive Sichtbarkeit gewährt 
werden müsse, da Sichtbarkeit auch das Bewusstsein für Transgender und ihre Probleme schärfe, was für die 
Bekämpfung der Diskriminierung unerlässlich sei. Olof Lavesson (Schweden, EPP/CD) forderte, dass sich der 
Europarat offen gegen die Diskriminierung und für den Schutz von Homosexuellen, Bisexuellen und Trans-
gender einsetze. Er wies darauf hin, dass die Situation der Transgender noch immer sehr schwierig sei. Valeriu 
Ghiletchi (Moldau, EPP/CD) sprach sich gegen zahlreiche Aspekte des Berichtes und des Entschließungsent-
wurfs aus, betonte aber, dass auch er gegen Diskriminierung sei. Der Bericht räume u. a. ein, dass es keine 
zuverlässigen Zahlen zu Transgender gebe. Auch bemängelte Ghiletchi, dass die Frage einer Geisteskrankheit 
keine politische Entscheidung sei und somit Ärzten und Wissenschaftlern überlassen werden müsse. Auch sei 
nicht klar, wie oft eine Geschlechtsänderung möglich sein solle und wo eine Grenze zu ziehen sei. Bezüglich 
der Kinder zeigte er sich besorgt, dass die Anwendung von Transgenderrechten auf Kinder den Grundsatz des 
Kindeswohls umgehen könne. Auch sei die gleichgeschlechtliche Ehe, die in der Entschließung vorgesehen sei, 
nicht von der Rechtsprechung des EGMR umfasst und ginge über den Konsens der Mitgliedstaaten hinaus.  
Abg. Mechthild Rawert betonte, dass der Bericht zur Aufklärung und Sensibilisierung der Bevölkerung Euro-
pas über Transgender beitrage, insbesondere bei Fachkräften und in der Politik. Sie begrüßte, dass die Situation 
der Transgender aus menschenrechtlicher Sicht angegangen werde. Der Bericht enthalte Vorschläge zur Be-
kämpfung der Diskriminierung, die auch in Deutschland aufgegriffen werden könnten, um dort die faktische 
und rechtliche Situation der Transgender zu verbessern. Als Mitglied des Gesundheitsausschusses des Deut-
schen Bundestages wolle sie drei Punkte hervorheben: Zum einen müssten die bisher notwendigen Vorausset-
zungen wie Sterilisation und medizinische Eingriffe für eine rechtliche Anerkennung von Transgender entfallen. 
Zweitens müssten transgeschlechtliche Menschen geschlechtsangleichende Maßnahmen über das staatliche Ge-
sundheitswesen erhalten können und drittens müssten die nationalen und internationalen Standards der medizi-
nischen Diagnostik so angepasst werden, dass Transgender nicht mehr als geisteskrank bezeichnet werden dürf-
ten; hier sei eine „Entpathologisierung“ erforderlich. Petra De Sutter (Belgien, SOC) erklärte, dass sie selber 
eine Transgenderfrau sei. Sie betonte, dass es auch 2015 noch eine große Herausforderung sei, Transgender zu 
sein. Auch sie habe einen sehr schwierigen persönlichen Lebensweg durchlaufen, der sie an den Rand des Todes 
gebracht habe. Sie habe Unterstützung erfahren, die vielen Transgender verwehrt bliebe. Sie bat die Versamm-
lung um ihre Unterstützung für Transgender. Die Versammlung bedachte ihren Redebeitrag mit anhaltendem 
Applaus.  

Die Versammlung fordert in Entschließung 2048, dass Informationen und Daten über die menschenrechtliche 
Lage der Transgender gesammelt und ausgewertet werden, um den Einfluss von Antidiskriminierungsmaßnah-
men zu erfassen. Vorschriften über Hassverbrechen sollen erlassen werden, die einen besonderen Schutz der 
Transgender vorsehen. Effektiven Schutz vor Diskriminierung der Transgender soll bei der Anstellung im öf-
fentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft gewährt werden. Zudem sollen Transgender und ihre Organisatio-
nen bei der Ausarbeitung und Durchführung von politischen und rechtlichen Maßnahmen eingebunden werden.  

Die Entschließung fordert hinsichtlich der rechtlichen Anerkennung des Geschlechts, dass schnelle, transpa-
rente und zugängliche Verfahren entwickelt werden, um Name und Geschlecht auf offiziellen Dokumenten zu 
ändern und diese Möglichkeiten allen denjenigen eröffnet werden, die davon Gebrauch machen möchten. Sie 
fordert auch, dass Sterilisierung und andere obligatorische medizinische Eingriffe abgeschafft werden, u. a. die 
Diagnose über die seelische Gesundheit. Auch Einschränkungen über die Möglichkeit verheiratet zu bleiben 
sollen abgeschafft und die Rechte der Ehepartner und Kinder gesichert werden. Bei Ausweispapieren soll die 
Wahl eines dritten Geschlechts ermöglicht werden. Die Entschließung fordert auch die Garantie, dass die Rechte 
und Interessen der Transgender-Kinder vorrangig beachtet werden. 

Die Entschließung stellt zum Thema Geschlechtsumwandlung und Gesundheitsvorsorge die Forderung, die Be-
handlung zur Geschlechtsumwandlung als Krankenkassenleistung vorzuschreiben und eine angemessene Ko-
stendeckelung zu garantieren. Auch sollen Transgender bei Maßnahmen zur Suizidbekämpfung aufgenommen 
werden. Die Klassifizierung von Krankheiten soll auf nationaler und internationaler Ebene angepasst werden, 
um sicherzustellen, dass Transgender, Erwachsene und Kinder, nicht als geisteskrank etikettiert werden und 
einen stigmafreien Zugang zur medizinischen Versorgung haben. 

Betreffend Information, Aufklärung und Training sollen die Menschenrechte von Transgender sowie die Dis-
kriminierung aufgrund Geschlechtsidentität angesprochen werden, um mittels von Menschenrechtsbildung und 
Informationskampagnen die Gesellschaft aufzuklären. Informationen und Training sollen Fachleuten diverser 
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Fachrichtungen zur Verfügung gestellt werden, um auf die Rechte und besonderen Bedürfnisse von Transgender 
aufmerksam zu machen, insbesondere hinsichtlich Respekt für die Privatsphäre und Würde.  

Drohnen und gezielte Tötungen: Das Erfordernis, die Menschenrechte und das Völkerrecht zu achten 
(Bericht Dok. 13731) 

Berichterstatter Arcadio Díaz Tejera (Spanien, SOC) erklärte, dass es sich bei Drohnen um Waffen handele, 
die neuartige Herausforderungen für Menschenrechte und Grundfreiheiten darstellten. Auch im Krieg gebe es 
Grenzen, die nicht überschritten werden dürften. So müsse zwischen Kämpfern und Zivilisten unterschieden 
sowie sichergestellt werden, dass letztere weder verletzt noch getötet würden. Darüber hinaus könne der Einsatz 
von Drohnen auch zu rechtlichen Problemen führen. So gebe es beispielsweise in Deutschland einen Militär-
stützpunkt, an dem amerikanische Drohnen zum Einsatz nach Afghanistan vorbereitet und gesendet würden. 
Diese Problematik werde derzeit durch deutsche Gerichte geprüft. Ferner hätten Experten der Vereinten Natio-
nen betont, dass Drohnen aufgrund ihrer Komplexität von unabhängigen Institutionen überprüft werden sollten 
und zudem den obersten Gerichten eine diesbezügliche Aufsichtspflicht zugewiesen werden solle. Stefan 
Schennach (Österreich, SOC) begrüßte den Bericht und erklärte, dass etwa 3000 Menschen Drohnenangriffen 
bereits zum Opfer gefallen seien. Während es sich nur bei 2% der Opfer um militärische Kämpfer gehandelt 
habe, seien die restlichen 98% Zivilisten gewesen – darunter viele Kinder. Angesichts dieser Vorfälle sei es 
notwendig, den Gebrauch von Drohnen zu verhindern. Da Drohnenangriffe zudem gegen das Völkerrecht ver-
stießen, würden seitens der Vereinten Nationen derzeit Sonderuntersuchungen durchgeführt. Karl Gardarsson 
(Island, ALDE) führte an, dass die Komplexität und Verfügbarkeit von Drohnen weiter zunehmen und gleich-
zeitig die Erwerbskosten einer Drohne sinken würden. Allerdings fehle es bei Drohnenangriffen häufig an 
Transparenz. Der Aufruf des Berichterstatters, die Grenzen des internationalen Rechts bezüglich gezielter Tö-
tungen zu respektieren, klare Verfahrensregeln zur Autorisierung solcher Angriffe festzulegen, die ständige 
Aufsicht eines obersten Gerichts und die Bewertung von Drohnen durch unabhängige Institutionen zu gewähr-
leisten sowie eine effektive Untersuchung aller Todesfälle durch Drohnen zu ermöglichen, sei sowohl angemes-
sen als auch zeitgemäß. Richard Balfe (Großbritannien, EC) erklärte, dass Drohnen sich durch ihre Präzision 
auszeichneten, während es demjenigen, der sie bediene, möglich sei, sich fernab der Schusslinie aufzuhalten. 
Er unterstützte die Ansicht des Berichterstatters, dass die Hemmschwelle zum Gebrauch solcher Waffen sinke, 
da sich der Nutzer der Drohne beim Angriff nicht der Gefahr des Todes, der Verletzung oder der Festnahme 
aussetze. Richard Balfe warnte jedoch davor, bei einer Debatte über Drohnen weitere Waffenarten unbeachtet 
zu lassen. Auch beim Gebrauch einer Rakete befinde sich der Angreifer außerhalb der Schusslinie. Zudem 
unterscheide sich die Intention beim Abschuss einer Rakete nicht von derjenigen, die eine Drohnennutzung 
begründe: Beide Angriffe dienten gleichermaßen dazu, Kontrahenten zu töten. Abg. Katrin Werner trug vor, 
dass Der Spiegel kürzlich einen Bericht über den Luftwaffenstützpunkt Ramstein veröffentlicht habe. Offenbar 
handele es sich dabei um die Kommando- und Kontrollzentrale für den Einsatz amerikanischer Kampfdrohnen 
gegen den islamistischen Terror. Bislang habe die Bundesregierung diese Informationen jedoch bestritten.  
Abg. Werner betonte, dass Drohneneinsätze, die aus einem Mitgliedstaat heraus gelenkt würden, auch seitens 
dieses Mitgliedstaates observiert und untersucht werden müssten. Dies sei notwendig, um Menschenrechts- und 
Völkerrechtsstandards gerecht zu werden.  

In der mit 53 Stimmen, bei einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen angenommenen Entschließung 2051 
betont die Versammlung, dass der Gebrauch von Kampfdrohnen für gezielte Tötungen mit Blick auf das Völ-
kerrecht und die Menschenrechte ernste Besorgnis hervorrufe. Einige Mitgliedstaaten sowie Staaten, die Beob-
achterstatus beim Europarat oder der Parlamentarischen Versammlung aufweisen, haben bereits Kampfdrohnen 
als Kriegswaffen verwendet oder gezielte Tötungen an Terrorismusverdächtigen in Ländern wie etwa Afghani-
stan, Pakistan, Somalia und Jemen durchgeführt. Darüber hinaus gibt es Mitgliedstaaten des Europarates, die 
Kampfdrohnen erworben, einen solchen Erwerb geplant oder ihr Wissen mit Kampfdrohnen einsetzenden Staa-
ten teilen. Die Versammlung appelliert an alle Mitglieds- und Beobachterstaaten, die durch Völkerrecht und 
Menschenrechte gesetzten Grenzen bezüglich gezielter Tötungen gewissenhaft zu beachten und klare Verfah-
rensregeln zur Autorisierung von Angriffen festzulegen. Darüber hinaus fordert die Versammlung dazu auf, alle 
durch Drohnenangriffe verursachten Todesfälle vollständig und effektiv aufzuklären, um die Verursacher für 
diese Taten zur Verantwortung zu ziehen und die Opfer oder deren Verwandten zu entschädigen.  

In der mit nur einer Gegenstimme und einer Enthaltung angenommenen Empfehlung 2069 bittet die Versamm-
lung das Ministerkomitee, die Rechtmäßigkeit von Drohneneinsätzen zu überprüfen und, falls notwendig, Leit-
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linien für die Mitgliedstaaten zu erstellen, die ihre Verpflichtung zur Einhaltung internationaler Menschen-
rechte, insbesondere der Standards, die in der Europäischen Menschenrechtskonvention niedergelegt sind, wi-
derspiegeln.  

Der Post-Monitoring-Dialog mit Monaco  
(Dok. 13739) 

Berichterstatter Jordi Xuclà (Spanien, ALDE) erklärte, dass Monaco für die Dauer von fünf Jahren einem 
Monitoringverfahren und die nachfolgenden sechs Jahre einem Post-Monitoringverfahren unterzogen gewesen 
sei. Die Verfahren seien erfreulich verlaufen, da es gelungen sei, die Standards der monegassischen Institutionen 
zu verbessern. So sei das Straf- und Strafprozessrecht reformiert, die Cybercrime-Konvention ratifiziert und ein 
neues Gesetz zur Organisation des Nationalrates verabschiedet worden. Wenngleich die Bilanz positiv ausge-
fallen sei, seien nicht alle Vorhaben geradlinig verlaufen: So habe Monaco bislang weder die Protokolle Nr. 1 
und 12 zur Europäischen Menschenrechtskonvention noch die überarbeitete Fassung der Europäischen Sozial-
charta ratifiziert. Das erste Zusatzprotokoll zur EMRK vom 20. März 1952 gewährleistet den Schutz des Eigen-
tums, das Recht auf Bildung sowie das Recht auf freie Wahlen während das zwölfte Zusatzprotokoll zur EMRK 
vom 4. November 2000 ein allgemeines und umfassendes Diskriminierungsverbot statuiert. Gleichwohl war 
Jordi Xuclà der Ansicht, dass es an der Zeit sei, den Post-Monitoringdialog mit Monaco zu beenden. Das mo-
negassische Parlament habe zugesichert, die Kommunikationskanäle bezüglich einer möglichen Ratifizierung 
offen zu halten, und habe sich darüber hinaus zusammen mit der im Post-Monitoringdialog involvierten Oppo-
sition bereit erklärt, an einer bestmöglichen Lösung zu arbeiten. Laut Jordi Xuclà bestehe ferner die Annahme, 
dass – im Falle eines Aufrechterhaltens des Post-Monitoringdialogs – ein politischer Druck in Monaco dahin-
gehend erzeugt werden könnte, dass die Monegassen schließlich einer Ratifizierung der Sozialcharta nicht zu-
stimmen.  

In der Debatte begrüßte Pierre-Yves Le Borgn‘ (Frankreich, SOC) die Haltung des Berichterstatters, den Post-
Monitoringdialog mit Monaco zu beenden. Das Land habe seit seinem Beitritt zum Europarat im Jahre 2004 
große Fortschritte gemacht. Gleichwohl kritisierte er die Behauptung des Berichts, dass die konstitutionelle 
Monarchie in Monaco eine Herausforderung für die Demokratie darstelle. Zwar präferiere er ein parlamentari-
sches System. Jedoch müsse man differenzieren und dürfe nicht außer Acht lassen, dass Monaco mehr Gemein-
samkeiten mit den Werten der Versammlung aufweise, als diverse größere Staaten, auch wenn sie über einen 
gewählten Machthaber verfügten. So falle etwa positiv auf, dass in Monaco Menschenrechte respektiert würden. 
Béatrice Fresko-Rolfo (Monaco, EPP/CD) erklärte, Monaco habe seit seinem Beitritt die Standards des Euro-
parates respektiert und eine Vielzahl von Abkommen ratifiziert. Obwohl Monaco viel erreicht und großes Ent-
gegenkommen gezeigt habe, seien die Protokolle Nr. 1 und 12 der EMRK sowie die überarbeitete Fassung der 
Sozialcharta nicht mit der Situation Monacos kompatibel. Lediglich 20% der Einwohner hätten die monegassi-
sche Staatsbürgerschaft, sodass die Monegassen eine Minderheit in ihrem eigenen Land darstellten. Für diese 
Minderheit Arbeitsplätze zu garantieren sowie Wohnraum und Lebensqualität zu schaffen, sei in Monaco Prio-
rität. Dies sei eine Diskriminierung im positiven Sinne, da die ungleiche Situation für die monegassischen 
Staatsbürger ausgeglichen werden müsse. Obwohl infolgedessen eine Ratifizierung der Protokolle Nr. 1 und 12 
der EMRK sowie die der überarbeiteten Fassung der Sozialcharta nicht möglich sei, werde das monegassische 
Parlament seinen Verpflichtungen gegenüber dem Europarat treu bleiben und an der Suche nach Lösungen 
mitwirken.  

In der bei nur einer Gegenstimme und einer Enthaltung angenommenen Entschließung 2052 erklärt die Ver-
sammlung, angesichts der Fortschritte und des Einsatzes Monacos seit dem Jahre 2009, den Post-Monitoringdia-
log zu beenden. Monaco habe wesentliche Beitrittsverpflichtungen erfüllt oder sei im Begriff, diese zu erfüllen, 
darunter die Ratifizierung der Cybercrime-Konvention, die Verabschiedung eines neuen Gesetzes zur Organi-
sation des Nationalrates, die Reform des Straf- und Strafprozessrechts. Mit Blick auf die ausstehende Ratifizie-
rung der Protokolle Nr. 1 und 12 der EMRK sowie der überarbeiteten Fassung der Europäischen Sozialcharta 
geht die Versammlung davon aus, dass das Land weiterhin mit dem Europarat, insbesondere mithilfe einer 
Arbeitsgruppe, kooperiert.  
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Die Reform des Fußball-Managements 
(Bericht Dok. 13738) 

Berichterstatter Michael Connarty (Vereinigtes Königreich, SOC) machte in seinem Bericht auf diverse Miss-
stände im Zusammenhang mit Vorgehensweisen in Fußballverbänden sowie im Hinblick auf die Fußballwelt-
meisterschaft 2022 in Katar aufmerksam. Er erklärte, dass er mithilfe von Journalisten der Sunday Times elek-
tronische Dokumente habe einsehen können, die Überweisungen im fünf- und sechsstelligen Bereich an be-
stimmte Personen belegten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung Katars für die Fußballweltmeisterschaft 
2022 gestanden hätten. Die Dokumente hätten Kommentare wie etwa „Wir freuen uns auf den Dezember 2010, 
wenn wir alle die Auswahl Katars als Gastgeber für die Weltmeisterschaft 2022 feiern können“ oder „Bedanken 
Sie sich bei dem Emir für seine Großzügigkeit“ beinhaltet. Überweisungen, die mit eben diesen Kommentaren 
versehen worden seien, müsse man als Korruption einstufen. Um solche Manipulationen zu verhindern, habe 
der Governance-Ausschuss der FIFA empfohlen, in Zukunft nicht nur das Exekutivkomitee, sondern den ge-
samten Kongress am Bewerbungsprozess zu beteiligen. Darüber hinaus lägen Beweise der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) sowie von Stephen Murphy, dem Generalsekretär der UCATT (Union of Construction 
Allied Trades and Technicians) vor, nach denen mehr als tausend, oftmals ausländische, Arbeitskräfte bei der 
Errichtung der Austragungsstätten ums Leben gekommen seien. Laut Michael Connarty stellten die zahlreichen 
Todesfälle Folgen der Arbeitsbedingungen dar, da es in Katar im Sommer Temperaturen von bis zu 50° Celsius 
gebe und täglich über 14 Stunden gearbeitet werde. Auf zahlreichen Todesbescheinigungen habe man jedoch 
als Todesursache „Herzinfarkt“ angegeben. Nach Ansicht Michael Connartys bestehe der Grund für diese An-
gaben darin, dass Unternehmen den Angehörigen auf diesem Wege nicht zum Schadensersatz verpflichtet seien. 
Zudem machte der Berichterstatter darauf aufmerksam, dass es bei der FIFA im Zusammenhang mit der Publi-
zierung von Berichten vermehrt Unregelmäßigkeiten gebe. So sei der Untersuchungsausschuss der FIFA dazu 
verpflichtet, der schiedsgerichtlichen Kammer Bericht zu erstatten. Diese würde die Berichte jedoch entweder 
unrichtig darstellen oder schließlich gar nicht veröffentlichen. 

In der Debatte betonte Georgios Pantzas (Griechenland, UEL), dass zahlreiche Sportverbände Entscheidungen 
im Geheimen fällten und keine Regelungen vorlägen, mit Unregelmäßigkeiten umzugehen. Korruption in Sport-
verbänden müsse bekämpft werden. Es sei daher eine transparente Organisation von Sportverbänden notwendig, 
um ihre internen Vorgänge sichtbar zu machen. Er rief dazu auf, eine unabhängige Untersuchung bezüglich der 
Lage in Katar durchzuführen. Ángel Pintado (Spanien, EPP/CD) warf dem Berichterstatter zusammen mit Me-
ritxell Mateu Pi (Andorra, ALDE) vor, unzureichende Quellen als Grundlage für seinen Bericht gewählt zu 
haben. Der Berichterstatter habe sich vorwiegend auf Zeitungen wie etwa France Football und Sunday Times 
berufen – dabei wären angesichts der im Bericht vorgebrachten massiven Vorwürfe, die einer Denunzierung 
gleichkämen, tiefergehende Recherchen wünschenswert gewesen.  

In der mit 30 Ja-Stimmen, neun Nein-Stimmen und neun Enthaltungen angenommenen Entschließung 2053 
äußert sich die Versammlung besorgt angesichts der Entscheidungsprozesse diverser Sportverbände, die häufig 
in geheimer Sitzung erfolgten. Da diese Verhaltensweisen Korruption und Veruntreuung fördern könnten, sei 
es notwendig, dass Sportverbände eine Transparenzkultur sowie Selbstregulierungsverfahren entwickelten, die 
tadelloses Management ihrer finanziellen Mittel, strenge Kontrollen zur Vermeidung illegaler Beeinflussung 
durch persönliche Interessen sowie effektive Untersuchungs- und Erkennungsmechanismen gewährleisten. 
Obwohl die FIFA derzeit nicht in der Lage sei, Korruptionsskandale gänzlich zu verhindern, begrüßte die Ver-
sammlung jedoch ihre ernsthaften Bestrebungen, gegen die Manipulation von Spielen vorzugehen sowie die 
bisherige Durchführung von Reformen, die die rechtlichen Rahmenbedingungen deutlich verbessert hätten. 
Schließlich wendet sich die Versammlung an die zuständigen Behörden Katars, unverzüglich Maßnahmen zur 
Einhaltung der Grundrechte der dort tätigen ausländischen Arbeitskräfte zu ergreifen, mit der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) zu kooperieren sowie mit Entschlossenheit Missbrauch durch Unternehmen zu un-
terbinden, damit Opfer für ihren erlittenen Schaden entschädigt werden können.  
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Gemeinsame Debatte: 

Haushalt und Prioritäten des Europarates für den Zweijahreszeitraum 2016 und 2017 

Ausgaben der Parlamentarischen Versammlung des Europarates im Zweijahreszeitraum 2016 und 2017  
(Dok. 13743, Entschließung 2046 und Stellungnahme 288) 

André Bugnon (Schweiz, ALDE) trug für den abwesenden Berichterstatter Rudy Salles (Frankreich, EPP/CD) 
vor, dass sich der Haushalt des Europarates für den Zweijahreszeitraum 2016 und 2017 nicht erhöhen werde, 
da die Beiträge der Mitgliedstaaten unverändert blieben (sogenanntes nominales Nullwachstum). Er schätzte, 
dass schon bald etwa 22 Millionen Euro für die Aufgaben der Organisation fehlen würden. Aus diesem Grund 
sei die Flexibilität des Haushaltes, wie die Versammlung sie vorgeschlagen habe, von großer Bedeutung. 2016 
und 2017 wolle man die prioritären Aufgaben weiter verfolgen und insbesondere die Effektivität des Europäi-
schen Gerichtshofes für Menschenrechte verbessern. Das Budget des Europarates müsse sich erhöhen und vor 
allem dauerhaft zur Verfügung stehen – man müsse sich auf eine kontinuierliche Finanzierung verlassen kön-
nen, um weiterhin auf höchstem Niveau arbeiten zu können.  

In der Debatte setzte Marie-Christine Dalloz (Frankreich, EPP/CD) sich hingegen dafür ein, die Beiträge der 
Mitgliedstaaten nicht zu erhöhen – wenn eine Vielzahl an Ländern aufgrund wirtschaftlicher Probleme einspa-
ren müssten, sei nicht ersichtlich, warum dies nicht auch auf den Europarat zutreffen könne. In der Debatte 
thematisiert wurde auch das Angebot der Türkei, künftig als sogenannter großer Beitragszahler einen zusätzli-
chen Beitrag in Höhe von 20 Millionen Euro zu leisten. 

Die Versammlung dankt in der Entschließung 2046 denjenigen Mitgliedstaaten, darunter auch Deutschland, 
die dem Europarat über freiwillige Beiträge zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen. Die Versammlung begrüßt 
die Ankündigung der Türkei, künftig als sogenannter großer Beitragszahler einen erhöhten Mitgliedsbeitrag zu 
zahlen und schlägt dem Ministerkomitee vor, das türkische Angebot anzunehmen. Die Versammlung weist 
darauf hin, dass die Einrichtung von Türkisch als weitere Arbeitssprache zusätzliche Kosten verursachen wird, 
die nur über eine entsprechende Erhöhung der Mittel getragen werden können. Die Versammlung kündigt an, 
ihre Arbeit zu straffen, indem sie z. B. eine striktere Auswahl der Berichtsthemen vornehmen wird. 

In der Stellungnahme 288 fordert die Versammlung das Ministerkomitee auf, die mittelfristigen Konsequenzen 
der aktuellen Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten zu beachten. Die Kostenreduzierungen und Einsparungsmaß-
nahmen könnten dazu führen, dass der Europarat seine Aufgaben nicht mehr erfüllen und seinen Verpflichtun-
gen nicht mehr nachkommen könne.  

III.3 Auswärtige Redner 

Nils Muižnieks, Menschenrechtskommissar des Europarates 

Der Menschenrechtskommissar des Europarates, Nils Muižnieks, stellte seinen Jahresbericht vor. Er wies dar-
aufhin, dass die Parlamentarier der Versammlung die Möglichkeit wahrnehmen sollten, ihre Länder und damit 
auch ganz Europa zu einer menschenrechtsorientierteren Flüchtlingspolitik zu bewegen. Um Menschenrechte 
der Flüchtenden bei dem aktuellen Andrang zu wahren, sei es unerlässlich, sowohl eine europäische „Mare 
nostrum“-Mission zur Unterstützung der italienischen Marine im Mittelmeer zu etablieren, als auch legale Ein-
reisewege nach Europa, leichtere Familienzusammenführungen sowie die Neuansiedlung von syrischen Flücht-
lingen und Flüchtlingen anderer Herkunft zu ermöglichen. Die Solidarität innerhalb Europas bei der Aufnahme 
von Flüchtlingen müsse gestärkt werden. Ein weiteres Thema, das nicht an Aktualität verliere, sei die gegen-
wärtige Situation auf der Krim. Nils Muižnieks erklärte, dass es dort bislang keine wesentlichen Fortschritte in 
Bezug auf Menschenrechtsentwicklungen gegeben habe. Der Druck auf Minderheiten, Menschenrechtsaktivi-
sten und Medien sei bislang nicht abgeklungen. Zwei Anführern der Krimtataren sei das Betreten der Halbinsel 
untersagt worden während Ahtem Ciygoz, ein weiterer Anführer, verhaftet und wegen Straftaten verurteilt wor-
den sei, die er angeblich vor den dortigen politischen Veränderungen begangen habe. Zudem sei der Sendebe-
trieb des einzigen unabhängigen Fernsehsenders der Krimtataren eingestellt sowie Journalisten befragt und ihre 
Häuser durchsucht worden. Diese Ereignisse erzeugten eine Negativwirkung auf die dortige Meinungsfreiheit. 
Auch in Aserbaidschan habe er besorgniserregende Entwicklungen beobachten können. Seit dem letzten Som-
mer seien dort zahlreiche bekannte Menschenrechtsaktivisten aufgrund vermeintlich begangener Delikte inhaf-
tiert oder durch die vermehrten Festnahmen dazu genötigt worden, sich im In- oder Ausland zu verstecken.  
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Nils Muižnieks berichtete ferner, dass er einige festgenommene Menschenrechtsaktivisten besucht habe. Die 
Festnahmen seien entweder aufgrund von Verstößen gegen die Gesetzgebung von Nichtregierungsorganisatio-
nen, die es nahezu unmöglich mache, Menschenrechtsarbeit zu leisten, oder aufgrund von vermeintlichen Spio-
nageaktivitäten, Drogendelikten oder Volksverhetzung erfolgt.  

Der Kommissar erklärte ferner, er habe sich besonders für die Rechte von Gefangenen mit vorwiegend psychi-
schen Behinderungen eingesetzt. Hierbei habe er festgestellt, dass die Gesetze zur Rechts- und Handlungsfä-
higkeit nicht kompatibel mit den Voraussetzungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen seien und rief die Versammlungsmitglieder dazu auf, in ihren Län-
dern psychiatrische Einrichtungen zu besuchen, da diese einen Indikator für die Menschenrechtslage in diesem 
Bereich darstellen könnten. Schließlich wies er darauf hin, dass die Gruppe der Roma in Europa weiterhin 
Diskriminierung erfahre. So seien sie benachteiligt in Bezug auf Gesundheitsfürsorge, Wohnraum und Arbeit. 
Zudem würden Roma-Kinder lediglich in separaten, unterdurchschnittlichen Klassen unterrichtet. Der Bericht-
erstatter erklärte schließlich zusammenfassend, dass die Menschenrechtslage im Gebiet des Europarates düster 
aussehe und rief die Versammlungsmitglieder dazu auf, sich für Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit in Europa zu engagieren.  

In der Debatte erkundigte sich Richard Balfe (Vereinigtes Königreich, EC) nach Maßnahmen gegen Schlepper. 
Nils Muižnieks erwiderte, dass zwischen Menschenhandel und -schmuggel differenziert werden müsse. Men-
schenhandel sei anzunehmen, wenn Menschen transportiert würden, um diese auszubeuten. Von Menschen-
schmuggel spreche man hingegen, wenn Menschen für ihren Transport bezahlten. Dies passiere häufig im Zu-
sammenhang mit Flüchtlingen, da es keine legalen und sicheren Kanäle nach Europa gebe. Man müsse in Zu-
sammenarbeit mit den Ursprungsländern die Schmugglerringe bekämpfen und dafür sorgen, dass für Flücht-
linge sichere Wege nach Europa entstehen. Abg. Frank Schwabe begrüßte die Thematisierung der Menschen-
rechtslage in Aserbaidschan und fragte, ob es die Möglichkeit gebe, humanitäre Hilfe für die inhaftierten Men-
schenrechtsaktivisten Leyla und Arif Yunus zu leisten, da sich diese derzeit in einer kritischen gesundheitlichen 
Lage befänden. Nils Muižnieks erklärte, dass er sich humanitäre Erwägungen der aserbaidschanischen Behör-
den in diesen Fällen erhoffe, verdeutlichte jedoch auch, dass Menschenrechtsaktivisten für ihre Tätigkeit gar 
nicht erst inhaftiert werden sollten. Da der französische Staatspräsident François Hollande in den kommenden 
Tagen nach Aserbaidschan reisen werde, hoffe er, dass dieser die beiden Fälle aufgreifen werde.  

Minister für auswärtige und europäische Angelegenheiten Belgiens, Didier Reynders  

In seinem Bericht über die Tätigkeit des Ministerkomitees betonte dessen amtierender Vorsitzender, der Mini-
ster für auswärtige und europäische Angelegenheiten Belgiens, Didier Reynders, dass die Waffenruhe in der 
Ukraine zerbrechlich sei und dass alle Parteien sich voll bei der Umsetzung das Maßnahmenpakets zur Einhal-
tung des Minsker Abkommens engagieren müssten. Der belgische Vorsitz habe seine Arbeit darauf konzentriert, 
die Initiativen zu koordinieren, die mit anderen Organisationen, z. B. der OSZE, erforderlich seien, um die 
Ukrainekrise zu überwinden. In diesem Zusammenhang habe er Gespräche sowohl mit Moskau als auch mit 
Kiew geführt, auch um zu betonen, dass der Europarat die Gesprächskanäle offen halte, um einen Dialog in 
angespannten Zeiten weiterhin zu ermöglichen. Auch biete der Europarat Hilfsmittel für die Stärkung demokra-
tischer Institutionen. Reynders berichtete zudem, dass die Monitoring Mechanismen des Europarates auf der 
Krim und im Donbass voll ausgeschöpft werden müssten, aber auch in anderen Regionen, in denen der Staat 
keine effektive Kontrolle mehr ausübe, wie beispielsweise in Transnistrien, Abchasien, Südossetien und Berg-
Karabach. Er werde demnächst nach Armenien und Aserbaidschan reisen, um die Kooperation dieser beiden 
Länder mit dem Europarat zu fördern.  

Reynders erklärte, dass trotz einer weitgehenden Erholung von der Wirtschaftskrise, in Europa die Arbeitslo-
sigkeit vor allem unter jungen Menschen weiterhin hoch sei, was u. a. dazu führe, dass die junge Generation 
das Gefühl habe, keine Aussichten zu haben, gleichzeitig zunehmend extremistischen Ansichten folge und sich 
radikalisiere. Insoweit sei eine Steigerung der Intoleranz und der Diskriminierung zu beobachten.  

Der Vorsitzende des Ministerkomitees unterstrich, eine Grundlage für seine Amtszeit sei die belgische Europa-
politik. Erstens müssten die Grundprinzipien der Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit 
allen Initiativen zugrunde liegen. Zweitens müssten die Programme und Aktivitäten darauf ausgerichtet sein, 
den Grund der Probleme anzugehen. Drittens sollten die Internationalen Organisationen, die seit Ende des zwei-
ten Weltkrieges in Europa gegründet wurden, sich auf ihre jeweiligen Spezialgebiete konzentrieren, um ihren 
Mehrwert zu stärken. Anhand dieser Prioritäten habe er in seiner Amtszeit die Notwendigkeit einer Reform des 
Europarates weiter verfolgt, insbesondere die Arbeit an der Wirksamkeit des Europäischen Gerichtshofes für 
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Menschenrechte (EGMR). Auch habe er mit der Brüsseler Erklärung „Umsetzung der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) – unsere gemeinsame Verantwortung“ vom 27. März 2015 erreicht, dass die Mit-
gliedstaaten ihre Verantwortung erneut bekräftigt hätten, die EMRK gemeinsam mit dem EGMR effektiv um-
zusetzen. Der soziale Gedanke sei durch die Konferenz zur Zukunft des Schutzes der sozialen Rechte in Europa 
(Convention on the Future of the Protection of Social Rights in Europe) hervorgehoben worden, die am 12. und 
13. Februar in Belgien stattgefunden habe, und deren Ergebnisse ein wesentlicher Bestandteil des Turin-Pro-
zesses der Europäischen Sozialcharta sein würden. Ziel sei die Konsolidierung und Stärkung des Systems nor-
mativer sozialer Standards.  

Reynders betonte, die Attentate in Brüssel, Paris und Kopenhagen hätten die Bekämpfung von Extremismus 
und Radikalismus zu einer Hauptpriorität des belgischen Vorsitzes gemacht. Ziel sei es, die Antwort auf diese 
Probleme zu finden, die der Europarat gezielt auf diese Entwicklung geben könne. Auch habe er mit General-
sekretär Jagland besprochen, dass die Ministersitzung am 19. Mai eine politische Erklärung und einen Aktions-
plan verabschieden solle, an der bereits gearbeitet werde. Auch sei ein Zusatzprotokoll zum Europaratsüberein-
kommen zur Terrorismusverhütung vorgesehen.  

Der Minister erinnerte auch an die Situation am Mittelmeer, die eine Herausforderung für die Ursprungsländer, 
aber auch für Europa und den Europarat darstelle. Zwar sei der Auftrag des Europarates nicht die Rettung 
Schiffbrüchiger, jedoch müssten den Flüchtlingen die Menschenrechte nach der EMRK zustehen. 

III.4 Neue deutsche Berichterstattermandate 

Abg. Marieluise Beck ist Berichterstatterin für den Ausschuss für Rechtsangelegenheiten und Menschenrechte 
über „Rechtsmittel gegen Menschenrechtsverletzungen in ukrainischen Gebieten außerhalb der Kontrolle der 
ukrainischen Behörden“. 

Abg. Dr. Bernd Fabritius ist Berichterstatter für den Ausschuss für Rechtsangelegenheiten und Menschen-
rechte über „Stärkung der Rechtstaatlichkeit in süd-osteuropäischen Staaten mittels gezielter Reformen des 
Rechtswesens“.  

Abg. Axel E. Fischer übernimmt für den Ausschuss für Politische Angelegenheiten und Demokratie die Be-
richterstattung über „die Beziehungen des Europarates zu Kasachstan“ mit dem Ziel, Möglichkeiten für eine 
Intensivierung und Vertiefung der bestehenden Zusammenarbeit auszuloten.   

Abg. Philipp Mißfelder wurde vom Ausschuss für Gleichstellung und Nicht-Diskriminierung zum Berichter-
statter über „Inklusion von Roma in Europa“ ernannt. 

Axel E. Fischer, MdB 
Delegationsleiter 

 

Frank Schwabe, MdB 
stellvertretender Delegationsleiter 
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IV. Tagesordnung der 2. Sitzungswoche 2015 

Montag, 20. April 2015 

8.00 Uhr Präsidium 

9.30 Uhr Fraktionen 

11.30 Uhr 1. Eröffnung der 2. Teilsitzung 2015 

Rede der Präsidentin 

Prüfung neuer Beglaubigungsschreiben 

Wahl eines/er Vizepräsidenten/in der Parlamentarischen Versammlung unter 
Berücksichtigung von Bosnien und Herzegowina und Griechenland 

Änderungen von Mitgliedschaften in den Ausschüssen 

Anträge zur Durchführung einer Aktualitäts- oder Dringlichkeitsdebatte 

Aktualitätsdebatte: „Die politische Lage und die Sicherheitslage in der  

Ukraine und ihre Auswirkungen“ 

Dringlichkeitsdebatte: „Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des 
Europarates zur Verhütung des Terrorismus - Stellungnahme der Parlamentarischen 
Versammlung“ 

Dringlichkeitsdebatte: „Die menschliche Tragödie im Mittelmeerraum: sofortiges 
Handeln erforderlich“ 

Verabschiedung der Tagesordnung 

Verabschiedung des Sitzungsberichts des Ständigen Ausschusses (Paris, 6. März 2015) 

2. Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses 

Berichterstatter für das Präsidium: 

Herr Pedro AGRAMUNT (Spanien, EPP/CD) 

[mögliche] Abstimmung 

14.00 Uhr Ausschusssitzungen 

15.00 Uhr 3. Freie Debatte 

17.00 Uhr  Fraktionen 

Dienstag, 21. April 2015 

8.30 Uhr Ausschusssitzungen  

10.00 Uhr-
13.00 Uhr 

4. Wahl von Richterinnen und Richtern für den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte unter Berücksichtigung von Andorra, Österreich, Finnland, 
Irland und Liechtenstein 

10.00 Uhr 5. Massenüberwachung (Dok. 13734) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Recht und Menschenrechte: 

Herr Pieter OMTZIGT (Niederlande, EPP/CD) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Medien zur 
Stellungnahme: 

Sir Roger GALE (Vereinigtes Königreich, EC) 

12.30 Uhr 6. Ansprache seiner Majestät König der Belgier 

14.00 Uhr Ausschusssitzungen 
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15.30 Uhr- 

17.00 Uhr 

7. 

 

Wahl von Richterinnen und Richtern für den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte [Fortsetzung]  

15.30 Uhr 8. Fragen an Herrn Thorbjørn JAGLAND, Generalsekretär des Europarates 

16.00 Uhr 9. 

9.1. 

 

 

 

9.2. 

Gemeinsame Debatte 

Haushalt und Prioritäten des Europarates für den Zweijahreszeitraum 2016-
2017 (Dok. 13743) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunität und 
institutionelle Angelegenheiten: 

Herr Rudy SALLES (Frankreich, EPP/CD) 

Ausgaben der Parlamentarischen Versammlung des Europarates im 
Zweijahreszeitraum 2016-2017 (Dok. 13744) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunität und 
institutionelle Angelegenheiten: 

Herr Rudy SALLES (Frankreich, EPP/CD) 

 10. Humanitäre Folgen der Aktionen der Terrorgruppe „Islamischer Staat“ (Dok. 
13741) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlinge und 
Vertriebene: 

Herr Jean-Marie BOCKEL (Frankreich, EPP/CD) 

Mittwoch, 22. April 2015 

8.30 Uhr Fraktionen 

10.00 Uhr 12. Aktualitätsdebatte 

„Die politische Lage und die Sicherheitslage in der Ukraine und ihre 
Auswirkungen“ 

12.15 Uhr 13. Mitteilung des Ministerkomitees an die Parlamentarische Versammlung,  

vorgestellt durch den Vorsitzenden des Ministerkomitees und Außenminister 
Belgiens, Didier REYNDERS 

Fragen 

14.00 Uhr  Ausschusssitzungen 

16.30 Uhr 15. Diskriminierung von Transgender in Europa (Dok. 13742) 

Berichterstatterin für den Ausschuss für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung: 

Frau Deborah SCHEMBRI (Malta, SOC) 

Beitrag von Frau Helena DALLI, Ministerin Maltas für den sozialen Dialog, 
Verbraucherfragen und Freiheiten 

16. Soziale Dienste in Europa: Gesetze und Praktiken der Herausnahme von Kindern 
aus ihren Familien in den Mitgliedstaaten des Europarates (Dok. 13730) 

Berichterstatterin für den Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und nachhaltige 
Entwicklung: 

Frau Olga BORZOVA (Russische Föderation, NR) 

Berichterstatterin für den Ausschuss Recht und Menschenrechte zur Stellungnahme: 

Frau Olena SOTNYK (Ukraine, NR) 
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Donnerstag, 23. April 2015 

8.30 Uhr Ausschusssitzungen 

10.00 Uhr 16. Dringlichkeitsdebatte 

Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des Europarates zur 
Verhütung des Terrorismus 

Berichterstatter für den Ausschuss Recht und Menschenrechte: Lord John E. 
TOMLINSON (Vereinigtes Königreich, SOC) 

17. Dringlichkeitsdebatte 

Die menschliche Tragödie im Mittelmeer: Sofortmaßnahmen vonnöten 

Berichterstatter für den Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlinge und 
Vertriebene:  

Herr Thierry MARIANI (Frankreich, EPP/CD) 

14.00 Uhr Ausschusssitzungen 

15.30 Uhr 18. Jährlicher Tätigkeitsbericht 2014 des Menschenrechtskommissars des 
Europarates, Herr Nils Muiznieks (CommDH(2015)4) 

Fragen 

16.30 Uhr 19. Drohnen und gezielte Tötungen: das Erfordernis, die Menschenrechte und das 
Völkerrecht zu achten (Dok. 13731) 

Berichterstatter für den Ausschuss Recht und Menschenrechte: 

Herr Arcadio DÍAZ TEJERA (Spanien, SOC) 

20. Der Post-Monitoring-Dialog mit Monaco (Dok. 13739) 

Berichterstatter für den Monitoringausschuss: 

Herr Jordi XUCLÁ (Spanien, ALDE) 

21. Die Reform des Fußball-Managements (Dok. 13738) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Medien: 

Herr Michael CONNARTY (Vereinigtes Königreich, SOC) 

Freitag, 24. April 2015 

8.30 Uhr Präsidium 

10.00 Uhr 23. Gleichstellung und Nichtdiskriminierung im Hinblick auf den Zugang zur Justiz 
(Dok. 13740) 

Berichterstatter für den Ausschuss für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung: Herr 
Viorel Riceard BADEA (Rumänien, EPP/CD) 

24. Die Effektivität der Europäischen Menschenrechtskonvention: die Erklärung von 
Brighton und darüber hinaus (Dok. 13719) 

Berichterstatter für den Ausschuss Recht und Menschenrechte: 

Herr Yves POZZO DI BORGO (Frankreich, EPP/CD) 

25. Tätigkeitsbericht (Fortsetzung) 
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21 
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im Zweijahreszeitraum 2016 und 2017 

24 

Stellungnahme 288 (2015) Haushalt und Prioritäten des Europarates für den 
Zweijahreszeitraum 2016 und 2017 

29 
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36 
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Entschließung 2045 (2015)1 

Massenüberwachung 

1. Die Parlamentarische Versammlung ist höchst besorgt angesichts der Praxis der Massenüberwachung, 
die seit Juni 2013 von Journalisten offengelegt wurde, denen ein ehemaliger Mitarbeiter des US-Nachrichten-
dienstes, Edward Snowden, eine große Menge streng geheimer Daten anvertraut hatte, in denen die Existenz 
der Massenüberwachung und umfangreicher Eingriffe in die Privatsphäre festgestellt wurden, die der allgemei-
nen Öffentlichkeit und selbst den meisten politischen Entscheidungsträgern bis dahin nicht bekannt gewesen 
waren. 

2. Die bisher in den Snowden-Dokumenten offengelegten Informationen lösten eine umfangreiche welt-
weite Debatte über die Massenüberwachung durch die Nachrichtendienste der Vereinigten Staaten und anderer 
Länder sowie über das potenzielle Fehlen angemessener rechtlicher Regelungen und technischen Schutzes auf 
nationaler und internationaler Ebene bzw. deren tatsächliche Durchsetzung aus. 

3. Die Offenlegung bot überzeugende Beweise in Bezug auf die Existenz weitreichender, technisch fort-
geschrittener Systeme, die von den Nachrichtendiensten der Vereinigten Staaten und ihren Partnern in bestimm-
ten Mitgliedstaaten des Europarates für die Sammlung, Speicherung und Analyse von Kommunikationsdaten 
eingesetzt wurden, darunter Inhalts-, Standort- und andere Metadaten in großem Ausmaß, sowie gezielte Über-
wachungsmaßnahmen, die zahlreiche Menschen umfassten, bei denen es keinen Grund zur Vermutung irgend-
eines Fehlverhaltens gibt.   

4. Die bisher offengelegten Überwachungspraktiken gefährden die Grundrechte, darunter das Recht auf 
Achtung des Privatlebens (Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV Nr. 5), die Freiheit der 
Information und der Meinungsäußerung (Artikel 10) und das Recht auf ein faires Verfahren (Artikel 6) sowie 
die Religionsfreiheit (Artikel 9) – insbesondere dann, wenn vertrauliche Mitteilungen von Rechtsanwälten und 
Geistlichen abgefangen und digitale Beweismittel manipuliert werden. Diese Rechte sind Eckpfeiler der Demo-
kratie. Ein Verstoß gegen diese Rechte ohne angemessene justizielle Kontrolle gefährdet auch die Rechtsstaat-
lichkeit. 

5. Die Versammlung ist ebenfalls höchst besorgt angesichts von Gefahren für die Internetsicherheit durch 
die in den Snowden-Akten aufgedeckte Praxis bestimmter Sicherheitsdienste, systematisch „Hintertüren“ und 
andere Lücken in Bezug auf die Sicherheitsstandards und deren Umsetzung zu suchen, zu nutzen und sogar zu 
schaffen, die auch leicht von Terroristen und Cyberterroristen oder anderen Kriminellen genutzt werden könn-
ten. 

6. Sie ist auch besorgt angesichts der Sammlung großer Mengen persönlicher Daten durch private Unter-
nehmen und die Gefahr, dass von staatlichen oder nichtstaatlichen Akteuren auf diese Daten zugegriffen wird 
und sie zu unrechtmäßigen Zwecken genutzt werden. In diesem Zusammenhang sollte unterstrichen werden, 
dass Privatunternehmen gemäß der von den Vereinten Nationen im Juni 2011 verabschiedeten Resolution 17.4 
über Menschenrechte und transnationale Unternehmen und andere Wirtschaftsunternehmen die Menschen-
rechte achten sollten. 

7. Die Versammlung verurteilt unmissverständlich die intensive Nutzung geheimer Gesetze und Bestim-
mungen, die von geheimen Gerichten mit einer geheimen Interpretation der anwendbaren Bestimmungen ange-
wandt werden, da diese Praxis das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Kontrollmechanismen der Justiz unter-
gräbt.  

8. Wenn Instrumente für die Massenüberwachung wie die von den USA und verbündeten Nachrichten-
diensten entwickelten Instrumente in die Hände autoritärer Regime geraten, hätte dies katastrophale Folgen. In 
Krisenzeiten ist es selbst in gefestigten Demokratien nicht undenkbar, dass die Exekutive in die Hände extre-
mistischer Politiker gerät. High-Tech-Überwachungsinstrumente werden bereits von einer Reihe autoritärer Re-
gime genutzt und dazu gebraucht, Oppositionellen nachzuspüren und die Informations- und Meinungsfreiheit 
zu unterdrücken. In diesem Zusammenhang ist die Versammlung zutiefst besorgt angesichts der jüngsten Ge-
setzesänderungen in der Russischen Föderation, die Möglichkeiten für eine bessere Massenüberwachung durch 
soziale Netzwerke und Internetdienste bieten. 

                                                        
1  Versammlungsdebatte am 21. April 2015 (12. Sitzung) (siehe Dok. 13734, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, 

Berichterstatter: Herr Peter Omtzigt; sowie Dok. 13748, Stellungnahme des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Me-
dien, Berichterstatter: Sir Roger Gale). Von der Versammlung am 21. April 2015 (12. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch 
Empfehlung 2067 (2015). 
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9. In mehreren Ländern hat sich eine große „Überwachungsindustrie“ entwickelt, die von der Geheimhal-
tungskultur, die Überwachungsoperationen umgibt, ihrem High-Tech-Charakter sowie der Tatsache noch ge-
fördert wird, dass sowohl das Ausmaß der mutmaßlichen Bedrohungen als auch die Notwendigkeit spezieller 
Gegenmaßnahmen und ihre Wirtschaftlichkeit für die politischen und haushaltspolitischen Entscheidungsträger 
ohne Rückgriff auf Angaben der interessierten Gruppen schwer zu beurteilen sind. Es besteht die Gefahr, dass 
diese einflussreichen Strukturen sich der demokratischen Kontrolle und Rechenschaftspflicht entziehen; sie be-
drohen den freien und offenen Charakter unserer Gesellschaften.   

10. Die Versammlung stellt fest, dass die Gesetze in den meisten Ländern den Schutz des Privatlebens 
ihrer eigenen Bürger, jedoch nicht den von Ausländern vorsehen. Die Snowden-Dokumente haben gezeigt, dass 
die Nationale Sicherheitsagentur (NSA) der Vereinigten Staaten und ihre ausländischen Partner, insbesondere 
die sogenannten „Fünf Augen“-Partner (Australien, Kanada, Neuseeland, das Vereinigte Königreich und die 
USA) nationale Beschränkungen umgehen, indem sie Daten über die Bürger ihrer Länder austauschen.  

11. Die Versammlung erkennt die Notwendigkeit einer effektiven, gezielten Überwachung mutmaßlicher 
Terroristen und anderer organisierter krimineller Gruppen an. Eine derartige gezielte Überwachung kann ein 
wirksames Instrument für die Rechtsdurchsetzung und die Verhütung von Straftaten sein. Sie stellt jedoch 
gleichzeitig fest, dass die Massenüberwachung unabhängigen, in den USA durchgeführten Untersuchungen zu-
folge im Gegensatz zu früheren Behauptungen leitender Beamter der Nachrichtendienste nicht zur Verhütung 
von Terroranschlägen beigetragen zu haben scheint. Stattdessen werden Ressourcen, die Anschläge verhindern 
könnten, für die Massenüberwachung abgezweigt, was potenzielle Gefährder ungehindert handeln lässt.   

12. Die Versammlung erkennt auch die Notwendigkeit der transatlantischen Zusammenarbeit zur Bekämp-
fung des Terrorismus und anderer Formen der organisierten Kriminalität an. Sie ist der Ansicht, dass eine der-
artige Zusammenarbeit auf gegenseitigem Vertrauen auf der Grundlage internationaler Übereinkommen, der 
Achtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit erfolgen muss. Dieses Vertrauen wurde durch die von 
den Snowden-Dokumenten aufgedeckte Praxis der Massenüberwachung schwer beschädigt.  

13. Um das Vertrauen zwischen den transatlantischen Partnern, den Mitgliedstaaten des Europarates und 
auch zwischen den Bürgern und ihren eigenen Regierungen wieder herzustellen, muss auf nationaler und inter-
nationaler Ebene ein rechtlicher Rahmen festgelegt werden, der den Schutz der Menschenrechte und insbeson-
dere den Schutz des Rechts auf Privatsphäre gewährleistet. Zusätzlich zu einer besseren justiziellen und parla-
mentarischen Kontrolle ist ein glaubwürdiger Schutz für Hinweisgeber, die Verstöße aufdecken, ein effektives 
Instrument zur Durchsetzung eines derartigen rechtlichen und technischen Rahmens. 

14. Das Zögern der zuständigen Behörden der Vereinigten Staaten und ihrer europäischen Pendants, zur 
Klärung der Tatsachen beizutragen, einschließlich ihrer Weigerung, an von der Versammlung und dem Euro-
päischen Parlament veranstalteten Anhörungen teilzunehmen, sowie die unnachgiebige Behandlung des Hin-
weisgebers Edward Snowden tragen nicht zur Wiederherstellung des gegenseitigen Vertrauens und des Ver-
trauens der Öffentlichkeit bei. 

15. Die Versammlung begrüßt Initiativen im US-Kongress zur Prüfung der bestehenden Gesetze mit dem 
Ziel, Missbrauch zu minimieren, sowie den Beschluss des Deutschen Bundestages, einen Untersuchungsaus-
schuss über die Folgen der NSA-Affäre in Deutschland einzusetzen. Sie ruft den Untersuchungsausschuss des 
Bundestages auf, seiner Aufgabe nachzukommen, die Exekutive zur Verantwortung zu ziehen und ungeachtet 
parteipolitischer Erwägungen nach der Wahrheit zu suchen, und ruft die anderen Parlamente auf, ähnliche Un-
tersuchungen einzuleiten. 

16. Die Versammlung verweist auf die Ergebnisse des von der Europäischen Kommission für Demokratie 
durch Recht (Venedig-Kommission) im Jahr 2015 verabschiedeten Berichts über die demokratische Kontrolle 
der Sicherheitsdienste und betont, dass die Parlamente eine bedeutende Rolle bei der Überwachung, Prüfung 
und Kontrolle der nationalen Sicherheitsdienste und Streitkräfte spielen sollten, um die Achtung der Menschen-
rechte, der Rechtsstaatlichkeit und der demokratischen Rechenschaftspflicht sowie des Völkerrechts zu gewähr-
leisten. Die Vergabe von Aufträgen im Bereich sicherheits- bzw. nachrichtendienstlicher Operationen an Pri-
vatunternehmen sollte die Ausnahme sein und darf die demokratische Kontrolle derartiger Operationen nicht 
einschränken.  

17. Die Versammlung begrüßt die ausführliche Untersuchung des Europäischen Parlaments, die zur Ver-
abschiedung einer umfassenden Entschließung über die NSA-Affäre und ihre Auswirkungen auf die euroatlan-
tische Sicherheit am 12. März 2012 führte. Die Versammlung unterstützt insbesondere nachdrücklich die fol-
genden Punkte:  
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17.1. die Aufforderung des Europäischen Parlaments an den Generalsekretär des Europarates, seine 
Befugnisse nach Artikel 52 der Europäischen Menschenrechtskonvention wahrzunehmen und um In-
formationen über die Art und Weise zu bitten, wie die Vertragsparteien die maßgeblichen Bestimmun-
gen der Menschenrechtskonvention umsetzen;  

17.2. den Aufruf des Europäischen Parlaments, eine breite Nutzung von Verschlüsselungstechniken 
zu fördern und sich gegen Versuche zu stellen, die Verschlüsselung und andere Internet-Sicherheits-
standards nicht nur im Interesse der Privatsphäre, sondern auch im Interesse der Gefahr für die natio-
nale Sicherheit durch Schurkenstaaten, Terroristen, Cyberterroristen und gewöhnliche Kriminelle auf-
zuweichen. 

18. Die Versammlung ruft die Europäische Union auf, ihre Arbeit zur Fertigstellung der Datenschutz-
Grundverordnung und des Fluggastdatensatz-Systems voranzutreiben, internationale Kooperationsabkommen 
auf der Grundlage des Schengener Informationssystems abzuschließen und dem Übereinkommen zum Schutz 
des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten (SEV Nr. 108) beizutreten.  

19. Die Versammlung fordert die Mitglieds- und Beobachterstaaten des Europarates daher nachdrücklich 
auf, 

19.1. sicherzustellen, dass die nationalen Gesetze die Sammlung und Analyse persönlicher Daten 
(einschließlich sogenannter Metadaten) nur mit Zustimmung der betroffenen Person oder infolge eines 
Gerichtsbeschlusses erlauben, der auf der Grundlage des begründeten Verdachts, dass die Zielperson 
an kriminellen Handlungen beteiligt ist, erlassen wurde; eine unrechtmäßige Sammlung und Verar-
beitung von Daten sollte auf dieselbe Art und Weise wie die Verletzung der traditionellen Vertrau-
lichkeit des Schriftverkehrs unter Strafe gestellt werden; die Schaffung von „Hintertüren” oder ande-
ren Techniken zur Schwächung oder Umgehung von Sicherheitsmaßnahmen oder zur Ausnutzung 
vorhandener Schwachstellen sollte streng verboten sein; alle Einrichtungen und Unternehmen, die 
über persönliche Daten verfügen, sollten dazu verpflichtet werden, die wirksamsten verfügbaren Si-
cherheitsmaßnahmen anzuwenden;    

19.2. für die Durchsetzung eines solchen rechtlichen Rahmens zu gewährleisten, dass ihre Nach-
richtendienste angemessenen justiziellen bzw. parlamentarischen Kontrollmechanismen unterliegen. 
Die nationalen Kontrollmechanismen müssen über einen ausreichenden Zugang zu Informationen und 
Fachwissen sowie über die Befugnis verfügen, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und ungeachtet 
des Grundsatzes der Kontrolle durch den Urheber die internationale Zusammenarbeit zu überprüfen; 

19.3. für einen glaubwürdigen, effektiven Schutz von Hinweisgebern zu sorgen, die unrechtmäßige 
Überwachungsaktivitäten offenlegen, einschließlich – sofern dies nach nationalem Recht möglich  
ist – Asyl für Hinweisgeber, die in ihren Heimatländern von Vergeltungsmaßnahmen bedroht sind, 
sofern ihre Offenlegung für einen Schutz gemäß den Grundsätzen, für die die Versammlung eintritt, 
in Frage kommt;  

19.4. einen multilateralen „nachrichtendienstlichen Kodex” für die Nachrichtendienste zu vereinba-
ren, der Bestimmungen für eine Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus und der organi-
sierten Kriminalität festlegt. Dieser Kodex sollte eine gegenseitige Verpflichtung beinhalten, bei der 
Überwachung der Staatsbürger und Einwohner der jeweils anderen Staaten dieselben Bestimmungen 
wie für ihre eigenen Staatsbürger anzuwenden und die im Rahmen rechtmäßiger Überwachungsmaß-
nahmen erhaltenen Daten nur zu den Zwecken zu nutzen, für die sie gesammelt wurden. Die Nutzung 
von Überwachungsmaßnahmen zu politischen, wirtschaftlichen oder diplomatischen Zwecken sollte 
unter den teilnehmenden Staaten verboten werden. Eine Beteiligung sollte für alle Staaten möglich 
sein, die auf nationaler Ebene einen rechtlichen Rahmen umsetzen, der den in den Absätzen 16.1 bis 
16.3 aufgeführten Anforderungen entspricht; 

19.5. die weitere Entwicklung benutzerfreundlicher (automatischer) Datenschutztechniken zu för-
dern, die in der Lage sind, Massenüberwachung und anderen Gefahren für die Internetsicherheit Ein-
halt zu bieten, einschließlich Bedrohungen durch nichtstaatliche Akteure;  

19.6. es zu unterlassen, fortgeschrittene Überwachungstechnologien in autoritäre Regime zu expor-
tieren.  

20. Die Versammlung ersucht die zuständigen Organe der Europäischen Union ebenfalls, von allen zu ihrer 
Verfügung stehenden Instrumenten, z.B. dem Übereinkommen zum Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener Daten (SEV Nr. 108), Gebrauch zu machen, um bei ihren Beziehungen 
zu ihren Pendants in den Vereinigten Staaten die Privatsphäre aller Europäer zu fördern, insbesondere bei den 
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Verhandlungen über die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) bzw. deren Umset-
zung, der Safe-Harbour-Entscheidung, dem Programm zum Aufspüren der Finanzierung des Terrorismus 
(TFTP) und dem Fluggastdatensatz-Abkommen.  

Empfehlung 2067 (2015)2 

Massenüberwachung 

1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung 2045 (2015) betr. Massenüberwa-
chung und ersucht das Ministerkomitee, die zu seiner Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, um das Grundrecht 
auf Privatsphäre in allen Mitglieds- und Beobachterstaaten des Europarates zu gewährleisten. 

2. Die Versammlung ersucht das Ministerkomitee insbesondere zu erwägen,  

2.1. den Mitgliedstaaten zu empfehlen, im Lichte der vor kurzem offengelegten Techniken für die 
Massenüberwachung (siehe Entschließung 2045 (2015), Absätze 16.1 bis 16.3) den Schutz der Privats-
phäre im digitalen Zeitalter und die Sicherheit des Internets zu gewährleisten;  

2.2. Fragen der Internet-Sicherheit im Zusammenhang mit den Praktiken der Massenüberwachung 
und des Eingriffs in die Privatsphäre weiter zu untersuchen, insbesondere im Hinblick auf die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten der Internetnutzer; 

2.3. eine Initiative zu starten, deren Ziel ist, einen so genannten „nachrichtendienstlichen Kodex“ 
für die Nachrichtendienste aller teilnehmenden Staaten abzuschließen, der Regeln für die Zusammen-
arbeit zur Bekämpfung des Terrorismus und der organisierten Kriminalität festlegt (siehe Entschlie-
ßung 2045 (2015), Absatz 16.4); 

2.4. die Zusammenarbeit mit den zuständigen Organen der Europäischen Union zu stärken, die an 
Verhandlungen über handelspolitische und datenschutzrelevante Fragen mit den Vereinigten Staaten 
und anderen Drittländern beteiligt sind mit dem Ziel, die in der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (SEV Nr. 5) festgelegten Grundsätze im Interesse aller Mitgliedstaaten des Europarates zum Tra-
gen zu bringen. 

Entschließung 2046 (2015)3 

Die Ausgaben der Parlamentarischen Versammlung im Zweijahreszeitraum 2016 und 2017 

1. Auf der Grundlage von Entschließung (53) 38 des Ministerkomitees über das Haushaltssystem der Be-
ratenden Versammlung sowie Artikel 24 der Finanzvorschriften gibt die Parlamentarische Versammlung jedes 
Jahr eine Stellungnahme zu den Ausgaben im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit ab. Die der Versammlung im 
ordentlichen Haushalt des Europarates zugewiesenen Beträge decken ihre Ausgaben für die Mitarbeiter sowie 
die mit ihrer eigenen Arbeit und der Arbeit ihrer politischen Gruppen verbundenen Ausgaben. Seit 2010 hat die 
Versammlung die Stellungnahme zu ihren eigenen Ausgaben in Form einer Entschließung vorgelegt. 

2. Die Versammlung ist sich bewusst, dass der nächste Zweijahreshaushalt des Europarates vor dem 
schwierigen Hintergrund der Konsolidierung der öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten verabschiedet wer-
den muss, und nimmt den Beschluss des Ministerkomitees zur Kenntnis, für den Zweijahreszeitraum 2016-2017 
weiterhin den Grundsatz des nominellen Nullwachstums anzuwenden. Angesichts der relativ kleinen Belastung, 
die die Beiträge zu den Haushalten des Europarates für die Mitgliedstaaten darstellen, und unter Berücksichti-
gung der Rückzahlungen des Europarates im Falle von Haushaltsüberschüssen oder der Beteiligung an den 
Einnahmen der Europäischen Pharmacopoeia bedauert die Versammlung diesen Beschluss jedoch. 

3. Die Versammlung ersucht das Ministerkomitee, die mittelfristigen Folgen dieser Haushaltsstagnation 
zu überdenken, die dramatisch für den Europarat sein könnte, da die Organisation sich nicht länger in der Lage 
sehen könnte, ihren Verpflichtungen nachzukommen (auch im Hinblick auf Investitionen in neue Technologien 

                                                        
2  Versammlungsdebatte am 21. April 2015 (12. Sitzung) (siehe Dok. 13734, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, 

Berichterstatter: Herr Peter Omtzigt; sowie Dok. 13748, Stellungnahme des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Me-
dien, Berichterstatter: Sir Roger Gale). Von der Versammlung am 21. April 2015 (12. Sitzung) verabschiedeter Text.  

3  Versammlungsdebatte am 21. April 2015 (13. Sitzung) (siehe Dok. 13744, Bericht des Ausschusses für Geschäftsordnung, Immuni-
täten und institutionelle Angelegenheiten, Berichterstatter: Herr Rudy Salles). Von der Versammlung am 21. April 2015 (13. Sitzung) 
verabschiedeter Text. 
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und die Unterhaltung ihrer Gebäude) und folglich ihre Aufgabe und ihre Verpflichtungen gegenüber den Mit-
gliedstaaten zu erfüllen.  

4. Die Versammlung möchte erneut bekräftigen, dass sie in den vergangenen Jahren zur Strategie der 
Kostensenkung beigetragen hat, und zwar sowohl im Hinblick auf die Personalausgaben als auch im Hinblick 
auf die Betriebsausgaben. Sie würde jedoch nicht hinnehmen können, dass das Ministerkomitee angesichts die-
ser Politik der strikten Haushaltsneutralität versucht sein könnte, weitere Kürzungen ihres Haushalts vorzuneh-
men, die ihre Arbeit gefährden würden. 

5. Die Versammlung begrüßt in diesem Zusammenhang den Beschluss der türkischen Regierung, den 
Europarat zu stärken, indem sie vorschlägt, ein „wesentlicher Beitragszahler“ zu werden. Sie fordert die Mit-
gliedstaaten nachdrücklich dazu auf, diesen Vorschlag anzunehmen, ohne ihre eigenen Beiträge zu den ver-
schiedenen Haushalten der Organisation zu verringern. 

6. Die Versammlung hat ihrerseits von dem von Mitgliedern der Versammlung eingereichten Empfeh-
lungsantrag im Hinblick auf die der Türkei in der Parlamentarischen Versammlung zuzuweisenden Sitze Kennt-
nis genommen, wobei es sich um einen Antrag handelt, mit dem die Folgen der Unterrepräsentation dieses 
Landes (im Hinblick auf seine Bevölkerungszahl steht die Türkei unter den Mitgliedstaaten des Europarates an 
dritter Stelle) behoben werden sollen, indem die Anzahl der Sitze, auf die die Türkei einen Anspruch hat, auf 
18 festgesetzt und Türkisch eine Arbeitssprache der Versammlung wird. 

7. Die Annahme von Türkisch als Arbeitssprache der Versammlung würde zu einem Ausgabenzuwachs 
von geschätzt 0,7 Millionen € führen, der nur mit zusätzlichen finanziellen Mitteln bestritten werden könnte, da 
der derzeitige Haushalt der Versammlung derartige Ausgaben nicht abdecken kann.  

8. Für den anstehenden Haushaltszeitraum 2016-2017 wird die Versammlung ihre Aktivitäten im Rahmen 
ihrer Kernaufgaben fortsetzen, d.h. 

8.1. die Überwachung und Stärkung der Effektivität der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(SEV Nr.5), einschließlich der Rolle von Menschenrechtsaktivisten in den Mitgliedstaaten; 

8.2. die Überwachung und Stärkung der Effektivität der Europäischen Sozialcharta (revidiert) 
(SEV Nr. 163) und des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Aus-
beutung und sexuellem Missbrauch (SEV Nr. 201); 

8.3. die Gewährleistung der Einhaltung der von den Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und 
der von ihren Regierungen getroffenen Verpflichtungen;   

8.4. die Fortsetzung ihrer Prüfung von Fragen im Zusammenhang mit gemischten Bevölkerungs-
strömen, einschließlich der Haftbedingungen und der Abschiebung von Migranten;  

8.5. die Prüfung der von der Informationsgesellschaft und der Verwaltung des Internets aufgewor-
fenen gesellschaftlichen Herausforderungen sowie allgemeiner des Konzepts des Zusammenlebens in 
Vielfalt;  

8.6. die Verbesserung der Beteiligung der Mitglieder der Versammlung bei gleichzeitiger Stärkung 
der Interaktion zwischen der Versammlung und den nationalen Parlamenten sowie den Parlamenten, 
die einen Partner-für-Demokratie-Status besitzen oder erhalten möchten (insbesondere die Parlamente 
Jordaniens und Tunesiens);  

8.7. die Stärkung der Fähigkeit zur europäischen interparlamentarischen Zusammenarbeit, ein-
schließlich einer besseren Beteiligung an bestimmten gemeinsamen Programmen (insbesondere sol-
chen, die den südlichen Mittelmeerraum, die östliche Partnerschaft und die Erweiterungspartnerschaf-
ten betreffen).  

9. Während des Zweijahreszeitraums 2016-2017 wird die Versammlung sich auf folgende Bereiche kon-
zentrieren: 

9.1. allgemeine politische Maßnahmen: mit einer strengeren Vorauswahl der Entschließungen und 
Empfehlungen, die die Anliegen des Europarates widerspiegeln, um eine bessere Weiterverfolgung 
verabschiedeter Texte in den nationalen Parlamenten und eine größere  Bekanntheit dieser Texte nicht 
nur in den Parlamenten der Mitgliedstaaten, sondern auch den Parlamenten, die einen Beobachter- oder 
Partner-für-Demokratie-Status besitzen, zu gewährleisten;   

9.2. Kommunikation und Medien: durch eine bessere Berichterstattung in den Medien und eine 
interessantere und lebhaftere Gestaltung der Debatten (beispielsweise mithilfe freier Debatten und die 
an den Generalsekretär des Europarates gerichteten Fragen); darüber hinaus wird die Versammlung 
ihre Modernisierungsbemühungen fortsetzen, insbesondere über ihre Website betreffende technische 
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Entwicklungen und eine verstärkte Präsenz in sozialen Netzwerken wie Facebook und Twitter. Im Rah-
men dieser Strategie soll auch die Integration der Mitglieder der Versammlung verbessert werden, da-
mit ihre Arbeit in der Versammlung auf ihren eigenen Webseiten und sozialen Medien-Accounts mehr 
Profil erhält; 

9.3. Arbeitsmethoden: durch die Umstellung auf elektronische Aufbereitung von Versammlungs-
dokumenten mit einem strukturierten XML-Format, um eine automatische Veröffentlichung und Ver-
breitung von Dokumenten zu gewährleisten und die Verwaltung der Dokumentendaten zu verbessern;  

9.4. die regelmäßige Anpassung ihrer Geschäftsordnung und ihrer Arbeitsmethoden an neue Ent-
wicklungen (insbesondere solche, die aus der Einführung neuer Technologien resultieren). 

10. Die Versammlung wird auch weiterhin bestimmte Sensibilisierungskampagnen zu wichtigen Themen 
unterstützen, insbesondere 

10.1. das parlamentarische Netzwerk „Frauen frei von Gewalt“;  

10.2. die Antikorruptionsplattform;  

10.3. das parlamentarische „No Hate“-Bündnis;  

10.4. die (2015 gestartete) parlamentarische Kampagne zur Beendigung der Immigrationshaft von 
Kindern. 

11. Schließlich wird die Versammlung weiterhin die in ihrer Geschäftsordnung vorgesehenen Tätigkeiten 
ausüben, indem sie gemäß den satzungsmäßigen und den aus den Übereinkommen resultierenden 
Anforderungen verschiedene Wahlen durchführt (die Wahl des Menschenrechtskommissars, der Richter zum 
Europäischen Gerichtshof), die von ihr verliehenen verschiedenen europäischen Auszeichnungen fördert 
(Europapreis, Václav-Havel-Menschenrechtspreis, Museumspreis) und Wahlen beobachtet.   

12. Unter Hinweis auf die interparlamentarische Zusammenarbeit lenkt die Versammlung die 
Aufmerksamkeit auf die von der Abteilung zur Unterstützung parlamentarischer Projekte des 
Versammlungssekretariats geleistete Arbeit, die die Entwicklung und Umsetzung neuer, den Bedürfnissen der 
parlamentarischen Institutionen angepasster Hilfs- und Kooperationsprogramme in enger Zusammenarbeit mit 
den Ausschusssekretariaten ermöglichen. 2014 erhielt und/oder verwaltete das Versammlungssekretariat 329 
600 € an freiwilligen Beiträgen für seine thematischen Aktivitäten. 

13. Die Versammlung möchte ihre aufrichtige Wertschätzung gegenüber denjenigen Mitgliedstaaten und 
ihren Parlamenten zum Ausdruck bringen (insbesondere Andorra, Belgien, Deutschland, den Niederlanden, 
Norwegen, Polen, Portugal, der Schweiz, der Tschechischen Republik und Zypern), die es mit ihren Beiträgen 
ermöglicht haben, Aktivitäten zu finanzieren, die insbesondere im Zusammenhang mit der Förderung des Über-
einkommens des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(SEV Nr. 210, „Istanbul-Übereinkommen“) und des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kin-
dern vor sexueller Ausbeutung und sexueller Gewalt (SEV Nr. 201, „Lanzarote-Konvention“), der Modernisie-
rung des Europapreises sowie dem Ansehen des Václav-Havel-Menschenrechtspreises stehen. 

14. Schließlich geht die Versammlung davon aus, dass der Beschluss der türkischen Regierung, 
vorzuschlagen, ein „wesentlicher Beitragszahler“ zu werden, vom Ministerkomitee ohne jeden 
Ausgleichsversuch genehmigt wird, wodurch weitere Personalkürzungen vermieden würden und der Europarat 
die Ressourcen erhalten würde, die er für eine geeignetere Reaktion auf die Herausforderungen benötigt, vor 
denen unser Kontinent nach den schweren Krisen steht, die durch die in Europa stattfindenden Verstöße gegen 
die Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechtsverletzungen ausgelöst wurden.   

15. Schließlich hofft die Versammlung, dass der Investitionshaushalt in dem Zweijahres-Haushaltsentwurf 
nicht gekürzt wird und dass die Pläne zur Modernisierung des Sitzungssaals der Versammlung und des Pariser 
Büros des Europarates weiterverfolgt werden. 

Der vorliegenden Entschließung sind beigefügt: 

i. eine kurze Erläuterung der wichtigsten Ausgaben; 
ii. eine Übersicht, in der das Arbeitsprogramm der Versammlung nach der ergebnisorientierten Haus-

haltsmethode dargelegt ist. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 27 – Drucksache 18/13692
 
 
Anhang 1 – Ausgaben der Versammlung  

Personalausgaben 

1. Diese Zuweisungen entsprechen den Grundgehältern, (einmaligen und regelmäßigen) Zulagen und den 
Sozialbeiträgen für die festen Mitarbeiter der Versammlung und der zeitlich befristet beschäftigten Mitarbeiter. 

2. Die hier dargelegten Informationen basieren auf der derzeitigen Struktur der Versammlung, die neun 
Ausschüsse umfasst:4 zwei dieser Ausschüsse haben 89 Mitglieder (der Ausschuss für politische Angelegen-
heiten und Demokratie, der auch über 84 Stellvertreter verfügt, und der Ausschuss für die Einhaltung der Pflich-
ten und Verpflichtungen durch die Mitgliedstaaten des Europarates, der keine Stellvertreter besitzt), fünf andere 
haben 84 Mitglieder (und 84 Stellvertreter), der Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunitäten und institutio-
nelle Angelegenheiten hat 37 Mitglieder (und keine Stellvertreter) und der neue Ausschuss für die Wahl der 
Richter zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte besitzt 20 Mitglieder (sowie 20 Stellvertreter). Am 
1. Januar 2015  umfasste das Sekretariat 85 feste Stellen, 5 strukturelle befristete Stellen, 1 befristete Stelle für 
ein Programm und 1 speziell ernannten Beamten, die sich wie folgt aufgliedern: 

Ständige Stellen: 

1 speziell ernannter Beamter   

1 A7 1 B6 

1 A6 5 B5 

8 A5 10 B4 

11 A4 17 B3 

23 A2/A3 8 B2 

Positionen: 

4 A2/A3  1 B5 (Programm) 

  1 B3 

3. Gegenwärtig ist das Sekretariat der Versammlung so organisiert, dass für die neun Ausschüsse der 
Versammlung 49 Mitarbeiter arbeiten (darunter 29 feste Stellen mit Eingruppierung in Kategorie A und 19 feste 
Stellen mit Eingruppierung in Kategorie B sowie 1 befristete B-Stelle). 

4. Die übrigen 43 Mitarbeiter (1 speziell ernannter Beamter, 42 ständige Mitarbeiter) arbeiten für das 
Präsidium der Versammlung, das Private Büro des Präsidenten der Versammlung, die Antragsannahmestelle, 
die Abteilung für Wahlbeobachtung, die Abteilung für die Unterstützung parlamentarischer Projekte, die Zen-
tralabteilung, die Kommunikationsabteilung und die Einheit für Informationstechnologie. 

5. Angesichts der derzeitigen Lage im Hinblick auf die Personalausgaben und im Falle der Fortschreibung 
des nominellen Nullwachstums im Haushaltsentwurf für den Zeitraum 2016-2017 bereitet sich die Versamm-
lung darauf vor, der Aufforderung nachzukommen, ihre Personalausgaben durch die Streichung von drei Stellen 
oder Positionen zu senken. Die Aussicht einer Erhöhung des Beitrags der Türkei zum Haushalt des Europarates 
gibt jedoch Anlass zu der Hoffnung, dass diese Streichungen nicht erforderlich sein werden und dass sich im 
Gegenteil eine strukturelle Verstärkung als möglich erweisen könnte. 

Lieferungen, Dienstleistungen und andere Betriebskosten 

6. In den letzten Jahren hat die Versammlung durch die Rationalisierung ihrer Arbeit zur Senkung ihrer 
Betriebskosten erhebliche Einsparungen erzielt. Seit 2005 ist der Gesamthaushalt der Versammlung ständig 
konstant gesunken. 

                                                        
4  Die Versammlung wandelte ihren Unterausschuss für die Wahl der Richter zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte am 

1. Januar 2015 in einen vollen Ausschuss mit 20 Sitzen um (siehe Artikel 44.1 der Geschäftsordnung). 
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7. Die Abteilung zur Unterstützung parlamentarischer Projekte ermöglichte die Entwicklung und Umset-
zung neuer, den Bedürfnissen der parlamentarischen Institutionen angepasster Hilfs- und Kooperationspro-
gramme in enger Zusammenarbeit mit den Ausschüssen der Versammlung. Diese Abteilung ist auch gemeinsam 
mit der Generaldirektion Programme für die Koordinierung und Umsetzung interparlamentarischer Kooperati-
onsaktivitäten beauftragt, die aus gemeinsamen Programmen mit der Europäischen Union finanziert werden 
(das Südprogramm und die osteuropäische Partnerschaft). Die durchgeführten Kooperationsaktivitäten ermög-
lichen es, den besonderen Bedürfnissen der Parlamente der Mitgliedstaaten des Europarates oder derjenigen 
Staaten, die einen Partner-für-Demokratie-Status besitzen, gerecht zu werden. 2014 erhielt und/oder verwaltete 
die Versammlung freiwillige Beiträge in Höhe von €329 600 für ihre Themenaktivitäten.  

8. Parallel zu den Kooperationsaktivitäten hat die Versammlung beschlossen, bestimmte Sensibilisie-
rungskampagnen zu wichtigen Themen zu unterstützen, wie 

 das parlamentarische Netzwerk „Frauen frei von Gewalt”, dessen Ziele die Förderung der Istan-
bul-Konvention und die Unterstützung der Organisation von Veranstaltungen auf nationaler 
Ebene sowie von Veranstaltungen zur Verbesserung der Wahrnehmung, die von Mitgliedern des 
Netzwerks unterstützt werden, sind;   

 die im April 2014 eingerichtete Antikorruptionsplattform, die die Arbeit der Versammlung auf 
diesem Gebiet abdecken soll; 

 das parlamentarische „No Hate“-Bündnis, ein im Januar 2015 geschaffenes Netzwerk von Parla-
mentariern, dessen Mitglieder in Zusammenarbeit mit ihren nationalen Parlamenten auf nationa-
ler und europäischer Ebene Kampagnen gegen Rassismus, Hass und Intoleranz organisieren. 

9. Was die externe Kommunikation und Wahrnehmung der Versammlung anbelangt, wird die Versamm-
lung ihre Modernisierungsbemühungen mithilfe ihre Website betreffender technischer Entwicklungen und einer 
verstärkten Präsenz in sozialen Netzwerken wie Facebook und Twitter fortsetzen. Mit dieser Politik soll auch 
die Integration der Mitglieder der Versammlung verbessert werden, damit ihre Arbeit in der Versammlung auf 
ihren eigenen Webseiten und sozialen Medienaccounts mehr Profil erhält.  

10. Die Versammlung wird ebenfalls weiterhin ihre politischen Gruppen über ihre Mittelzuweisung unter-
stützen, die sich für jede Gruppe aus einer Pauschale für das Sekretariat und einem Pro-Kopf-Betrag zusam-
mensetzt, der je nach Mitgliederzahl variiert.   

11. Zusammenfassend beläuft sich der vorläufige Haushalt für 2016 und 2017 in realen Zahlen (ohne In-
flation, Gehaltsanpassungen und der eventuellen Streichung von drei Stellen) einschließlich der Rentenversi-
cherungsbeiträge auf 

Jahr Personal Sonstige Ausgaben Gesamt 

2016 €11 285 400 €5 318 200 €16 603 600 

2017 €11 285 400 €5 318 200 €16 603 600 

Haushalt 2015 zur Information: 

2015 €11 285 400 €5 318 200 €16 603 600 

12. Trotz der schwierigen Finanzlage dankt die Versammlung schließlich dem Generalsekretär des Euro-
parates trotz der schwierigen Finanzlage für die geleistete Arbeit zur Modernisierung des Sitzungssaals der 
Versammlung (insbesondere für den Austausch der elektronischen Abstimmungsanlage und die Modernisie-
rung des Rednerpults des Präsidenten). Sie hofft, dass diese Modernisierungsbemühungen abhängig von den 
verfügbaren Mitteln im Investitionsplan des Europarates in den nächsten Jahren fortgesetzt werden. Dies sollte 
insbesondere die Modernisierung der Besuchertribüne und den Austausch der Sitze im Sitzungssaal der Ver-
sammlung betreffen. Es sollte auch darauf hingewiesen werden, dass die Einführung einer sechsten Arbeits-
sprache für die Versammlung einige Anpassungsarbeiten im Pariser Büro des Europarates erfordern wird.   
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Anhang 2 – Arbeitsweise der Versammlung 

Wirkungslogik Leistungsindikatoren 

Erwartetes Ergebnis 1  

Die Teilsitzungen werden ge-
mäß den Erwartungen der Mit-
glieder der Versammlung effi-
zient organisiert und durchge-
führt. 

Mindestens 70% der angemeldeten Redner konnten das Wort ergreifen. 
Die verabschiedeten Texte werden innerhalb der festgelegten Fristen an 
die betroffenen Organisationen weitergeleitet. 

Erwartetes Ergebnis 2  

Ausschusssitzungen, Anhörun-
gen und Konferenzen finden im 
Einklang mit den Entscheidun-
gen der Mitglieder statt. 

2016-2017: Jährlich finden nicht mehr als 10 Sitzungen je Ausschuss 
statt. Die Wirkung der verabschiedeten Texte wird auf der Ebene der 
nationalen Parlamente überwacht.  

Erwartetes Ergebnis 3  

Interparlamentarische Zusam-
menarbeit, Wahlbeobachtung 
und Unterstützung für nationale 
Parlamente orientieren sich an 
politischen Ereignissen. 

Es werden Vorschläge für Kooperationsprogramme erstellt, die den be-
sonderen Anforderungen der Parlamente entsprechen und für die frei-
willige Beiträge geleistet werden. Die Wahlbeobachtungsmissionen 
werden gemäß den Beschlüssen des Präsidiums der Versammlung or-
ganisiert. 

Erwartetes Ergebnis 4  

Bessere Wahrnehmung der Ver-
sammlung in den einzelnen Mit-
gliedstaaten   

Die Medien berichten über die Aktivitäten der Versammlung, jährlich 
erscheinen mindestens 1 300 Artikel in den Printmedien (nach Angaben 
der Presseberichtstatistik der Abteilung Kommunikation). Es wird ein 
Anstieg um 2% der Zahl der externen Nutzer der Website der Versamm-
lung und der Zahl der Abonnenten ihrer Facebook- und Twitter-Ac-
counts um 2% verzeichnet. 

Stellungnahme 288 (2015)5 

Der Haushalt und die Prioritäten des Europarates für den Zweijahreszeitraum 2016-2017 

1. Europa erlebt politische und wirtschaftliche Spannungen infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise von 
2008, der Konsolidierung der Staatsfinanzen zahlreicher Mitgliedstaaten und aufgrund schwerer Verstöße ge-
gen Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte. Diese Phänomene untergraben die demokratische Stabilität und 
tragen zur Entstehung von politischem Extremismus, Rassismus und Intoleranz bei. Die Parlamentarische Ver-
sammlung ist überzeugt, dass der Europarat über die anerkannte Autorität und Sachkenntnis sowie über geeig-
nete Mechanismen verfügt, um als unverzichtbarer Partner bei der europäischen Zusammenarbeit zu fungieren, 
deren Ziel es ist, diesen Herausforderungen zu begegnen und den Mitgliedstaaten zu helfen, wirksame Lösungen 
für die derzeitigen Probleme zu finden.  

2. Die Mitgliedstaaten vertrauen darauf, dass der Europarat eine kohärente Antwort auf diese Krisen fin-
den wird, erwarten jedoch von der Organisation im Gegenzug zu ihrer Finanzierung einen realen Mehrwert, 
d.h., dass sie wirksam und effizient agiert. 

3. Die Versammlung stellt fest, dass der Generalsekretär des Europarates, Thorbjørn Jagland, während 
seiner ersten Amtszeit eine Reihe von Maßnahmen umgesetzt hat, mit denen die Effektivität des Europarates 
bei gleichzeitiger Senkung seiner Kosten, insbesondere der Gehaltszahlungen, verbessert werden sollte, was zu 
Einsparungen in Höhe von 15 Millionen Euro während des untersuchten Zeitraums geführt hat.   

                                                        
5  Versammlungsdebatte am 21. April 2015 (13. Sitzung) (siehe Dok. 13743, Bericht des Ausschusses für Geschäftsordnung, Immuni-

täten und institutionelle Angelegenheiten, Berichterstatter: Herr Rudy Salles). Von der Versammlung am 21. April 2015 (13. Sitzung) 
verabschiedeter Text. 
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4. Die Versammlung begrüßt auch die Maßnahmen des Generalsekretärs zur Stärkung der Fähigkeit der 
Organisation, außerplanmäßige Mittel (freiwillige Beiträge von Mitgliedstaaten und Nichtmitgliedstaaten sowie 
der Europäischen Union, Unterzeichnung gemeinsamer Programme mit der Europäischen Union und andere 
Finanzierungsquellen) einzuwerben, um den Europarat so noch leistungsfähiger zu machen. In diesem Zusam-
menhang möchte die Versammlung die Bedeutung ihrer Kooperationsprogramme unterstreichen, die durch 
diese Art von Ressourcen finanziert werden und sich auf die Probleme konzentrieren, die in den verschiedenen 
von ihr verabschiedeten Berichten identifiziert wurden. 

5. Dennoch ist die Versammlung der Ansicht, dass aufgrund der Tatsache, dass diese zusätzlichen Mittel 
nur zeitweise zur Verfügung stehen und ihr Anteil am Gesamthaushalt des Europarates wächst, mittelfristig das 
finanzielle Gleichgewicht der Organisation und die Planung ihrer Aktivitäten gefährdet sein könnten. Der Grund 
dafür ist, dass derartige Mittel nicht zur Deckung der Kosten für ihre Verwaltung aufgewandt werden können 
oder zur Deckung des finanziellen Bedarfs im Hinblick auf traditionelle Aktivitäten oder wesentliche Ausgaben 
für Investitionen zur Erhaltung, Modernisierung und Wahrung des Wertes der Vermögensgegenstände der Or-
ganisation (insbesondere für die Unterhaltung der Gebäude und den IT-Bedarf). 

6. Angesichts der Herausforderungen für Europa aufgrund von Gewalt und Konflikten und der daraus 
resultierenden demokratischen Instabilität ist die Versammlung der Ansicht, dass der Europarat zur Wahrneh-
mung seiner Rolle über mehr Mittel verfügen sollte und ist besorgt über die mittel- und langfristigen Auswir-
kungen der Entscheidung des Ministerkomitees, den Grundsatz des nominellen Nullwachstums für die Beiträge 
der Mitgliedstaaten für den künftigen Haushalt für den Zweijahreszeitraum 2016-2017 anzuwenden. 

7. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf, Maßnahmen für eine stärkere haushaltspolitische 
Flexibilität zu verabschieden, was sie bereits in ihren früheren Stellungnahmen zu den Haushalten und Priori-
täten des Europarates angeregt hatte, d.h. die Übertragung nicht verausgabter Zuweisungen ohne jede Beschrän-
kung von einem Jahr in das nächste innerhalb eines Zweijahreshaushalts sowie die Schaffung eines Rückstel-
lungskontos in den Konten des Europarates, das zur Abdeckung von Investitionsausgaben genutzt werden kann 
und in das der volle Saldo oder ein festzulegender Prozentsatz des nicht verausgabten Saldos am Ende einer 
Zweijahreshaushaltsperiode fließen sollte. Ein solcher flexibler Ansatz für die Haushaltsplanung würde die Ef-
fektivität der Aktivitäten des Europarates verbessern und eine flexiblere Reaktion auf die sich verändernde Lage 
der Empfängerländer ermöglichen. 

8. Die Versammlung begrüßt den Beschluss der türkischen Regierung, vorzuschlagen, dass die Türkei ab 
dem 1. Januar 2016 ein wesentlicher Beitragszahler zu den Haushalten des Europarates werden soll, und dankt 
der Regierung und dem Parlament dieses Landes für ihre Unterstützung zur Stärkung der Fähigkeit der Organi-
sation, ihrer Aufgabe nachzukommen.   

9. Die Versammlung hat den von mehreren Mitgliedern vorgelegten Antrag auf eine Empfehlung im Hin-
blick auf die Zuweisung der Sitze in der Parlamentarischen Versammlung für die Türkei zur Kenntnis genom-
men – mit diesem Vorschlag sollen die Folgen der Unterrepräsentation dieses Landes (im Hinblick auf ihre 
Bevölkerungszahl steht die Türkei unter den Mitgliedstaaten des Europarates an dritter Stelle) behoben werden, 
indem die Anzahl der Sitze, auf die die Türkei einen Anspruch hat, auf 18 festgesetzt und Türkisch eine der 
Arbeitssprachen der Versammlung wird.    

10. Die Versammlung ruft das Ministerkomitee auf, den Vorschlag der türkischen Regierung zu akzeptie-
ren, ohne jedoch die Beiträge der übrigen Mitgliedstaaten zu den verschiedenen Haushalten der Organisation 
zu senken. 

11. Im Hinblick auf die Prioritäten für 2016 und 2017 nimmt die Versammlung die strategischen Entschei-
dungen des Generalsekretärs bezüglich der nachfolgenden prioritären Bereiche zur Kenntnis: 

11.1. Stärkung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und des Grundsatzes der gemein-
samen Verantwortung zusammen mit den verschiedenen auf diesem Gebiet tätigen Organen des Euro-
parates (institutionellen Organen wie der Parlamentarischen Versammlung, dem Kongress der Gemein-
den und Regionen, dem Europäischen Menschenrechtskommissar und anderen normsetzenden Mecha-
nismen des Europarates);   

11.2. Stärkung der Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten; 

11.3. Aufrechterhaltung der demokratischen Grundsätze;  

11.4. Stärkung der Unterstützung für benachbarte Länder;   

11.5. Stärkung der Europäischen Sozialcharta (revidiert) (SEV Nr. 163);  
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11.6. Stärkung des Zusammenhalts zwischen dem Generalsekretär und den satzungsmäßigen Orga-
nen, insbesondere der Parlamentarischen Versammlung; 

11.7. Verbesserung der operativen Leistungsfähigkeit des Europarates. 

12. Infolge der Terroranschläge von Paris, Kopenhagen und vor kurzem in Tunis unterstützt die Versamm-
lung die Initiativen des Generalsekretärs zur Bekämpfung von Terrorismus, Radikalisierung und Extremismus 
durch den bestmöglichen Gebrauch aller Rechtsinstrumente des Europarates und die Vorlage von Vorschlägen 
zu neuen Instrumenten. 

13. Die Versammlung ist fest davon überzeugt, dass die Strategie des Europarates zur Bekämpfung des 
Terrorismus eine langfristige Perspektive haben und nicht nur Rechtsinstrumente, sondern auch andere Aktivi-
täten des Europarates wie demokratische Regierungsführung einschließlich der verschiedenen Aspekte von 
Wahlen, Terrorismusbekämpfung, Bildung, Unterricht, Kultur und den interreligiösen Dialog umfassen sollte. 

14. Die Versammlung möchte darauf hinweisen, dass sie auf ihrer eigenen Ebene tätig geworden ist und in 
diesem Zusammenhang das Parlamentarische Bündnis „No hate“, ein Netzwerk von Parlamentariern, deren Ziel 
es ist, eine Kampagne gegen Rassismus, Hass und Intoleranz in Zusammenarbeit mit ihren nationalen Parla-
menten auf nationaler und europäischer Ebene zu führen, sowie eine parlamentarische Antikorruptionsplattform 
geschaffen hat.   

15. Die Versammlung ist der Ansicht, dass der Europarat seine Rolle bei der Bewältigung der Herausfor-
derungen für Menschenrechte und sozialen Zusammenhalt auf gesamteuropäischer Ebene im Zusammenhang 
mit Migrationsströmen einschließlich Flüchtlingen und Asylsuchenden und Migranten in einer irregulären Si-
tuation verstärken sollte. Die Versammlung bedauert, dass es keinen speziellen Ausschuss auf der zwischen-
staatlichen Seite der Organisation gibt, der sich mit diesen Fragen befasst. Die Einsetzung eines solchen Organs 
würde ein besseres und koordiniertes Handeln sowie eine größere Effizienz in diesem Zusammenhang ermög-
lichen.  

16. Die Versammlung ist der Ansicht, dass all diese Aktivitäten Hand in Hand mit der Schaffung eines 
kohärenten, europaweiten Systems für den Schutz der Menschenrechte und eine verstärkte Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten bei der Terrorismusbekämpfung gehen müssen, wobei gewährleistet werden muss, dass die 
Staaten keine Maßnahmen ergreifen, die die Grundsätze und das Fallrecht der Europäischen Menschenrechts-
konvention (SEV Nr. 5) verletzen. Die Versammlung möchte in diesem Zusammenhang unterstreichen, dass 
ihre Mitglieder als gewählte Vertreter mit Sitz in den nationalen Parlamenten ihrer Mitgliedstaaten ihre Rolle 
als Gesetzgeber wahrnehmen müssen. 

17. Im Hinblick auf die Wirksamkeit der Europäischen Menschenrechtskonvention und die Weiterverfol-
gung der Erklärung von Brighton aus dem Jahr 2012 verweist die Versammlung darauf, dass es wichtig ist, dem 
Europarat die finanziellen Mittel für die Wahrnehmung seiner Verpflichtungen zur Verfügung zu stellen, ohne 
seine anderen Aktivitäten und Programme zu konterkarieren, wie von der Versammlung bereits in ihrer Ent-
schließung 1856 (2012) betr. die Gewährleistung der Autorität und Effektivität der Europäischen Menschen-
rechtskonvention sowie insbesondere in ihrer Empfehlung 1812 (2007) betr. die politische Dimension des Haus-
halts des Europarates vorgeschlagen, in der sie anregte, Mindestschlüssel für die Beiträge der Mitgliedstaaten 
festzulegen, so dass zumindest die Verwaltungskosten eines Richters beim Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte abgedeckt werden.   

18. Um es Journalisten aus allen Mitgliedstaaten, insbesondere Staaten, die einem Überwachungsverfahren 
unterliegen oder sich in einem Post-Monitoring-Dialog mit der Versammlung befinden, zu ermöglichen, frei 
und unabhängig über die Tätigkeiten des Europarates zu berichten, ersucht die Versammlung den Generalse-
kretär des Europarates, die Finanzierung von Einladungen für Journalisten zur Teilnahme an von der Organisa-
tion veranstalteten wichtigen Ereignissen, darunter den Teilsitzungen der Versammlung, wieder einzuführen.   
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Entschließung 2047 (2015)6 

Die humanitären Folgen der Aktionen der Terrorgruppe „Islamischer Staat“ 

1. Ein Jahr nach der Verabschiedung von Entschließung 1971 (2014) betr. „Die syrischen Flüchtlinge: 
Wie kann die internationale Hilfe organisiert und unterstützt werden?“ ist die Parlamentarische Versammlung 
betroffen darüber, dass sich die Lage erheblich verschlimmert hat und zu einer beispiellosen humanitären Krise 
geworden ist. 

2. Allein im Jahr 2014 verzeichnete der Konflikt einen grausigen Rekord mit der Ermordung von 76 000 
Menschen, darunter 3 500 Kindern, sowie weiteren Tausenden, die als vermisst gemeldet wurden und sich ent-
weder in Gefängnissen oder in von den Dschihadisten kontrollierten Gebieten befinden. 

3. Nach Angaben des Amts des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) haben 
ungefähr 11,5 Millionen Menschen, darunter 4 Millionen Flüchtlinge, das Land verlassen, und es gibt ca. 7,5 
Millionen Binnenvertriebene. Eine der Folgen dieses Konflikts ist, dass die Syrer zur größten Flüchtlingsgruppe 
unter dem Mandat des UNHCR geworden sind. 

4. Die Versammlung ist höchst besorgt angesichts des Erstarkens der Terrorgruppe „Islamischer Staat“ 
(„IS“), die immer mehr Kriegsverbrechen, ethnische Säuberungen, Verbrechen aus religiösen Gründen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit verübt, wodurch sich der Konflikt verschärft und einen enormen 
Flüchtlingsstrom in die Nachbarländer verursacht hat.  

5. Aufgrund der Aktivitäten des IS im Irak und in Syrien ist die Grenze zwischen diesen beiden Ländern 
bedeutungslos geworden, und sie sind zu einem einzigen Schlachtfeld geworden. Infolgedessen sind von den 
von der Terrororganisation begangenen Gräueltaten außer Hunderttausende Syrer auch viele Iraker betroffen. 
Die Vereinten Nationen gaben vor kurzem bekannt, dass es im Irak fast drei Millionen Flüchtlinge und 
Binnenvertriebene gibt, von denen die meisten in den Lagern in der kurdischen Region wieder angesiedelt 
wurden. Als ein ummittelbarer Nachbar der von dem Konflikt betroffenen Gebiete hat die Türkei mehr als  
200 000 Iraker, darunter 20 000 Jesiden und Christen, aufgenommen und drei Lager für 37 500 
Binnenvertriebene im Irak eingerichtet. 

6. Die Ankunft einer riesigen Zahl syrischer Flüchtlinge bleibt nicht ohne Auswirkungen auf das 
gesellschaftliche und soziale sowie auf das politische Leben der Nachbarländer und führt zu immer größeren 
Spannungen zwischen den Bürgern der Nachbarländer und den syrischen Flüchtlingen. 

7. Die Versammlung möchte erneut die Großzügigkeit der Türkei, des Libanon, Jordaniens, des Irak und 
Ägyptens würdigen, die allein fast 92 % der Flüchtlinge aufgenommen haben, was sich auch auf das gesell-
schaftliche und soziale Leben dieser Länder auswirkt. 

8. Sie begrüßt auch die Tatsache, dass Deutschland bisher 33 000 Menschen aus Syrien über humanitäre 
Programme aufgenommen hat, was mehr als einem Drittel der syrischen Flüchtlinge entspricht, die außerhalb 
des Krisengebiets Zuflucht gefunden haben; im Rahmen eines Sonderprogramms hat das deutsche Bundesland 
Baden-Württemberg bis zu tausend Frauen und Minderjährige, die Opfer von sexueller Gewalt wurden, aufge-
nommen; sie begrüßt ebenfalls den Beschluss der schwedischen Regierung, syrischen Asylbewerbern eine stän-
dige Aufenthaltsgenehmigung zu gewähren. 

9. Der syrische Konflikt hat zur Trennung vieler Kinder von ihren Familien geführt sowie zu einer 
Zunahme der Zahl unbegleiteter Minderjähriger; daher droht der neuen Generation der Syrer die 
Staatenlosigkeit. Unbegleitete Minderjährige, Frauen und Mädchen bilden einen sehr hohen Prozentsatz der 
Flüchtlinge und befinden sich in einer Lage, die mehr als unsicher und häufig gefährlich ist, weshalb sie zu 
typischen Opfern von jeder Art von Missbrauch und Gewalt werden.  

10. In Jordanien und der Türkei leben beispielsweise 85 % der syrischen Flüchtlinge außerhalb der Lager, 
verfügen häufig über keinerlei Ressourcen, und Erwachsene und Kinder verlegen sich aufs Betteln oder werden 
ausgebeutet. 

11. Auch die Lage der Binnenvertriebenen in Syrien gibt Anlass zu wachsender Besorgnis, insbesondere 
in Nordsyrien, wo die Angriffe des IS dazu führen, dass keinerlei Hilfe die Familien erreicht, die im bittersten 
Elend leben und bei denen infolge des Fehlens von Ärzten und Medikamenten und des erneuten Ausbruchs von 

                                                        
6  Versammlungsdebatte am 21. April 2015 (13. Sitzung) (siehe Dok. 13741, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flücht-

linge und Vertriebene, Berichterstatter: Herr Jean-Marie Bockel). Von der Versammlung am 21. April 2015 (13. Sitzung) verabschie-
deter Text. 
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bereits ausgemerzten Krankheiten wie Polio, Tuberkulose, Krätze und Typhus eine medizinische und 
humanitäre Katastrophe stattfindet. 

12. Die Versammlung stellt fest, dass die Zahl der Opfer von Menschenhändlern, insbesondere unter 
Migranten, die über das Mittelmeer ankommen, erneut gestiegen ist und verurteilt dies und weist auf die 
Notwendigkeit hin, wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung dieses Menschenhandels vorzunehmen.  

13. Die Versammlung stellt fest, dass viele Länder die Menschen nicht wie erwartet aufnehmen oder 
Flughafentransitvisa ausstellen, wiederholt ihren Aufruf zu internationaler Solidarität und fordert die Staaten 
auf, soweit möglich den Flüchtlingsstatus zu gewähren. In der Praxis werden syrische Flüchtlinge häufig 
abgeschoben oder landen in Gefängnissen. Die Türkei hat jedoch eine große Zahl Syrer aufgenommen, und 
Deutschland, Syrien und Armenien haben Maßnahmen unternommen, um eine begrenzte Zahl von Flüchtlingen 
mithilfe von Wiederansiedlungsmaßnahmen aufzunehmen.  

14. Die Versammlung begrüßt und unterstützt den Vorschlag des UNHCR, eine Wiederansiedlungspolitik 
und einen humanitären Aufnahmeplan umzusetzen, und sie ruft die Staaten auf, diese Politik einzuführen, die 
es erlauben würde, größere Zahlen syrischer Flüchtlinge aufzunehmen, insbesondere diejenigen, die den am 
stärksten benachteiligten Gruppen angehören. 

15. Die Versammlung wiederholt ihren Aufruf an alle Staaten, angesichts dieser beispiellosen Krise 
Solidarität und Verantwortung zu zeigen und alle erforderlichen Schritte zu unternehmen, um zu verhindern, 
dass ihre Staatsangehörigen sich dem IS anschließen, und sich darüber hinaus für die Einleitung eines 
Friedensprozesses in der Region einzusetzen. 

16. Folglich ruft die Versammlung die Mitgliedstaaten des Europarates, die Beobachterstaaten des 
Europarates und ihre Parlamentarische Versammlung sowie alle von der Lage der syrischen Flüchtlinge 
betroffenen Staaten auf,  

16.1. die für humanitäre Organisationen und insbesondere für den UNHCR zugewiesenen Mittel zu 
erhöhen und deren Aktivitäten aktiv zu unterstützen;   

16.2. wenn möglich, die Einführung eines Wiederansiedlungsplans und humanitären Aufnahme-
plans zu unterstützen und diesbezüglich Verpflichtungen einzugehen;    

16.3. gemäß dem Abkommen der Vereinten Nationen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Gen-
fer Konvention von 1951) syrischen Flüchtlingen vorübergehenden oder internationalen Schutz zu ge-
währen und es ihnen nach dem Beispiel der Türkei zu erlauben, während dieser Zeit zu arbeiten; 

16.4. Solidaritätsmechanismen zu aktivieren, um die Verantwortung zwischen den EU-Mitglied-
staaten zu teilen (die EU-Richtlinie über die Gewährung vorübergehenden Schutzes ist eine Option); 

16.5. Länder wie Italien und Griechenland, die derzeit aufgrund der Flüchtlingsströme unter hohem 
Druck stehen, bei der angemessenen Aufnahme von Asylsuchenden der angemessenen Bearbeitung 
von Asylanträgen zu unterstützen; 

16.6. unverzüglich ein Projekt von hoher Dringlichkeit für die Wiederansiedlung von auf See geret-
teten syrischen Flüchtlingen in Griechenland und Italien in anderen Ländern Europas einzuleiten, wie 
vom Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen empfohlen; 

16.7. Syrern, die in die EU-Mitgliedstaaten einreisen wollen, eine legale und sichere Durchreise zu 
gewähren;  

16.8. Visa zu Studien- oder Arbeitszwecken oder aus humanitären oder familiären Gründen zu ge-
währen, insbesondere für die am stärksten benachteiligten Gruppen;   

16.9. die kollektiven Abschiebungen an den Land- oder Seegrenzen einzustellen und das Erfordernis 
eines Flughafentransitvisums für syrische Staatsangehörige aufzuheben;  

16.10. sicherzustellen, dass Flüchtlinge nicht in Länder zurückgeschickt werden, in denen geeignete 
Aufnahme- und Schutzeinrichtungen fehlen; 

16.11. Syriens Nachbarländern zusätzliche Hilfe zu gewähren und Maßnahmen zu ergreifen, damit 
den syrischen Flüchtlingen alle Ressourcen und Versorgungsgüter zur Verfügung gestellt werden, die 
sie im Hinblick auf Nahrung, Medikamente, Kleidung und ärztliche Versorgung für ihre Existenz be-
nötigen;  

16.12. den Binnenvertriebenen in Syrien, die sich in einer äußerst katastrophalen Lage befinden und 
die nicht über die für die Sicherung des absoluten Existenzminimum notwendigen Mittel verfügen, 
besondere Beachtung zu schenken; 
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16.13. weiterhin Schutz- und Hilfsprogramme für die am stärksten benachteiligten Gruppen umzu-
setzen und angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit der Frauen und Kinder in den 
Lagern zu gewährleisten; 

16.14. Maßnahmen gegen Menschenschmuggler im Mittelmeerraum zu ergreifen;   

16.15. Staatenlosigkeit zu bekämpfen und den jungen Syrern soweit wie möglich eine Zukunft zu 
sichern;  

16.16. Maßnahmen zur Förderung der Integration syrischer Flüchtlinge zu treffen und eine umfas-
sende Integrationspolitik einzuführen;  

16.17. Schulungsprogramme für Militär- und Polizeibeamte einzurichten;   

16.18. die für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit verantwortlichen Perso-
nen strafrechtlich zu verfolgen; 

16.19. den Wiederaufbau der Stadt Kobane zu unterstützen, um die Stadt auf die Rückkehr der 
Flüchtlinge vorzubereiten.  

17. Die Versammlung fordert die Staaten, insbesondere diejenigen, die zu den Konfliktparteien gehören, 
darüber hinaus auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Frauen am Friedensprozess zu beteiligen, 
und sich an die Bestimmungen des Völkerrechts zu halten, indem sie den Teams der Vereinten Nationen 
gestatten, ihre Arbeit zu verrichten. 

Entschließung 2048 (2015)7 

Die Diskriminierung von Transgendern in Europa 

1. Die Parlamentarische Versammlung bedauert, dass Transgender sich weit verbreiteter Diskriminierung 
in Europa gegenübersehen. Diese tritt in vielerlei Formen auf, z.B. in Form von Schwierigkeiten beim Zugang 
zu Arbeit, Wohnraum und Gesundheitsdiensten sowie häufigem Auftreten von Hassreden, Hassdelikten, ag-
gressivem Verhalten und körperlicher und psychischer Gewalt. Transgender laufen auch besonders Gefahr, un-
ter multipler Diskriminierung zu leiden. Die Tatsache, dass die Situation von Transgendern von internationalen 
Diagnose-Handbüchern als eine Krankheit erachtet wird, missachtet ihre Menschenwürde und stellt ein zusätz-
liches Hindernis für ihre gesellschaftliche Integration dar.   

2. Das Bewusstsein im Hinblick auf die Lage von Transgendern ist in der Öffentlichkeit sehr ungenügend 
entwickelt, und es gibt nur wenige genaue, unvoreingenommene Informationen in den Medien. Dies führt zu 
größeren Vorurteilen und stärkerer Feindseligkeit, was vermieden werden könnte.   

3. Die Versammlung ist besorgt angesichts der Verletzung der Grundrechte, insbesondere des Rechts auf 
Privatleben und körperliche Unversehrtheit, der sich Transgender gegenübersehen, wenn sie die rechtliche An-
erkennung ihrer Geschlechtszugehörigkeit beantragen; häufig erfordern die entsprechenden Verfahren als Vor-
aussetzung die Sterilisation, Ehescheidung, die Diagnose einer Geisteskrankheit, chirurgische Eingriffe und 
andere medizinische Behandlungen. Darüber hinaus machen administrative Hindernisse und zusätzliche 
Anforderungen, z.B. eine Zeit der „Alltagserprobung“ in dem Geschlecht der Wahl, die Verfahren für eine 
Anerkennung generell umständlich. Außerdem gibt es in zahlreichen europäischen Ländern gar keine 
Bestimmungen für die Anerkennung der Geschlechtszugehörigkeit, sodass Transgender nicht die Möglichkeit 
haben, ihren Namen und ihre Geschlechtsbezeichnung in Ausweisdokumenten und öffentlichen Registern zu 
ändern. 

4. Einige Mitgliedstaaten des Europarates haben vor kurzem ihre Gesetze über die rechtliche Anerken-
nung der Geschlechtszugehörigkeit geändert oder sind dabei, es zu tun. Einige Regelungen basieren auf dem 
Grundsatz der Selbstbestimmung und erfordern keine langwierigen und komplexen Verfahren oder die Beteili-
gung von Ärzten oder Psychiatern.  

5. Die Versammlung begrüßt in diesem Zusammenhang die Herausbildung eines Rechts auf geschlecht-
liche Identität, das zuerst in den Gesetzen Maltas verankert wurde, die jedem Einzelnen das Recht auf Anerken-
nung seiner geschlechtlichen Identität und das Recht geben, ihr gemäß behandelt und identifiziert zu werden. 

                                                        
7  Versammlungsdebatte am 22. April 2015 (15. Sitzung) (siehe Dok. 13742, Bericht des Ausschusses für Gleichstellung und Nichtdis-

kriminierung, Berichterstatterin: Frau Deborah Schembri). Von der Versammlung am 22. April 2015 (15. Sitzung) verabschiedeter 
Text. 
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6. Im Lichte der vorstehenden Überlegungen ruft die Versammlung die Mitgliedstaaten auf, 

6.1. im Hinblick auf Antidiskriminierungsgesetze und -politiken  

6.1.1. in den nationalen Antidiskriminierungsgesetzen die Diskriminierung aufgrund der ge-
schlechtlichen Identität ausdrücklich zu verbieten und die Menschenrechtslage von Trans-
gendern mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die geschlechtliche Identität in das Mandat der 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen aufzunehmen; 

6.1.2. die internationalen Menschenrechtsnormen einschließlich der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ohne Diskriminierung aufgrund der ge-
schlechtlichen Identität umzusetzen; 

6.1.3. Informationen und Daten über die Menschenrechtslage von Transgendern zu sam-
meln und zu analysieren, auch über Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität 
und über multiple Diskriminierung sowie transphobe Intoleranz und Hassverbrechen, mit dem 
Ziel, sie als notwendige Leitlinien für die Gestaltung, Umsetzung und Überwachung der Wir-
kung von Antidiskriminierungsgesetzen und -politiken zu nutzen;  

6.1.4. Gesetze gegen Hassverbrechen zu erlassen, die Transgendern besonderen Schutz vor 
transphoben Verbrechen und Vorfällen bieten; spezielle Schulungen zur Sensibilisierung von 
Polizeibeamten und Mitgliedern der Justiz anzubieten; 

6.1.5. wirksamen Schutz vor Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität beim 
Zugang zu einer Beschäftigung im öffentlichen wie im privaten Sektor sowie beim Zugang zu 
Wohnraum, zur Justiz und zur Gesundheitsversorgung zu bieten; 

6.1.6. Transgender und ihre Organisationen an der Erarbeitung und Umsetzung sie betref-
fender politischer und rechtlicher Maßnahmen zu beteiligen und sie zu konsultieren; 

6.2. im Hinblick auf die rechtliche Anerkennung der Geschlechtszugehörigkeit 

6.2.1. schnelle, transparente und leicht zugängliche Verfahren auf der Grundlage der 
Selbstbestimmung für die Namensänderung und des auf Geburtsurkunden, Personalausweisen, 
Pässen, Zeugnissen und anderen Dokumenten eingetragenen Geschlechts von Transgendern 
zu entwickeln und diese Verfahren allen Menschen, die sie benötigen, unabhängig vom Alter, 
dem medizinischen Status, den finanziellen Möglichkeiten oder einer aktuellen oder früheren 
Gefängnisstrafe zur Verfügung zu stellen; 

6.2.2. die Sterilisation und andere obligatorische medizinische Maßnahmen abzuschaffen 
einschließlich der Diagnose geistiger Gesundheit als notwendige rechtliche Voraussetzung für 
die Anerkennung der geschlechtlichen Identität in Gesetzen, die das Verfahren für die Ände-
rung des Namens und des offiziell eingetragenen Geschlechts regeln;   

6.2.3. alle Einschränkungen des Rechts von Transgendern, nach Anerkennung ihres Ge-
schlechts ein bestehendes Eheverhältnis aufrechtzuerhalten, abzuschaffen und sicherzustellen, 
dass Ehepartner oder Kinder nicht ihre Rechte verlieren; 

6.2.4. zu erwägen, für diejenigen, die es beantragen, eine dritte Geschlechtsoption in Aus-
weisdokumenten vorzusehen;   

6.2.5. sicherzustellen, dass das Kindeswohl vorrangige Überlegung bei allen Kinder betref-
fenden Entscheidungen ist; 

6.3. im Hinblick auf eine Geschlechtsangleichung und auf die Gesundheitsversorgung 

6.3.1. Transgendern Verfahren für eine Geschlechtsangleichung, z.B. Hormonbehandlun-
gen, chirurgische Eingriffe und psychologische Unterstützung, zugänglich zu machen und si-
cherzustellen, dass sie von den gesetzlichen Krankenversicherungen erstattet werden; Be-
schränkungen in Bezug auf die Kostenübernahme müssen rechtens, objektiv und verhältnis-
mäßig sein; 

6.3.2. Transgender ausdrücklich in die Studien, Pläne und Maßnahmen zur Suizidprävention 
aufzunehmen und alternative Modelle für die Gesundheitsversorgung von Transgendern auf 
der Grundlage der Einwilligung nach vorheriger Information zu prüfen;   

6.3.3. die auf nationaler Ebene verwendeten Klassifizierungen von Krankheiten zu ändern 
und für die Änderung internationaler Klassifizierungen einzutreten und dabei sicherzustellen, 
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dass Transgender, einschließlich Kinder, nicht als geisteskrank bezeichnet werden, und gleich-
zeitig ohne Stigmatisierung den Zugang zu den notwendigen medizinischen Behandlungen zu 
gewährleisten;  

6.4. im Hinblick auf Information, Sensibilisierung und Schulung 

6.4.1. die notwendigen Maßnahmen in Bezug auf die Menschenrechte von Transgendern 
und Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität über Bildungs- und Schulungs-
programme im Hinblick auf die Menschenrechte sowie Sensibilisierungskampagnen für die 
Öffentlichkeit zu treffen;  

6.4.2. Informationen und Schulungen für Fachkräfte im Bildungsbereich, Polizeibeamte und 
Mitarbeitern im Gesundheitswesen, z.B. Psychologen, Psychiater und Allgemeinmediziner, in 
Bezug auf die Rechte und speziellen Bedürfnisse von Transgendern mit besonderem Schwer-
punkt auf der Notwendigkeit, ihr Privatleben und ihre Würde zu respektieren, anzubieten. 

Entschließung 2049 (2015)8 

Soziale Dienste in Europa: Gesetze und Praktiken der Herausnahme von Kindern aus ihren 
Familien in den Mitgliedstaaten des Europarates 

1. Kinder haben Recht darauf, vor jeder Art von Gewalt, Misshandlungen und Vernachlässigung ge-
schützt zu werden. Kinder haben jedoch auch das Recht, nicht gegen ihren Willen von ihren Eltern getrennt zu 
werden, es sei denn, die zuständigen Behörden bestimmen vorbehaltlich einer gerichtlichen Nachprüfung, dass 
eine solche Trennung im Interesse des Kindeswohls erforderlich ist. Auch wenn eine derartige Trennung not-
wendig ist, haben Kinder das Recht, regelmäßig persönliche Beziehungen und direkten Kontakt zu beiden El-
ternteilen zu unterhalten, sofern dies dem Kindeswohl nicht entgegensteht. 

2. In den meisten Mitgliedstaaten des Europarates fällen die zuständigen sozialen Dienste die anfängliche 
Entscheidung, ein Kind aus seiner Familie herauszunehmen (insbesondere in dringenden Fällen, in denen man 
davon ausgeht, dass sich das Kind in unmittelbarer Gefahr befindet), oder wenden sich an das zuständige Ge-
richt, damit eine solche anfängliche Entscheidung über eine Herausnahme getroffen wird. In den meisten Mit-
gliedstaaten wird diese Entscheidung auf der Grundlage der Einschätzung getroffen, dass akute Gefahr besteht 
oder dass das Kind schweren Schaden, insbesondere physischen, sexuellen oder psychologischen Missbrauch 
erleidet oder schwer vernachlässigt wird. 

3. Die Zahl der in Pflege gegebenen Kinder variiert von Land zu Land erheblich, ebenso wie der Prozent-
satz der in Pflege gegebenen Kinder, die ihrer Familie später zurückgegeben werden. In den meisten Ländern 
werden die Kinder zu Verwandten, Pflegeeltern oder in öffentliche oder private Institutionen gegeben oder – in 
selteneren Fällen – zur Adoption freigegeben (auch hier variieren die prozentualen Anteile erheblich). 

4. Die meisten Länder besitzen keine ausführlichen Statistiken über den ethnischen und religiösen Min-
derheitenstatus, Einwandererstatus oder sozioökonomischen Status von in Pflege gegebenen Kindern. Desglei-
chen fehlen statistische Analysen, die ein authentisches Bild davon geben, welche Gruppen von Kindern eher 
Gefahr laufen, aus ihren Familien herausgenommen zu werden, wenngleich es Anhaltspunkte dafür gibt, dass 
Kinder aus sozial schwachen Gruppen unverhältnismäßig stark unter den in Pflege gegebenen Kindern in den 
Mitgliedstaaten vertreten sind. Es gibt jedoch keine Belege dafür, dass in ähnlichen Kontexten Eltern, die arm 
oder weniger gut gebildet sind, einer ethnischen oder religiösen Minderheit angehören oder über einen Migra-
tionshintergrund verfügen, ihre Kinder mit größerer Wahrscheinlichkeit misshandeln oder vernachlässigen. 

5. Finanzielle und materielle Armut sollte niemals die einzige Rechtfertigung dafür sein, ein Kind der 
elterlichen Sorge zu entziehen, sondern als ein Signal für die Notwendigkeit gesehen werden, der Familie ge-
eignete Unterstützung zu bieten. Darüber hinaus reicht es nicht aus zu zeigen, dass ein Kind in einem für seine 
Erziehung günstigeren Umfeld untergebracht werden könnte, um ein Kind seinen Eltern zu entziehen, und noch 
weniger dafür, um die Familienbande völlig zu kappen. 

6. Die Parlamentarische Versammlung ist besorgt angesichts der Verletzung der Rechte von Kindern in 
einigen Ländern (oder Regionen dieser Länder), wenn die sozialen Dienste einige Kinder zu voreilig in Pflege 

                                                        
8  Versammlungsdebatte am 22. April 2015 (15. Sitzung) (siehe Dok. 13730, Bericht des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und 

nachhaltige Entwicklung, Berichterstatterin: Frau Olga Borzowa, sowie Dok. 13760, Stellungnahme des Ausschusses für Recht und 
Menschenrechte, Berichterstatterin: Frau Olena Sotnyk). Von der Versammlung am 22. April 2015 (15. Sitzung) verabschiedeter 
Text. Siehe auch Empfehlung 2068 (2015). 
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geben und nicht genügend Anstrengungen unternehmen, um die Familien vor bzw. nach der Entscheidung über 
die Herausnahme aus den Familien und die Unterbringung in Pflege zu unterstützen. Diese ungerechtfertigten 
Entscheidungen besitzen in der Regel einen – manchmal unbeabsichtigten – diskriminierenden Charakter und 
können schwere Verstöße gegen die Rechte des Kindes und seiner Eltern darstellen, die umso tragischer sind, 
wenn die Entscheidungen unumkehrbar sind (wie in Fällen der Adoption ohne Zustimmung der Eltern). 

7. Die Versammlung ist ebenfalls besorgt angesichts der Verstöße gegen die Rechte des Kindes in eini-
gen Ländern (oder Regionen dieser Länder), wenn die sozialen Dienste Kinder nicht schnell genug in Pflege 
geben und Kinder zu voreilig in eine missbräuchliche oder vernachlässigende elterliche Betreuung zurückgeben. 
Derartige Entscheidungen können ebenso gravierende – oder noch gravierendere – Verletzungen der Rechte 
des Kindes darstellen und das Leben und die Gesundheit eines Kindes gefährden. Entscheidungen über die 
Herausnahme aus der Familie durch die sozialen Dienste sind sehr riskant und sollten daher nur von Sozialar-
beitern mit einer speziellen Berufsausbildung und beruflichen Qualifikationen und einer angemessenen Zahl zu 
betreuender Fälle sowie innerhalb eines angemessenen zeitlichen Rahmens getroffen werden. 

8. Die Versammlung empfiehlt den Mitgliedstaaten daher, 

8.1. sofern sie es noch nicht getan haben, die maßgeblichen Übereinkommen des Europarates im 
Hinblick auf die Rechte des Kindes zu unterzeichnen bzw. zu ratifizieren, insbesondere das Europäische 
Übereinkommen über die Adoption von Kindern (revidiert) (SEV Nr. 202) und das Europäische Über-
einkommen über die Ausübung von Kinderrechten (SEV Nr. 160) und alle vom Ministerkomitee erar-
beiteten einschlägigen Empfehlungen umzusetzen;  

8.2. Gesetze, Verordnungen und Verfahren einzuführen, die das Kindeswohl bei Entscheidungen 
über die Herausnahme aus einer Familie, die Einweisung in eine Pflege und die erneute Zusammenfüh-
rung der Familie tatsächlich an die erste Stelle stellen; 

8.3. sich verstärkt zu bemühen, weiterhin alle maßgeblichen Verfahren auf kindgerechte Art und 
Weise durchzuführen und die Ansichten der betroffenen Kinder ihrem Alter und dem Grad ihrer Reife 
entsprechend zu berücksichtigen; 

8.4. den Einfluss von Vorurteilen und Diskriminierung bei Entscheidungen über die Herausnahme 
aus einer Familie sichtbar zu machen und zu beseitigen, auch mithilfe geeigneter Fortbildungsmaßnah-
men für alle beteiligten Fachkräfte; 

8.5. die Familien mit den nötigen (finanziellen, materiellen, sozialen und psychologischen) Mitteln 
zu unterstützen, um ungerechtfertigte Herausnahmeentscheidungen von vornherein zu vermeiden und 
den Prozentsatz erfolgreicher Familienzusammenführungen nach einer Pflegeeinweisung zu erhöhen; 

8.6. sicherzustellen, dass jede (zeitweilige) Unterbringung eines Kindes in Pflege, wenn dies als 
ein letztes Mittel erforderlich geworden ist, von Maßnahmen begleitet wird, die auf die anschließende 
Wiedereingliederung des Kindes in seine Familie abzielen, darunter die Ermöglichung eines angemes-
senen Kontakts zwischen dem Kind und seiner Familie, und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung 
unterliegt;   

8.7. mit Ausnahme gesetzlich näher bestimmter außergewöhnlicher Umstände und in Abhängig-
keit von einer tatsächlichen (rechtzeitigen und umfassenden) gerichtlichen Prüfung zu vermeiden, die 
Familienbande komplett zu kappen, die Kinder bei ihrer Geburt der elterlichen Betreuung zu entziehen 
sowie Herausnahmeentscheidungen auf den Ablauf der Zeit zu stützen und Adoptionen ohne elterliche 
Zustimmung durchzuführen; 

8.8. sicherzustellen, dass sich das an Herausnahme- und Einweisungsentscheidungen beteiligte 
Fachpersonal von angemessenen Kriterien und Normen hält (möglichst auf multidisziplinäre Art und 
Weise), entsprechend qualifiziert ist und regelmäßig weitergebildet wird, über ausreichende Ressourcen 
verfügt, um Entscheidungen in einem angemessenen zeitlichen Rahmen zu treffen, und nicht mit zu 
vielen Fällen überlastet ist; 

8.9. anonymisierte Daten über die Zahl der Kinder in Pflege in den Mitgliedstaaten zu sammeln, 
die nicht nur nach Alter und Geschlecht sowie alternativen Betreuungsformen, sondern auch nach dem 
ethnischen oder religiösen Minderheitenstatus, dem Einwandererstatus und dem sozioökonomischen 
Hintergrund sowie nach der Länge der Zeit in Pflege bis zur Familienzusammenführung aufgeschlüsselt 
sind, und gleichzeitig den wirksamen Schutz personenbezogener Daten sicherzustellen; 

8.10. sicherzustellen, dass außer in dringenden Fällen erste Herausnahmeentscheidungen nur auf 
gerichtlichen Anordnungen beruhen, um ungerechtfertigte Herausnahmeentscheidungen zu vermeiden 
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und voreingenommene Beurteilungen zu verhindern. 

Empfehlung 2068 (2015)9 

Soziale Dienste in Europa: Gesetze und Praktiken der Herausnahme von Kindern aus ihren 
Familien in den Mitgliedstaaten des Europarates 

1. Die Parlamentarische Versammlung ist besorgt angesichts der Verletzung der Rechte des Kindes durch 
ungerechtfertigte Entscheidungen in den Mitgliedstaaten, Kinder der elterlichen Pflege zu entziehen (oder sie 
den Eltern nicht zurückzugeben) und aufgrund ungerechtfertigter Entscheidungen in den Mitgliedstaaten, sie 
nicht der elterlichen Pflege zu entziehen (oder sie den Eltern zu früh zurückzugeben). Die Versammlung ist der 
Ansicht, dass die Rechte von Kindern und das Kindeswohl in diesen Fällen besser geschützt werden müssen, 
wie in Entschließung 2049 (2015) betr. soziale Dienste in Europa: Gesetze und Praktiken der Herausnahme von 
Kindern aus ihren Familien in den Mitgliedstaaten des Europarates dargelegt. 

2. Die Versammlung begrüßt die Verpflichtung des Ministerkomitees, sich für die Rechte von Kindern auf 
diesem Gebiet einzusetzen, auch durch die aktuelle mehrjährige Strategie des Europarates für die Rechte des 
Kindes (2012-2015). Sie empfiehlt dem Ministerkomitee, den Expertenausschuss des Europarates für die Stra-
tegie des Europarats für die Rechte des Kindes (2016-2019) (DECS-ENF) anzuweisen, 

2.1. die Frage der Achtung der Rechte des Kindes bei Entscheidungen über die Herausnahme aus 
der Familie in die Strategie für die Rechte des Kindes 2016-2019 aufzunehmen;  

2.2. auf der Grundlage des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes, 
der Resolution 2010 A/RES/64/142 der Generalversammlung der Vereinten Nationen über „Leitlinien 
für alternative Formen der Betreuung von Kindern” der Generalversammlung der Vereinten Nationen, 
der Empfehlung des Ministerkomitees CM/Rec(2011)12 über die Rechte von Kindern sowie kinder- 
und familienfreundliche soziale Dienste, der Allgemeinen Bemerkung Nr. 14 (2013) des Kinderrechts-
ausschusses der Vereinten Nationen über das Recht des Kindes, dass das Kindeswohl vorrangig be-
rücksichtigt werden muss, sowie der „Gemeinsamen europäischen Leitlinien für den Übergang von 
institutioneller Betreuung zu Betreuung in der lokalen Gemeinschaft“ politische Leitlinien für die Mit-
gliedstaaten im Hinblick auf die Frage zu entwickeln, auf welche Weise - außer unter außergewöhnli-
chen Umständen - eine völlige Kappung familiärer Beziehungen, der Herausnahme der Kinder aus der 
Familie bei ihrer Geburt, die Abhängigkeit von Entscheidungen über die Einweisung in Pflege vom 
Ablauf der Zeit sowie Adoptionen ohne elterliche Zustimmung vermieden werden können. 

Entschließung 2050 (2015)10 

Die menschliche Tragödie im Mittelmeer: sofortiges Handeln erfoderlich 

1. Die Parlamentarische Versammlung äußert ihre größte Besorgnis über die fortwährende humanitäre Not-
lage der illegalen Einwanderer und Flüchtlinge im Mittelmeer. Durch den dramatischen Anstieg der Todesopfer 
in den vergangenen Wochen ist dies zu einer dringlichen Angelegenheit geworden, mit der man sich unverzüg-
lich befassen sollte. 

2. Im Jahr 2014 überquerten insgesamt über 210 000 illegale Einwanderer und Flüchtlinge das Mittelmeer; 
170 100 von ihnen kamen in Italien an. Gleichzeitig ertranken 3 500 Menschen im Meer. Im ersten Quartal 
2015 sind über 30 000 Menschen in Europa angekommen und 1 500 im Meer ertrunken. Bedauerlicherweise 
gibt es jeden Tag neue dramatische Berichte. 

3. Da es für Flüchtlinge keine legalen Möglichkeiten gibt, nach Europa zu kommen, sind sie von gefährli-
chen Routen abhängig, was bereits zu Tausenden von Todesopfern geführt hat. Menschenhändler nutzen die 
besonders ungünstige Lage der Flüchtlinge aus und setzen deren Leben aufs Spiel. Häufig werden nicht see-

                                                        
9  Versammlungsdebatte am 22. April 2015 (15. Sitzung) (siehe Dok. 13730, Bericht des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und 

nachhaltige Entwicklung, Berichterstatterin: Frau Olga Borzowa, sowie Dok. 13760, Stellungnahme des Ausschusses für Recht und 
Menschenrechte, Berichterstatterin: Frau Olena Sotnyk). Von der Versammlung am 22. April 2015 (15. Sitzung) verabschiedeter 
Text.  

10  Debatte der Versammlung vom 23. April 2015 (16. Sitzung) (siehe Dok. 13764, Bericht des Ausschusses für W derbewegungen, 
Flüchtlinge und Vertriebene, Berichterstatter: Thierry Mariani). Von der Versammlung am 23. April 2015 (16. Sitzung) verabschie-
deter Text. 
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tüchtige Boote eingesetzt, und um den höchstmöglichen Profit zu erzielen, werden die Boote hoffnungslos über-
laden. Es gibt nicht genügend oder gar keine grundlegende Sicherheitsausrüstung, für die Passagiere gibt es 
nicht genügend Wasser und Nahrung, und häufig verlassen die Schmuggler das Boot auf hoher See und über-
lassen es den Migranten, das Boot mithilfe ihrer geringen Navigationskenntnisse zu steuern und auf Rettung 
durch die Behörden zu hoffen. 

4. Es trifft zu, dass die aktuelle gestiegene Zahl der Todesopfer teilweise auf die Einstellung der Such- und 
Rettungsoperation Mare Nostrum der Italienischen Republik zurückzuführen ist. Ursache dafür ist die man-
gelnde Solidarität der Länder der Europäischen Union, die ihrer Verantwortung nicht gerecht geworden sind, 
und die Ablösung durch die Operation Triton der Europäischen Union mit einem weniger umfassenden Auftrag 
und wesentlich geringeren personellen, finanziellen und logistischen Ressourcen. Andererseits darf man die 
Nebeneffekte der Operation Mare Nostrum, die nach Ansicht vieler Beobachter zum Anstieg des Flüchtlings-
stroms aus Nordafrika über das Mittelmeer beigetragen hat, nicht außer Acht lassen. 

5. Der drastische Anstieg der Zahl der ankommenden Flüchtlinge stellt die sogenannte „Dublin-Verord-
nung“ erneut in Frage; diese erlegt die alleinige Verantwortung für die Aufnahme und Behandlung illegaler 
Migranten und Asylsuchender einer eingeschränkten Zahl von Empfängerländern auf, vor allem Italien, aber 
auch Malta, Spanien und Griechenland. Darüber hinaus wirft sie Fragen bezüglich der Relevanz des geltenden 
Asylrechts und der geltenden Asylverfahren auf. 

6. Die Lage wird sich in naher Zukunft voraussichtlich nicht beruhigen. Bewaffnete Konflikte und Instabi-
lität, Verfolgung aus ethnischen oder religiösen Gründen und extreme Armut in Afrika und im Nahen Osten 
werden auch in Zukunft für eine hohe Zahl an Migranten, Flüchtlingen und Asylsuchenden sorgen. Schätzungen 
zufolge warten an der libyschen Küste 70.000 Menschen auf Boote. Die Türkei hat allein etwa zwei Millionen 
Menschen aufgenommen, die vor dem Krieg in Syrien und im Irak fliehen. 

7. Die jüngsten Erklärungen der Führer der Terrororganisation „Islamischer Staat“, die angekündigt haben, 
ihre Anhänger in den Flüchtlingsstrom einzuschleusen, damit diese in Europa Terroranschläge verüben, hat 
berechtigte Fragen in Sachen Sicherheit aufgeworfen. 

8. Der jüngste tragische Vorfall, als neun christliche Migranten mutmaßlich von muslimischen Passagieren 
über Bord geworfen wurden, als an Bord eines der Boote Feuer ausbrach, und die aktuellen Berichte über die 
Ermordung von 27 christlichen Migranten durch den so genannten „Islamischen Staat“ an der libyschen Küste 
geben Anlass zu sehr großer Sorge. 

9. Nach Ansicht der Versammlung besteht die wichtigste Herausforderung darin, die Zahl der Menschen 
zu verringern, die sich auf die gefährliche Reise über das Meer begeben. Entscheidend ist, Möglichkeiten zur 
Verringerung des Migrationsdrucks in den Herkunfts- und Transitländern zu erkennen und umzusetzen. 

10. Die Versammlung fordert daher die Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf, einen umfassenden 
Ansatz für den Umgang mit gemischten Migrationsströmen über das Mittelmeer zu wählen mit dem Ziel, dring-
liche und konzertierte Maßnahmen durchzuführen und insbesondere 

10.1. vordringlich die Such- und Rettungsoperationen auf dem Meer mit höheren Beiträgen von 
Seiten aller Mitgliedstaaten auszuweiten; 

10.2. bei der Bekämpfung von Menschenschmugglern und Schleppern effektive Maßnahmen zu 
verabschieden und gemeinsame Maßnahmen auf europäischer Ebene zu koordinieren; 

10.3. die Dublin-Verordnung zu überprüfen mit dem Ziel, die Verantwortung und Kosten für die 
Aufnahme und Behandlung illegaler Migranten und Asylsuchender aufzuteilen und dabei Quoten für 
deren Verteilung über die Mitgliedstaaten der Europäischen Union festzulegen, die sich nach der Bevöl-
kerungsgröße und den wirtschaftlichen Ressourcen des jeweiligen Landes richten; 

10.4. alternative legale Migrationswege zu stärken; dies beinhaltet wie vom Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) gefordert Wiederansiedlungen, erleichterte Famili-
enzusammenführungen und weitere Mechanismen für die geschützte Einreise; 

10.5. humanitäre Hilfsmaßnahmen und Entwicklungsprojekte in den Transit- und Herkunftsländern 
auszuweiten, um den Lebensstandard in diesen Ländern zu verbessern und den Aufbau von Kapazitäten 
und Institutionen in den Transit- und Erstasylländern zwecks Verringerung des Migrationsdrucks zu un-
terstützen; 

10.6. die Zusammenarbeit einschließlich der administrativen, justiziellen und ermittlungstechni-
schen Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern und insbesondere den südlichen Mittel-
meeranrainerstaaten auszubauen; 
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10.7. zu gewährleisten, dass Menschen, die internationalen Schutz brauchen, Zugang zu Asyl erhal-
ten, indem man die Möglichkeit schafft, im Ausland gestellte Asylanträge zu bearbeiten, und zu diesem 
Zweck gegebenenfalls die Asylpolitik gründlich zu überprüfen. 

11. Die Versammlung begrüßt den Zehn-Punkte-Aktionsplan zum Thema Migration des Minister-
rats der Europäischen Union vom 20. April 2015, der kurzfristige Maßnahmen vorsieht, mit denen 
ein Teil der Herausforderungen in Bezug auf die illegale Einwanderung im Mittelmeerraum bewäl-
tigt werden soll, und die Entscheidung, heute einen außerordentlichen EU-Gipfel einzuberufen. 
Gleichwohl ist die Versammlung der Auffassung, dass die angekündigten Maßnahmen bei weitem 
nicht ausreichen, und erwartet, dass die umfassende Agenda der Europäischen Union über Migration, 
die im Mai angekündigt werden soll, die im vorherigen Abschnitt genannten Themen aufgreift. 

Entschließung 2051 (2015)11 

Drohnen und gezielte Tötungen: Das Erfordernis, die Menschenrechte und  
das Völkerrecht zu achten 

1. Die Parlamentarische Versammlung ist der Ansicht, dass der Einsatz bewaffneter Drohnen zu gezielten 
Tötungen ernsthafte Fragen im Hinblick auf die Menschenrechte und das Völkerrecht aufwirft. 

2. Die Versammlung stellt fest, dass mehrere Mitgliedstaaten und Staaten mit Beobachterstatus beim Eu-
roparat oder der Parlamentarischen Versammlung Kampfdrohnen als Kriegswaffen oder zur Durchführung ge-
zielter Tötungen von Menschen eingesetzt haben, die verdächtigt wurden, Terrorgruppen in einer Reihe von 
Ländern anzugehören, darunter in Afghanistan, Pakistan, Somalia und im Jemen. 

3. Mehrere Mitgliedstaaten des Europarates haben Kampfdrohnen erworben oder erwägen dies zu tun, 
oder haben nachrichtendienstliche Informationen an Staaten weitergegeben, die Kampfdrohnen für gezielte Tö-
tungen einsetzen, und sie auf diese Weise bei Drohnenangriffen unterstützt. Außerdem besitzen die Vereinigten 
Staaten von Amerika Datenübertragungsstationen auf dem Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten des Europarates, 
die für die Ausführung von Drohnenanschlägen eine unerlässliche Rolle spielen. 

4. Bewaffnete Drohnen ermöglichen die Durchführung von Angriffen aus der Entfernung, ohne dass das 
Personal des Angreifers der Gefahr der Verletzung oder Gefangennahme ausgesetzt wird. Aufgrund der Tatsa-
che, dass Drohnen, die mit empfindlichen Sensoren ausgestattet sind, eine Zeitlang im Warteflug über einem 
potenziellen Ziel verharren können, kann die Entscheidung für einen Angriff auf der Grundlage besonders ge-
nauer und aktueller Informationen getroffen werden. Diese Vorteile haben dazu beigetragen, dass die Hemm-
schwelle für die Durchführung eines Angriffs gesunken ist und sich die Anzahl der Drohnenangriffe in den 
letzten Jahren erhöht hat. Gleichzeitig bietet die höhere Präzision von Drohnenangriffen die Möglichkeit, die 
Einhaltung des humanitären Völkerrechts und der Menschenrechte zu verbessern.  

5. Die Versammlung ist beunruhigt angesichts der hohen Zahl tödlicher Drohnenangriffe, die auch erheb-
liche unbeabsichtigte „Kollateralschäden” bei Nichtkombattanten verursacht haben, ganz im Gegensatz zu der 
„chirurgischen Präzision”, mit der diese Angriffe durchgeführt werden, wie von denjenigen behauptet, die sie 
durchführen. Die ständige Angst vor Drohnenangriffen, die durch Schläge erzeugt wurde, die Schulen, Hoch-
zeiten und Stammesversammlungen trafen, hat das Leben der traditionellen Gesellschaften in den Einsatzlän-
dern gestört. 

6. Drohnenangriffe werfen ernsthafte rechtliche Fragen auf, die abhängig von den Umständen, unter de-
nen die Angriffe gestartet werden, variieren: 

6.1. die nationale Souveränität und die Wahrung der territorialen Integrität nach dem Völkerrecht 
verbieten militärische Interventionen jeder Art auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Staates ohne gül-
tige Erlaubnis durch die legitimen Vertreter des betroffenen Staates. Die Militärs oder Geheimdienstler 
des betroffenen Staates, die derartige Interventionen ohne die Genehmigung oder gegen den Willen der 
Vertreter des Staates (insbesondere des nationalen Parlaments) tolerieren oder sogar autorisieren, kön-
nen einen Angriff nicht legitimieren; Ausnahmen von der Pflicht zur Achtung der nationalen Souverä-
nität können sich gemäß und eingedenk der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des 
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Völkerrechts aus dem Grundsatz der „Schutzverantwortung“ ergeben (z.B. beim Kampf gegen die als 
„IS“ bekannte Terrorgruppe);    

6.2. nach dem in bewaffneten Konfliktsituationen geltenden humanitären Völkerrecht sind nur 
Kombattanten legitime Ziele. Außerdem muss der Einsatz tödlicher Mittel militärisch notwendig und 
verhältnismäßig sein, und es müssen angemessene Vorkehrungen getroffen werden, um Fehler zu ver-
meiden und den Schaden für die Zivilbevölkerung zu minimieren;  

6.3. nach dem humanitären Völkerrecht, das im Allgemeinen in Friedenszeiten gilt, das inzwischen 
jedoch auch für bewaffnete Konfliktsituationen gilt, ist eine beabsichtigte Tötung durch staatliche Ak-
teure nur dann legal, wenn sie für den Schutz menschlichen Lebens erforderlich ist und es keine anderen 
Mittel gibt, z.B. den Gegner gefangen zu nehmen oder ihn kampfunfähig zu machen, aber nicht zu 
töten, um diese Bedrohung für Menschenleben abzuwenden;  

6.4. insbesondere nach Artikel 2 der Europäischen Menschenrechtkonvention (SEV Nr. 5) muss in 
der Auslegung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte der Entzug des Rechts auf Leben 
für den Schutz des Lebens Anderer oder den Schutz anderer Menschen vor unrechtmäßiger Gewalt 
absolut notwendig sein. Artikel 2 fordert auch zeitnahe, umfassende und effektive Ermittlungen, durch 
die die Verantwortlichen für jegliches Fehlverhalten zur Rechenschaft gezogen werden; 

6.5. um einen breiteren Einsatz gezielter Tötungen zu rechtfertigen, wurde der Begriff des nichtin-
ternationalen bewaffneten Konflikts von einigen Ländern ausgeweitet, so dass er auch zahlreiche Re-
gionen auf der Welt als „Kampforte” des „weltweiten Kriegs gegen den Terror” einschließt. Dadurch 
verschwimmt möglicherweise die Grenze zwischen bewaffnetem Konflikt und Rechtsdurchsetzung auf 
Kosten des Schutzes der Menschenrechte.  

7. Trotz einiger jüngster Fortschritte aufgrund erfolgreicher Klagen vor Gericht, insbesondere von Seiten 
amerikanischer Medien, werden Angriffe durch Kampfdrohnen noch immer weitgehend geheim gehalten. Dies 
bezieht sich sowohl auf das tatsächliche Ergebnis einzelner Angriffe einschließlich des Ausmaßes der „Kolla-
teralschäden“ als auch auf den Entscheidungsprozess im Hinblick auf die gezielte Tötung von Einzelpersonen 
und das Abwägen potenzieller Schäden für Nichtkombattanten. 

8. Die Versammlung ruft alle Mitgliedstaaten und Beobachterstaaten sowie die Staaten, deren Parlamente 
über einen Beobachterstatus bei der Versammlung verfügen, auf, 

8.1. die Achtung der Beschränkungen für gezielte Tötungen nach dem Völkerrecht, dem humani-
tären Völkerrecht und den Menschenrechten gewissenhaft zu respektieren, insbesondere im Hinblick 
auf den Einsatz von Kampfdrohnen; 

8.2. klare Verfahren für die Autorisierung von Drohnenangriffen festzulegen, die einer ständigen 
Kontrolle durch ein hochrangiges Gericht und einer Ex-Post-Evaluierung durch ein unabhängiges Gre-
mium unterliegen müssen;  

8.3. eine Ausweitung des Begriffs des „nicht-internationalen bewaffneten Konflikts” zu vermei-
den, indem sie weiterhin die festgelegten Kriterien achten, darunter den erforderlichen Grad an Orga-
nisation nichtstaatlicher Gruppen und ein gewisses Maß an Intensität und der Lokalisierung der Gewalt. 
Auch müssen Drohnenangriffe, die durch die Zusammenarbeit bei der Datenübertragung auf dem Ho-
heitsgebiet der Mitgliedstaaten unterstützt werden, von den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Frage 
untersucht werden, ob die Einhaltung von Artikel 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention ge-
währleistet ist; 

8.4. umfassend und effektiv alle durch Kampfdrohnen verursachten Todesfälle zu untersuchen, um 
die Verantwortlichen für jede Art von Fehlverhalten zur Rechenschaft zu ziehen und alle Opfer un-
rechtmäßiger Angriffe oder deren Angehörige zu entschädigen;  

8.5. die für die gezielte Tötung von Einzelpersonen angewandten Kriterien und Verfahren und die 
Ergebnisse der Ermittlungen im Hinblick auf die durch den Einsatz von Kampfdrohnen verursachten 
Todesfälle zu veröffentlichen; 

8.6. keine nachrichtendienstlichen Informationen oder anderen Angaben zu verwenden oder be-
reitzustellen für  

8.1.1. jegliche Art von automatisierten Verfahren für gezielte Angriffe auf Einzelpersonen 
auf der Grundlage von Kommunikationsmustern oder anderen Daten, die mithilfe von Mas-
senüberwachungstechniken gesammelt wurden;  
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8.1.2. sogenannte „signature strikes”, die nicht auf der genauen Identifizierung einer Person, 
die getötet werden soll, sondern auf dem Verhaltensmuster, das das Ziel an den Tag legt (mit 
Ausnahme bewaffneter Konfliktsituationen, sofern die Bestimmungen des humanitären 
Völkerrechts gewahrt werden), beruhen;   

8.1.3. sogenannte „double-tap strikes”, die einen zweiten Angriff auf Ersthelfer (zum 
Beispiel Personen, die den Opfern eines ersten Angriffs medizinische Hilfe leisten) beinhalten.  

9. Die Versammlung fordert den Generalsekretär des Europarates nachdrücklich auf, ein Verfahren nach Ar-
tikel 52 der Europäischen Menschenrechtskonvention einzuleiten, um Informationen über die Art und 
Weise zu erlangen, wie die der Konvention beigetretenen Staaten die Bestimmungen des Übereinkommens 
im Hinblick auf das Recht auf Leben umsetzen, mit besonderem Hinweis auf ihre eigenen Drohnenwaffen-
programme und ihre Zusammenarbeit mit amerikanischen Programmen durch den Informationsaustausch 
und die Erleichterung gezielter Tötungen durch Drohnen.  

Empfehlung 2069 (2015)12 

Drohnen und gezielte Tötungen: Das Erfordernis, die Menschenrechte und  
das Völkerrecht zu achten 

1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung 2051 (2015) „Drohnen und gezielte 
Tötungen: Das Erfordernis, die Menschenrechte und das Völkerrecht zu achten“ und ersucht das Ministerkomi-
tee, eine sorgfältige Untersuchung über die Rechtmäßigkeit des Einsatzes von Kampfdrohnen für gezielte Tö-
tungen durchzuführen und gegebenenfalls Leitlinien für die Mitgliedstaaten für gezielte Tötungen unter beson-
derem Bezug auf Tötungen durch Kampfdrohnen zu entwickeln. Diese Leitlinien sollten die Pflichten der Staa-
ten nach dem humanitären Völkerrecht und den Menschenrechten widerspiegeln, insbesondere die in der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (SEV Nr. 5) festgelegten Normen in der Auslegung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte.  

Entschließung 2052 (2015)13 

Der Post-Monitoringdialog mit Monaco 

1. Das Fürstentum Monaco trat dem Europarat im Jahre 2004 bei. 2009 beschloss die Parlamentarische 
Versammlung, das Überwachungsverfahren abzuschließen und einen Dialog mit der monegassischen Regierung 
einzuleiten, die aufgefordert wurde, ihren letzten sechs Verpflichtungen nachzukommen, und zwar  

1.1. der Ratifizierung der Protokolle Nr. 1 und 12 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(SEV Nr. 9, 177 und 5);  

1.2. der Ratifizierung der Europäischen Sozialcharta (revidiert) (SEV Nr. 163); 

1.3. der Ratifizierung des Übereinkommens über Computerkriminalität (SEV Nr. 185);  

1.4. der zügigen Umsetzung eines neuen Gesetzes über das Funktionieren und die Organisation des 
Nationalrates, das die Verfassungsänderungen aus dem Jahr 2002 berücksichtigen sollte;  

1.5. der Reform der Strafprozessordnung und den Abschluss der Reform des Strafgesetzbuchs; 

1.6. der Prüfung der Frage internationaler Übereinkommen und Verträge, zu deren Ratifizierung 
der Nationalrat ein Gesetz verabschieden muss. 

2. Das Fürstentum Monaco verfügt über eine Bevölkerung von 36 000 Einwohnern mit 121 Nationalitä-
ten, die auf einem Gebiet von kaum 2,2 km2 leben. Nur 8 000 Einwohner, d.h. 21,5% der Bevölkerung, besitzen 
die monegassische Staatsangehörigkeit. Somit sind die Monegassen eine Minderheit in ihrem eigenen Land. In 
Anbetracht der geringen Größe des Staatsgebiets und des Drucks auf den Immobilienmarkt und den Arbeits-
markt in Monaco, in das täglich 50 000 Arbeitnehmer über die Grenze pendeln, gewährt das Fürstentum seinen 
eigenen Staatsbürgern in Bezug auf Wohnraum, Beschäftigung und Sozialleistungen Vorzugsbehandlung, ein 
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Faktor, der von entscheidender und wesentlicher Bedeutung ist, um die Präsenz von Monegassen auf ihrem 
eigenen Staatsgebiet zu erhalten. Was den Zugang zu Beschäftigung anbelangt, ist die Einhaltung der „Priorität 
für Staatsangehörige“ durch die Verfassung gewährleistet. 

3. Die Versammlung weist gemeinsam mit der Europäischen Kommission für Demokratie durch Recht 
(Venedig-Kommission) darauf hin, dass Monaco ein politisches System angenommen hat, das in seiner Art 
einzigartig ist: in dieser eingeschränkten konstitutionellen Monarchie resultiert das Recht aus dem gemeinsamen 
Willes des souveränen Prinzen und des Nationalrats. Die Regierung ist dem Nationalrat gegenüber nicht re-
chenschaftspflichtig. Ein Netzwerk beratender Organe schwächt jedoch die ausführlichen Befugnisse des Prin-
zen gegenüber den begrenzten Befugnissen des Nationalrats ab. Mehrere Mechanismen fördern den Dialog. Die 
Institutionen arbeiten notwendigerweise nach dem Konsensprinzip. Das derzeitige politische System erfreut 
sich breiter Zustimmung in der Bevölkerung, und die Spitzen von Mehrheit und Opposition fühlen sich dieser 
Ordnung verbunden. 

4. Die Situation des Fürstentums ist auch aufgrund seiner privilegierten historischen Beziehung zu Frank-
reich einzigartig, die im Vertrag zwischen Frankreich und Monaco verankert ist, der 2005 zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Übereinkommens über die Anpassung und Ausweitung der administrativen Zusammenar-
beit zwischen der Französischen Republik und dem Fürstentum Monaco, das 2008 von Frankreich ratifiziert 
wurde, überarbeitet wurde. 

5. Die Versammlung stellt des Weiteren die Präsenz italienischer und französischer Gemeinschaften fest, 
die seit langem im Fürstentum ansässig sind und einen Beitrag zu der Geschichte des Landes geleistet haben: 
Diese Menschen, genannt „enfants du pays“, deren Zahl infolge der Überalterung der Gesellschaft, des Drucks 
auf den Immobilienmarkt und der Einbürgerungen jedoch zurückgeht, wünschen nun eine verstärkte Anerken-
nung ihres besonderen Status innerhalb des Fürstentums. 

6. Die Versammlung weist darauf hin, dass sich das Fürstentum Monaco bei seinem Beitritt zum Europa-
rat verpflichtet hat, seine Institutionen weiterzuentwickeln und die von ihrer Regierung eingegangenen Ver-
pflichtungen einzuhalten. Die Versammlung verweist in diesem Zusammenhang auf die Überarbeitung der Ver-
fassung im Jahre 2002, die eine Ausweitung der Befugnisse des Nationalrats ermöglichte, und auf die Überar-
beitung des Vertrags zwischen Frankreich und Monaco im Jahre 2005  (2008 von Frankreich ratifiziert), die es 
einem Monegassen jetzt ermöglicht, den Posten des Staatsministers innezuhaben. 

7. Die Versammlung begrüßt die Anstrengungen der monegassischen Regierung in den vergangenen Mo-
naten, unter Berücksichtigung der Zwänge, die aus der monegassischen Staatsbürgern vorbehaltenen Sonder-
behandlung resultieren, ihren letzten Verpflichtungen nachzukommen und die Normen des Europarates einzu-
halten. Der Impuls von Fürst Albert II war ein wesentlicher Beitrag zur Fortsetzung des Entwicklungsprozesses 
des Landes. Die Versammlung stellt ebenfalls fest, dass Monacos Beitritt zu der Organisation erhebliche Aus-
wirkungen auf die Entwicklung seiner Institutionen und deren Arbeitsweise sowie auf die Gesetzgebung und 
deren Angleichung an die Standards und Normen des Europarates gehabt hat. Die Versammlung nimmt in die-
sem Zusammenhang Kenntnis von 

7.1 der Ratifizierung von 45 Europaratsverträgen seit dem Jahr 2004 und der Unterzeichnung von 
weiteren fünf Verträgen; 

7.2 dem aktiven Beitrag Monacos zur Arbeit des Europarates, insbesondere seine Kampagne für 
die Rechte von Kindern;  

7.3 der Ratifizierung des Strafrechtsübereinkommens über Korruption (SEV Nr. 173) im Jahre 
2007 und Monacos Beteiligung an der Staatengruppe gegen Korruption (GRECO), die die Lage in dem 
Land regelmäßig überwacht; 

7.4 der Schaffung des Büros des Hochkommissars zum Schutz der Rechte und Freiheiten und für 
die Mediation gemäß den Empfehlungen der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intole-
ranz (ECRI);  

7.5 anlässlich des zehnten Jahrestages der Mitgliedschaft des Fürstentums von Monaco im Euro-
parat die Ratifizierung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller 
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (SEV Nr. 201, „Lanzarote-Konvention”) und des 
Übereinkommens des Europarats zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt (SEV Nr. 210, „Istanbul-Übereinkommen“); 

7.6 dem Beginn des Reformprozesses für die Finanzierung von Wahlkämpfen, insbesondere 
Festlegung eines Höchstsatzes für Wahlkampfspenden gemäß den Empfehlungen der GRECO. 
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8. Im Lichte der jüngsten Entwicklungen im Fürstentum Monaco und den von der nationalen Regierung 
vorgelegten Informationen 

8.1. im Hinblick auf die Ratifizierung der Protokolle Nr. 1 und Nr. 12 zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention 

8.1.1. stellt die Versammlung fest, dass Protokoll Nr. 1 von allen Mitgliedstaaten des Euro-
parates mit Ausnahme von Monaco und der Schweiz ratifiziert wurde. Sie stellt fest, dass die 
Ratifizierung dieses Instruments, das das Recht auf den Schutz des Eigentums, jedoch auch 
das Recht auf freie Wahlen und das Recht auf Bildung betrifft, keinen Anlass zu grundsätzli-
chen Einwänden seitens der monegassischen Regierung gibt, mit Ausnahme von Artikel 1 im 
Hinblick auf den Schutz des Eigentums. Sie begrüßt die Zusammenarbeit mit der Rechtsabtei-
lung des Europarates zur Identifizierung einer geeigneten rechtlichen Formulierung, die eine 
umfassende Einhaltung der Bestimmungen des Protokolls bei gleichzeitiger Einhaltung der 
Bestimmungen der Verfassung und der Verfahrenspraxis, die die Sonderbehandlung von 
Staatsbürgern festlegen, ermöglicht;   

8.1.2. die Versammlung begrüßt die Arbeit der monegassischen Regierung in Zusammenar-
beit mit dem Europarat zur Ermittlung eventueller Vorbehalte, die verfasst werden könnten, 
um den Weg für eine Ratifizierung von Protokoll Nr. 1 in baldiger Zukunft zu ebnen. Die 
Versammlung stellt jedoch fest, dass bisher kein geeigneter Mechanismus gefunden wurde und 
dass derzeit keiner der von der monegassischen Regierung und den Sachverständigen des Eu-
roparates untersuchten Vorbehalte die monegassischen Besonderheiten umfassend wahren 
würde. Die Versammlung begrüßt daher den von der Regierung geäußerten Willen, eine Ar-
beitsgruppe einzusetzen, die die neuen technischen Aspekte untersuchen soll, die es ihr ermög-
lichen würden, eine Ratifizierung in Erwägung zu ziehen; 

8.1.3. was das Protokoll Nr. 12 anbelangt, stellt die Versammlung fest, dass es bisher ledig-
lich von 18 Mitgliedstaaten ratifiziert und von 19 weiteren unterzeichnet wurde. Sie stellt fest, 
dass diese Frage in der Zukunft Gegenstand einer sorgfältigen weiteren Prüfung durch die mo-
negassische Regierung sein sollte; 

8.2. im Hinblick auf die Ratifizierung der Europäischen Sozialcharta (revidiert)  

8.2.1. weist die Versammlung darauf hin, dass Monaco die Europäische Sozialcharta (revi-
diert) 2004 unterzeichnet hat. Die Versammlung selbst hat die Organisation aufgefordert, die 
Vorzugsbehandlung zu berücksichtigen, die monegassische Staatsbürger im Hinblick auf 
Wohnraum und Beschäftigung genießen, und gleichzeitig betont, dass die Europäische Sozial-
charta (revidiert) die erforderliche Flexibilität in Bezug auf die Berücksichtigung der spezifi-
schen Besonderheiten der Vertragspartner bietet. Sie stellt fest, dass die sozialen Standards in 
Monaco als hoch erachtet werden. Sie nimmt dennoch zur Kenntnis, dass, wäre es möglich, 
sich direkt auf die Charta zu stützen, dies den in Monaco hergestellten „Sozialpakt“ sowie die 
Anwendung der „Vorzugsbehandlung für Staatsbürger“ und die Gewährung bestimmter den 
Staatsbürgern vorbehaltener Sozialleistungen konterkarieren würde;   

8.2.2. begrüßt die Versammlung den positiven Willen der monegassischen Regierung, die 
Formulierung eines Rechtstextes für die Ratifizierung der Europäischen Sozialcharta 
(revidiert) zu erwägen. Die Regierung konzentriert sich jedoch speziell auf diesen Punkt und 
sucht sowohl in politischer als auch in fachlicher Hinsicht nach einer geeigneten Lösung. Die 
Versammlung bekundet ihr Vertrauen in den Prozess, der bereits begonnen hat, und fordert 
alle betroffenen Parteien nachdrücklich dazu auf, geeignete Mechanismen zu finden und 
legislative Maßnahmen einzuleiten, um diesen Prozess in Zusammenarbeit mit den 
Sachverständigen des Europarates so bald wie möglich zum Abschluss zu bringen;  

8.3. im Hinblick auf die Ratifizierung des Übereinkommens über Computerkriminalität nimmt die 
Versammlung mit Befriedigung Kenntnis von der am 3. Dezember 2013 erfolgten Verabschiedung des 
Gesetzes Nr. 1402, das die Ratifizierung des Übereinkommens des Europarates über Computerkrimi-
nalität genehmigt, was den von den Behörden – der Regierung und dem Nationalrat – geäußerten 
Wunsch bestätigt, diese Verpflichtung einzuhalten. Sie begrüßt die Tatsache, dass die Regierung den 
Nationalrat am 27. Februar 2015 einen Gesetzesentwurf über die Bekämpfung von High-Tech-Krimi-
nalität vorgelegt hat, der darauf abzielt, die monegassischen Gesetze in Einklang mit dem Übereinkom-
men über Computerkriminalität zu bringen. Die Versammlung begrüßt ebenfalls die Tatsache, dass die 
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Abstimmung über die Verabschiedung dieses Gesetzes für den 16. und 17. Juni 2015 geplant ist, was 
es der monegassischen Regierung ermöglichen wird, ihre Ratifikationsurkunde zu hinterlegen; 

8.4. im Hinblick auf die zügige Verabschiedung eines neuen Gesetzes über die Arbeitsweise und 
die Organisation des Nationalrates, das es ermöglichen würde, den Verfassungsänderungen aus dem 
Jahre 2002 Rechnung zu tragen, erinnert die Versammlung daran, dass die Regierung dem Nationalrat 
im Dezember 2009 einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Gesetzes Nr. 771 vom 25. Juli 1964 über 
die Organisation und die Arbeitsweise des Nationalrates vorgelegt hatte. Die Versammlung vertrat eine 
positive Haltung im Hinblick auf die im Jahre 2013 erfolgte Einsetzung eines „Sonderausschusses für 
die Änderung des Wahlrechts und des Gesetzes über die Organisation und Arbeitsweise des 
Nationalrates” und beglückwünscht diesen zu der nachfolgend geleisteten Arbeit. Die Versammlung 
begrüßt die Ausarbeitung des erwarteten Gesetzesentwurfs, der der Regierung am 14. Dezember 2014 
vorgelegt wurde. Die Versammlung nimmt die Bereitschaft der Regierung zur Kenntnis, die Grundzüge 
des Gesetzesentwurfs zu akzeptieren, und begrüßt die Tatsache, dass die Abstimmung über die 
Verabschiedung dieses Gesetzes gemeinsam mit der Abstimmung über die überarbeitete 
Geschäftsordnung für den 16. und 17. Juni 2015 geplant ist;  

8.5. im Hinblick auf die Reform der Strafprozessordnung und den Abschluss der Reform des 
Strafgesetzbuchs 

8.5.1. begrüßt die Versammlung den Pragmatismus der Justizorgane, die sich sogar bereits 
vor der Verabschiedung der erforderlichen Gesetze auf das Fallrecht der Europäischen Men-
schenrechtskonvention stützen. Sie  nimmt die sukzessiven Reformen der Strafprozessordnung 
und des Strafgesetzbuchs, wie 2009 erbeten, sowie anderer rechtlicher Bestimmungen zur 
Kenntnis, deren Ziel es war, die monegassischen Gesetze mit den Normen des Europarates im 
Bereich der Grundrechte und der Korruptionsbekämpfung in Einklang zu bringen. Sie nimmt 
mit Befriedigung Kenntnis von der Verabschiedung von Gesetz Nr. 1398 vom 24. Juni 2013 
über die Verwaltung und die Organisation der Justiz, von Gesetz Nr. 1399 vom 25. Juni 2013 
zur Reform der Strafprozessordnung im Hinblick auf den Polizeigewahrsam, sowie von Gesetz 
Nr. 1394 vom 9. Oktober 2014 zur Reform des Strafgesetzbuchs und der Strafprozessordnung 
im Hinblick auf Korruption und Sonderermittlungstechniken;  

8.5.2. nimmt die Versammlung zur Kenntnis, dass Gesetz Nr. 1364 vom 16. November 2009 
über den Status der Angehörigen des Justizwesens die Einsetzung einer Kommission für die 
Justizbehörden unter dem Vorsitz des Direktors der justitiellen Dienste, Fortschritte bei der 
Schulung und Beurteilung von Angehörigen des Justizwesens (einschließlich der abgeordneten 
Mitglieder der französischen Justiz) sowie die Schaffung einer Gewerkschaft für Mitglieder 
der Justiz 2011 ermöglicht hat; 

8.5.3. wurde dem Nationalrat im Dezember 2012 außerdem ein Gesetzesentwurf vorgelegt, 
der mehrere Maßnahmen im Bereich der Staatshaftung und der Wiedergutmachung umfasste. 
Die Versammlung nimmt ebenfalls mit Befriedigung Kenntnis von der Ausarbeitung einer 
Fürstlichen Verordnung, durch die speziell die von der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion abgeleiteten Grundsätze für ein faires Verfahren in die eigenen Organisations- und Ver-
fahrensgrundsätze des Obersten Gerichtshofs aufgenommen werden sollen, die Ende März 
2015 veröffentlicht werden sollten; 

8.5.4. die Versammlung nimmt auch die im Hinblick auf die Bekämpfung der Geldwäsche 
erzielten Fortschritte zur Kenntnis, darunter die Verabschiedung von Gesetz Nr. 1362 vom 
23. Juli 2009 zur Stärkung des Systems zur Aufdeckung von Geldwäsche und der Ressourcen 
der Finanzinformations- und -überwachungsabteilung (SICCFIN) sowie der Fürstlichen Ver-
ordnung Nr. 3561 vom Dezember 2011 zur Änderung der Gesetze aus dem Jahre 2002 zur 
Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus gemäß den von MONEYVAL erteilten 
Empfehlungen; 

8.6. Im Hinblick auf die Prüfung der Frage der internationalen Übereinkommen und Verträge, für 
deren Ratifizierung der Nationalrat ein Gesetz verabschieden muss 

8.6.1. nimmt die Versammlung zur Kenntnis, dass Artikel 13 der monegassischen 
Verfassung dem Fürsten, der „das Fürstentum bei seinen Beziehungen zu ausländischen 
Mächten repräsentiert“ die Befugnis vorbehält, internationale Übereinkommen und Verträge 
zu unterzeichnen. Die Verfassung sieht keine Bestimmungen in Bezug auf eine Beteiligung 
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des Nationalrats an der Verabschiedung eines Gesetzes vor, das eine Ratifizierung erlaubt, mit 
Ausnahme einiger bestimmter spezifischer Fälle, die in Artikel 14 der Verfassung aufgeführt 
sind, nämlich dann, wenn die Verträge 1) sich auf die Organisation der Verfassung auswirken; 
2) die Änderung bestehender rechtlicher Bestimmungen nach sich ziehen; 3) die Teilnahme 
von Mitgliedern des Nationalrats an einer internationalen Organisation nach sich ziehen oder 
4) zu Haushaltsausgaben einer neuen Art oder für einen neuen Zweck führen. Die 
Versammlung stellt fest, dass Artikel 14 der Verfassung seit dem Inkrafttreten der Verfassung 
im Jahre 2002 nur sieben Mal angewandt wurde; 

8.6.2. ist die Versammlung gleichwohl davon überzeugt, dass eine stärkere Interaktion 
zwischen der Regierung und dem Nationalrat nur zur Schaffung eines breiteren Konsenses und 
zur festeren Verankerung höherer internationaler Normen beitragen kann. Die Versammlung 
begrüßt den Geist des Dialogs und des Pragmatismus, den alle betroffenen Parteien in den 
letzten Monaten an den Tag gelegt haben, um sicherzustellen, dass der Nationalrat im Einklang 
mit den Bestimmungen der Verfassung an der Prüfung internationaler Übereinkommen und 
Verträge beteiligt wird; 

8.6.3. begrüßt die Versammlung daher das im Februar über einen Austausch von Schreiben 
zwischen dem Staatsminister und dem Präsidenten des Nationalrats geschlossene Abkommen, 
das einen Modus operandi unter Einschluss einer regelmäßigen aktuellen Unterrichtung des 
Nationalrats sowie nicht verbindliche Beratungen mit ihm vorsieht, wann immer Monaco 
beabsichtigt, ein Übereinkommen oder einen Vertrag zu ratifizieren. 

9. Die Versammlung bekundet ihr Vertrauen in die Fähigkeit des Fürstentums Monaco, sich an die neuen 
demokratischen Herausforderungen und an die durch die Globalisierung notwendig gewordenen 
Veränderungen anzupassen. Sie möchte, dass Monaco, bei gleichzeitiger Wahrung der Einzigartigkeit seiner 
Staatsform, fortfährt, seine Institutionen zu reformieren. In diesem Zusammenhang nimmt Monaco wichtige 
Verhandlungen mit der Europäischen Union auf. Die Versammlung ruft folglich die monegassische Regierung 
auf, ihre Überlegungen über die zukünftige Entwicklung ihrer Institutionen fortzusetzen und sich dabei unter 
anderem auf die Empfehlungen der Überwachungsmechanismen des Europarates und auf die Arbeit der 
Venedig-Kommission zu stützen und 

9.1. die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Nationalrat und dem Fürsten bei den 
Themen, die nach der Verfassung nicht durch Gesetz oder Verordnung (Fürstliche Verordnungen, 
ministerielle Erlasse) zu regeln sind, zu präzisieren;  

9.2. sicherzustellen, dass in Anwendung von Artikel 20 der Verfassung, demzufolge keine Strafe 
außer per Gesetz eingeführt oder angewandt werden darf, und im Einklang mit dem Fallrecht des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte jede Ratifizierung eines internationalen Vertrags, der 
neue Straftatbestände und Strafen nach sich zieht, Gegenstand eines vom Nationalrat verabschiedeten, 
die Ratifizierung genehmigenden Gesetzes ist; 

9.3. im Zusammenhang mit einer Diskussion über eine zukünftige Überarbeitung der Verfassung 
die Möglichkeit eines dem Nationalrat zuerkannten Rechts, den Haushalt zu ändern, zu prüfen, was zur 
Verbesserung der staatlichen Politiken und der Qualität der demokratischen Debatte im Nationalrat 
beitragen würde; 

9.4. die vom „Sonderausschuss zur Änderung des Wahlrechts und des Gesetzes über die 
Organisation und die Arbeitsweise des Nationalrates“ begonnene Arbeit zur Modernisierung des 
Wahlrechts sowie die Ausweitung der Bestimmungen des Gesetzes über die Finanzierung von 
Wahlkämpfen und Parteien gemäß den Empfehlungen der GRECO fortzusetzen;  

9.5. gemäß den Empfehlungen der ECRI die Unabhängigkeit des Amts des Hochkommissars zum 
Schutz der Rechte und Freiheiten und für die Mediation zu stärken. 

10. Abschließend begrüßt die Versammlung die erheblichen Fortschritte Monacos, das vier seiner 
Beitrittsverpflichtungen aus dem Jahre 2004 erfüllt hat oder dabei ist, sie zu erfüllen, nämlich 

10.1. die Ratifizierung des Übereinkommens über Computerkriminalität; 

10.2. die zügige Verabschiedung eines neuen Gesetzes über die Arbeitsweise und die Organisation 
des Nationalrates, das die Verfassungsänderungen aus dem Jahre 2002 berücksichtigt;  

10.3. die Reform der Strafprozessordnung und den Abschluss der Reform des Strafgesetzbuchs; 
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10.4. die Prüfung der Frage internationaler Übereinkommen und Verträge, zu deren Ratifizierung 
der Nationalrat ein Gesetz verabschieden muss.  

11. Im Hinblick auf die Ratifizierung der Protokolle Nr. 1 und 12 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention sowie der Europäischen Sozialcharta (revidiert) stellt die Versammlung fest, dass trotz der Tatsache, 
dass zum derzeitigen Zeitpunkt keine geeignete rechtliche Lösung für die Einhaltung dieser Verpflichtungen 
gefunden wurde, die monegassische Regierung weiterhin bereit ist, insbesondere im Hinblick auf die Europäi-
sche Sozialcharta alle Möglichkeiten weiter zu erkunden, die den Weg für eine Ratifizierung dieser Instrumente 
ebnen könnten. Die Versammlung bekundet erneut ihr Vertrauen in die Fähigkeit Monacos, weiterhin mit dem 
Europarat zusammenzuarbeiten, insbesondere über die Einsetzung einer von der Regierung vorgeschlagenen 
Arbeitsgruppe, und diese verbleibenden Probleme anzugehen.   

12. Im Lichte der seit 2009 erzielten Fortschritte Monacos zur Einhaltung seiner Verpflichtungen be-
schließt die Versammlung, den Post-Monitoring-Dialog mit Monaco abzuschließen. Sie wird die legislativen 
und institutionellen Entwicklungen weiterhin verfolgen, insbesondere über die von ihrem Überwachungsaus-
schuss erstellten regelmäßigen Berichte gemäß Entschließung 2018 (2014) betr. die Fortschritte des Überwa-
chungsverfahrens der Versammlung (Oktober-September 2014). Die Versammlung bekundet erneut die Bereit-
schaft des Europarates, dem Fürstentum Monaco bei seinen zukünftigen Reformen behilflich zu sein. 

Entschließung 2053 (2015)14 

Die Reform des Fußball-Managements 

1. Die Parlamentarische Versammlung erkennt den bildungspolitischen und sozialen Wert des Sports an. 
Sie hält ein gutes Management von Sportorganisationen für wichtig für die Förderung der Werte unserer demo-
kratischen Gesellschaften und misst der Verantwortung, die Sportorganisationen zur Förderung und Wahrung 
von Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit tragen – und umfassend wahrnehmen müssen – größte Bedeutung 
zu. Alle Sportorganisationen müssen die Gewährleistung eines wirksamen Schutzes der in den international 
bindenden Instrumenten sowie, in Europa, in der Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV Nr. 5) veran-
kerten Grundrechte auf angemessene Art und Weise berücksichtigen.  

2. Die Versammlung begrüßt die Tatsache, dass Sport eine bedeutende Wirtschaftsaktivität ist und dass 
die großen Sportorganisationen in der Lage sind, die Entwicklung des Sports in allen Teilen der Welt zu unter-
stützen. Dennoch ist sie besorgt, dass die Geheimhaltung der Entscheidungsprozesse in bestimmten Sportorga-
nisationen sowie Schwachstellen in ihren Mechanismen zur Verhinderung und Sanktionierung von Verstößen 
gegen die sportliche Ethik Korruption und Veruntreuung von Mitteln fördern könnten. Die Skandale, die das 
Image des Sports beschädigen, bestätigen, dass diese Gefahr ziemlich real ist. 

3. Die Versammlung bekräftigt erneut, dass die Notwendigkeit zur Wahrung der Unabhängigkeit der 
Sportbewegung von der Einschränkung begleitet wird, zu gewährleisten, dass diese Unabhängigkeit nicht zu 
einem Vorwand für die Rechtfertigung von Untätigkeit bei unlauteren Praktiken werden sollte, die gegen die 
sportliche Ethik verstoßen, sowie Geschäften, die, wenn es sich um Wirtschaftsverbände handelte, strafrechtlich 
verfolgt werden würden bzw. verfolgt werden sollten. 

4. Es ist notwendig, Korruption nicht nur im Bereich des Sports, sondern auch in den Sportorganisationen 
zu bekämpfen. Letztere müssen entschlossen sein, eine Kultur der Transparenz zu entwickeln und interne Ver-
fahren für die Selbstregulierung zu entwickeln, die ein untadeliges Management ihrer finanziellen Mittel, strikte 
Kontrollen zur Verhinderung jeder rechtswidriger Verfolgung persönlicher Interessen sowie wirksame Ermitt-
lungs- und Aufdeckungsmechanismen, die eine Sanktionierung aller Verstöße gegen die sportliche Ethik er-
möglichen, gewährleisten. 

5. Fußball nimmt in der Welt des Sports aufgrund seiner universalen Berichterstattung, der Wirkung auf 
unzählige Millionen Fans und der finanziellen und politischen Folgen wichtiger Veranstaltungen wie dem FIFA 
World Cup oder der Fußball-Europameisterschaft (UEFA EURO) einen besonderen Platz ein. Aus diesem 
Grund ist die Versammlung der Ansicht, dass neben dem Internationalen Olympischen Komitee (IOK) die In-
ternationale Föderation des Verbandsfußballs (FIFA) und die Vereinigung Internationaler Fußballverbände 
(UEFA) größere Verantwortung tragen und die Pflicht haben, bei ihrem externen Handlungen und ihrem inter-
nen Managementsystem ein Vorbild zu sein. 

                                                        
14  Versammlungsdebatte am 23. April 2015 (17. Sitzung) (siehe Dok. 13738, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft, Bildung 

und Medien, Berichterstatter: Herr Michael Connarty). Von der Versammlung am 23. April 2015 (17. Sitzung) verabschiedeter Text. 



Drucksache 18/13692 – 48 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode
 
 
6. Das IOC hat gezeigt, dass es möglich ist, Reformen durchzuführen und weitreichende Veränderungen 
vorzunehmen. Die UEFA besitzt einen rechtlichen Rahmen, der auf dem Gebiet der Verhütung von Interessen-
konflikten und der Korruptionsbekämpfung vorbildlich ist. Sie ist ein Beispiel für die Förderung finanziellen 
Fair Plays und bei ihrer Haltung gegen Spielabsprachen. Die Versammlung würdigt insbesondere die Unter-
stützung, die die UEFA für den Prozess der Ratifizierung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates 
über die Manipulation von Sportwettbewerben (SEV Nr. 215) leistet. 

7. Die Versammlung begrüßt ebenfalls die konkreten Initiativen der FIFA zur Bekämpfung von Spielab-
sprachen und ihre Maßnahmen zur Entwicklung des Fußballs in allen Regionen der Welt. Die Versammlung 
nimmt auch zur Kenntnis, dass die bisher von der FIFA durchgeführten Reformen ihren satzungsmäßigen und 
regelungstechnischen Rahmen erheblich verbessert haben.  

8. Dennoch scheint die FIFA noch nicht in der Lage zu sein, den Korruptionsskandalen ein Ende zu setzen. 
Die Ergebnisse der von der Untersuchungskammer des FIFA-Ethikausschusses durchgeführten Ermittlungen im 
Hinblick auf die Vergabe des World Cups 2018 an Russland und 2016 an Qatar zeigen, wenngleich sie nur teil-
weise offengelegt wurden, dass extrem zweifelhafte Praktiken weit verbreitet sind, als ob sie ein integraler Be-
standteil des Systems wären. 

9. Die Versammlung nimmt zur Kenntnis, dass die FIFA nach dieser Ermittlung beschlossen hat, eine 
Klage vor den Schweizer Gerichten einzureichen. Die Versammlung bedauert jedoch, dass die internen Best-
immungen die Veröffentlichung des internen Berichts der Kammer verhindern und ist erstaunt über die Leich-
tigkeit, mit der die Vergabekammer des FIFA-Ethikausschusses den Beschluss bestätigt hat, den World Cup 
2022 an Qatar zu vergeben. 

10. Die Versammlung ist der Ansicht, dass dieser Beschluss grundlegend fehlerhaft war. Die in der Sunday 
Times veröffentlichten Dokumente – deren Authentizität unstrittig zu sein scheint – geben Anlass zu dem 
Schluss, dass Mohamed bin Hamman unzweifelhaft über dreißig führenden Vertretern der afrikanischen Fuß-
ballgemeinschaft (fast alle von ihnen Präsidenten der nationalen Fussballverbände) und/oder ihren nationalen 
Verbänden hohe Geldsummen gezahlt hat, um Qatar bei der Abstimmung vom 2. Dezember 2010 die Stimmen 
der Vertreter der Confédération Africaine de Football (CAF) im Exekutivausschuss der FIFA zu sichern. 

11. Die Stimmen dieser Mitglieder des FIFA-Exekutivausschusses waren für Qatar von strategischer Be-
deutung, damit es gegen die übrigen der Asiatischen Fußball-Konföderation (AFC) angehörenden Bewerber-
länder, d.h. Australien, Japan und Südkorea, den Zuschlag erhalten konnte. Nach ihrem Ausscheiden war sich 
Mohamed bin Hammam, der damalige AFC-Präsident, der Stimmen der AFC-Vertreter im FIFA-Exekutivaus-
schuss für Qatar sicher.  

12. Unter diesen Umständen kann sich die FIFA nicht der Verpflichtung entziehen, nach ihren neuen Re-
geln für die Vergabe wichtiger Ereignisse, einschließlich des World Cups, eine neue Abstimmung durchzufüh-
ren. Die Behauptung, Qatar trage keine unmittelbare Verantwortung für die Geschäfte Mohamed bin Hammam, 
sollte nicht akzeptiert werden, um so ein Verfahren für gültig zu erklären, dass so grundsätzlich von Unrecht-
mäßigkeiten unterminiert wurde. 

13. Die Versammlung empfiehlt der FIFA folglich, 

13.1. rasch ein neues Verfahren für die Vergabe des World Cup 2022 zu eröffnen und – durch Maßnah-
men wie der unmittelbaren Verabschiedung neuer Bestimmungen – die Schaffung angemessener Informa-
tions- und Überwachungsmechanismen sicherzustellen, damit dieses Verfahren tatsächlich eine gleiche 
Ausgangslage für die sich bewerbenden Ländern garantiert und eine endgültige Entscheidung strikt auf 
den Vorzügen ihrer Projekte basiert; 

13.2. fordert die Regierung von Qatar nachdrücklich dazu auf, 

13.2.1. unverzüglich alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Achtung der 
Grundrechte aller in dem Land beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte sicherzustellen;   

13.2.2. bei der Prüfung der tatsächlichen Einhaltung dieser Rechte seitens der in Qatar tätigen 
öffentlichen oder privaten Unternehmen mit der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu-
sammenzuarbeiten; 

13.2.3. mit größter Entschlossenheit zu handeln, um alle Verstöße von Unternehmen oder 
Einzelpersonen zu bestrafen und allen Opfern eine gerechte Wiedergutmachung für erlittenen 
Schaden zuzusichern; 
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13.3. die begonnenen Reformen fortzusetzen und sich an die speziellen Empfehlungen des Aus-
schusses für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Medien vom 27. Januar 2015 zu halten (siehe Anlage 
1 des Berichts über die Reform des Fußball-Managements, Doc. 13738). 

14. Die Versammlung empfiehlt der UEFA, 

14.1. die Reform des Managements in der FIFA unmittelbar sowie über das Büro ihrer Vertreter im 
Exekutivausschuss der FIFA zu unterstützen, insbesondere alle in der vorliegenden Entschließung an 
die FIFA gerichteten Empfehlungen;  

14.2. die speziellen Empfehlungen des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Medien 
vom 27. Januar 2015 zu befolgen (siehe Anlage 2 des Berichts über die Reform des Fußball-Manage-
ments, Doc. 13738). 

15. Die Versammlung appelliert an alle internationalen Sportorganisationen, insbesondere das IOC, die 
FIFA und die UEFA,   

15.1. sicherzustellen, dass jedes Land, dass sich um die Ausrichtung wichtiger Sportereignisse be-
wirbt, sich verpflichtet, sich bei allen Aktivitäten in Verbindung mit der Organisation und der Durch-
führung des Ereignisses an die internationalen Normen im Hinblick auf die Grundrechte, einschließlich 
die Normen der IAO, zu halten; 

15.2. die Zusammenarbeit mit den relevanten zwischenstaatlichen Organisationen zur Förderung der 
Menschenrechte durch den Sport zu verstärken und den wirksamen Schutz der Menschenrechte insbe-
sondere über ihre Entwicklungsprogramme zu fördern. 

16. Ebenfalls unter Hinweis auf ihre Entschließung 1875 (2012) betr. verantwortungsvolle Führung und 
Ethik im Sport und auf die in ihr enthaltenen Leitlinien ersucht die Versammlung alle Sportorganisationen, sich 
ständig um die Verbesserung ihres Managements zu bemühen. Die Versammlung betont in diesem Zusammen-
hang die Notwendigkeit sicherzustellen, dass folgende Voraussetzungen gewährleistet sind: 

16.1. Transparenz des Entscheidungsprozesses;  

16.2. strikte Einhaltung der Bestimmungen, die jeden ungebührlichen Anreiz, Vorteile bei der Ver-
gabe wichtiger Ereignisse oder bei Entscheidungen über Auszahlungen zu erhalten, verbieten;  

16.3. finanzielle Transparenz auch bei den Gehältern und Entschädigungen der gewählten Führungs-
kräfte und des leitenden Managements;  

16.4. die Einführung von Verfahren zur Prüfung der Integrität sowie von effektiven Mechanismen 
zur Verhinderung, Aufdeckung und Bestrafung aller Akte von Korruption und finanzieller Veruntreu-
ung; 

16.5. ein regelmäßiger Wechsel bei der Ausübung der Funktion des Präsidenten der Organisation 
und der Mitgliedschaft in einem Leitungsorgan oder einem Organ mit richterlichen Aufgaben der Or-
ganisation;   

16.6. ine angemessene Beteiligung der maßgeblichen Akteure am Entscheidungsprozess;  

16.7. eine faire Repräsentation von Frauen in den Leitungsorganen. 

17. Schließlich ersucht die Versammlung die Mitgliedstaaten des Europarates, einen rechtlichen Rahmen 
zu schaffen, der die in ihrem Hoheitsgebiet tätigen Sportorganisationen auffordert, Korruption und die illegale 
Verfolgung persönlicher Interessen zu bekämpfen, sowie rechtliche Bestimmungen zu verabschieden, um si-
cherzustellen, dass 

17.1. Sportorganisationen, die beträchtliche Geldsummen verwalten, transparente Rechnungsle-
gungs- und Haushaltsbestimmungen befolgen müssen, die auch für kommerzielle Unternehmen gelten, 
auch wenn Sportorganisationen gemeinnützige Einrichtungen sind;  

17.2. private Korruptionsdelikte, die in Ausübung von Funktionen in Sportorganisationen begangen 
werden, als Straftaten nach dem Strafrecht klassifiziert und als solche zwingend strafrechtlich verfolgt 
werden. 
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Entschließung 2054 (2015)15 

Gleichheit und Nichtdiskriminierung beim Zugang zur Justiz 

1. Zugang zur Justiz ist ein inhärenter Aspekt der Rechtsstaatlichkeit und eine grundlegende Vorausset-
zung für jede demokratische Gesellschaft. Artikel 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV Nr. 5) 
sieht das Recht auf einen faires Verfahren vor, und Artikel 13 legt das Recht auf wirksame Beschwerde fest. 
Beide Rechte sind in dem breiteren Konzept des Zugangs zur Justiz enthalten, das auf die verschiedenen Ele-
mente verweist, die zu einer angemessenen Wiedergutmachung im Falle der Verletzung eines Rechts führen, 
wie Informationen über Rechte und Verfahren, Prozesskostenhilfe, gerichtliche Vertretung, Rechtsstellung oder 
allgemeiner Zugang zur Justiz. 

2. Die Parlamentarische Versammlung bedauert, dass trotz der großen Bedeutung des Zugangs der Bürger 
zu den Gerichten für die tatsächliche Wahrnehmung der Rechte des Einzelnen dieser allzu häufig durch prakti-
sche und rechtliche Hindernisse behindert wird. Das Fehlen rechtlicher Informationen, fehlendes Vertrauen in 
die Behörden, die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf die Prozesskostenhilfe und der unvollständige recht-
liche Rahmen, der für spezielle Situationen Anwendung findet, tragen erheblich zum Fortbestand von Hinder-
nissen für den Zugang zur Justiz bei. 

3. Die Versammlung ist besorgt, dass diese Hindernisse für einige Bevölkerungsgruppen, die besonders 
stark benachteiligt sind und wahrscheinlich auch ihre Rechte und die bestehenden Rechtsmittel nicht kennen, 
schwerer zu überwinden sind. Die Versammlung erinnert in diesem Zusammenhang an die Notwendigkeit, glei-
chen Zugang zur Justiz für alle durch die Beseitigung der Hindernisse zu schaffen, die Einzelne daran hindern, 
ihre Rechte zu verstehen und auszuüben und eine Wiedergutmachung im Falle einer Verletzung anzustreben. 
Die Versammlung unterstreicht, dass die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, den Verwaltungs- und Ju-
stizbehörden sowie den Polizeibehörden von größter Bedeutung ist, soll gleicher Zugang zur Justiz gewährlei-
stet werden.  

4. Im Lichte der vorgenannten Überlegungen ruft die Versammlung die Mitgliedstaaten auf, 

4.1. das Rechtsbewusstsein durch die Erforschung und Umsetzung spezieller Informationsmecha-
nismen und innovativer Kommunikationsstrategien zu fördern und zu verbessern; 

4.2. sicherzustellen, dass angemessene Informationen über die Rechte und Verfahren in mehreren 
Sprachen und Formaten und einfacher Sprache zur Verfügung stehen und dass man sich für die Ver-
breitung gezielter Informationen auf Mittelspersonen der Zivilgesellschaft stützt;  

4.3. durch die Entwicklung von Anreizmechanismen, die auf die Wiederherstellung des Vertrauens 
in die Behörden und auf die Verringerung der abschreckenden Wirkung der mit einem Verfahren ver-
bundenen Kosten abzielen, die Erhebung von Klagen zu erleichtern. 

5. Die Versammlung ruft die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass alle Bevölkerungsgruppen Zugang 
zu wirksamen Rechtsmitteln besitzen, und insbesondere  

5.1. zu gewährleisten, dass allen Personen, gleich, ob Angeklagten oder Opfern, Prozesskostenhilfe 
zur Verfügung gestellt wird, und die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen Prozesskostenhilfe erhalten können; 

5.2. sofern sie es noch nicht getan haben, das Europäische Übereinkommen über die Übermittlung 
von Anträgen auf Verfahrenshilfe (SEV Nr. 92) zu unterzeichnen und/oder zu ratifizieren;  

5.3. die neuen Technologien zu nutzen und sicherzustellen, dass benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen diesbezüglich über alternative Formen für den Zugang zu Justizeinrichtungen verfügen; 

5.4. die rechtlichen Hindernisse für die Rechtsstellung zu beseitigen, insbesondere, indem es den 
Gerichten gestattet wird, Interventionen Dritter und von Gleichstellungsgremien, die Einzelpersonen in 
bestimmten Fällen bei Gerichtsverfahren vertreten, zu akzeptieren, und indem der legale Einwande-
rungsstatus für das Führen von Gerichtsverfahren für irrelevant erklärt wird;  

5.5. die Europäische Charta für Regional- oder Minderheitensprachen (SEV Nr. 148) zu unter-
zeichnen und/oder zu ratifizieren mit dem Ziel, gemäß Artikel 9 der Charta während der Dauer von 

                                                        
15  Versammlungsdebatte am 24. April 2015 (18. Sitzung) (siehe Dok. 13740, Bericht des Ausschusses für Gleichstellung und Nichtdis-

kriminierung, Berichterstatter: Herr Viorel Riceard Badea). Von der Versammlung am 24. April 2015 (18. Sitzung) verabschiedeter 
Text.   
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Gerichtsverfahren die umfassende Ausübung der Sprachrechte von Menschen, die eine Regional- oder 
Minderheitensprache vor den Straf-, Zivil- und Verwaltungsgerichten gebrauchen, zu garantieren;   

5.6. sofern sie es noch nicht getan haben, die Europäische Sozialcharta (revidiert) (SEV Nr. 163) 
und das Zusatzprotokoll zur Europäischen Sozialcharta über Kollektivbeschwerden (SEV Nr. 158) zu 
unterzeichnen und/oder zu ratifizieren; 

5.7.  die Nutzung quasi-justitieller Mechanismen und die alternative Beilegung von Streitfällen zu 
fördern und auszubauen. 

6. Die Versammlung ruft die Mitgliedstaaten auf, ihre Anstrengungen mit dem Ziel zu verstärken, die 
rechtlichen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Hindernisse für den Zugang von Frauen zur Justiz zu 
beseitigen und zu diesem Zweck  

6.1. sofern sie es noch nicht getan haben, das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (SEV Nr. 210) zu unterzeichnen 
und/oder zu ratifizieren; 

6.2. eine ausführliche Analyse der Auswirkung der Geschlechtszugehörigkeit auf den Zugang zur 
Justiz durchzuführen, insbesondere durch die Sammlung von nach Geschlechtern getrennt erfassten 
Daten, und geschlechtsspezifische Politiken zu beschließen, die den besonderen Hindernissen für 
Frauen beim Zugang zur Justiz Rechnung tragen. 

7. Im Hinblick auf besonders benachteiligte Bevölkerungsgruppen und zur Gewährleistung, dass alle Ein-
zelpersonen gleichberechtigt umfassenden Zugang zur Justiz haben, ruft die Versammlung die Mitgliedstaaten 
auf, 

7.1. nationale Studien zur Evaluierung des Ausmaßes der Hindernisse durchzuführen, denen sich 
diese Bevölkerungsgruppen gegenübersehen, und individuell zugeschnittene Maßnahmen zu ihrer Be-
seitigung umzusetzen;  

7.2. besondere Schulungen für Polizeibeamte und Angehörige von Rechtsberufen, darunter 
Rechtsanwälte und Richter, anzubieten;  

7.3. die Bemühungen zur Bekämpfung der Diskriminierung, der sich diese Bevölkerungsgruppen 
bei der Ausübung ihrer Rechte gegenübersehen, zu verstärken und zu diesem Zweck 

7.3.1. Gesetze zu erlassen oder zu ändern, um Bestimmungen über multiple Diskriminierung 
in den bestehenden Rechtsrahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufzunehmen;  

7.3.2. nationale Gleichstellungsorgane zu schaffen und ihre Arbeit zu unterstützen;  

7.3.3. gemäß dem Fallrecht des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte die Hindernisse für den Zu-
gang zur Justiz für Menschen mit geistigen Behinderungen zu beseitigen.  

Entschließung 2055 (2015)16 

Die Effektivität der Europäischen Menschenrechtskonvention: Die Erklärung von Brighton 
und darüber hinaus 

1. Die Parlamentarische Versammlung begrüßt die Initiative der Regierung des Vereinigten Königreichs 
zur Veranstaltung der Konferenz auf hoher Ebene über die Zukunft des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, die am 19. und 20. April 2012 in Brighton stattfand, und die Verabschiedung der Erklärung von 
Brighton während der Konferenz. Sie erkennt den Beitrag der Konferenz von Brighton zur Beibehaltung der 
Schwungkraft des Reformprozesses an, der durch die Konferenz von Interlaken 2010 und die Konferenz von 
Izmir eingeleitet wurde.  

2. Die Versammlung begrüßt das erneute Engagement der Mitgliedstaaten in der Erklärung von Brighton, 
die langfristige Effektivität dieser Einrichtung zu gewährleisten, die der am weitesten entwickelte Mechanismus 
zum Schutz der Menschenrechte auf der ganzen Welt ist, sowie die Tatsache, dass die Staaten die Verantwor-
tung anerkennen, die sie mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (nachfolgend („der 

                                                        
16  Versammlungsdebatte am 24. April 2015 (18. Sitzung) (siehe Dok. 13719 und Addendum, Bericht des Ausschusses für Recht und 

Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Yves Pozzo di Borgo). Von der Versammlung am 24. April 2015 (18. Sitzung) verabschiedeter 
Text. Siehe auch Empfehlung 2070 (2015). 
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Gerichtshof”) genannt, im Hinblick auf die tatsächliche Umsetzung der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (SEV Nr. 5, nachfolgend („die Konvention“ genannt), teilen.  

3. Die Versammlung unterstreicht den außergewöhnlichen Beitrag, den der Gerichtshof seit fünfzig Jah-
ren zum Schutz der Menschenrechte leistet. Sie beglückwünscht den Gerichtshof zu den Fortschritten, die er im 
Hinblick auf die Verringerung des Rückstands bei den anhängigen Klagen und zur Verbesserung seiner Effizi-
enz erzielt hat. 

4. Gleichzeitig bedauert die Versammlung die Tatsache, dass diese Fortschritte nicht mit entsprechend 
positiven Entwicklungen auf der Ebene der Vertragsparteien  einhergegangen sind. Sie stellt mit Besorgnis fest, 
dass die aktuellen Herausforderungen, denen sich der Gerichtshof gegenübersieht – insbesondere die hohe Zahl 
repetitiver Klagen, sowie die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen besonders ernster Natur – das Unver-
mögen einiger hoher Vertragsparteien aufdecken, ihren Verpflichtungen im Rahmen der Konvention nachzu-
kommen.   

5. Die Versammlung wiederholt daher ihren Aufruf an die Mitgliedstaaten, den Grundsatz der Subsidia-
rität zu stärken, indem sie die Normen der Konvention wirksamer in ihre nationalen Rechtsordnungen verankern 
und die Verbindlichkeit des Fallrechts des Gerichtshofs verstärken. 

6. Die Versammlung fordert die nationalen Parlamente in diesem Zusammenhang dazu auf, ihre Mög-
lichkeiten zur Kontrolle der Umsetzung der Normen der Konvention zu nutzen, auch durch die Überwachung 
der Umsetzung der Urteile des Gerichtshofs auf nationaler Ebene. Sie wiederholt ihre früheren Aufrufe in den 
Entschließungen 1516 (2006) betr. die Umsetzung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte, 1726 (2010) betr. die effektive Umsetzung der Europäischen Menschenrechtskonvention: der Prozess 
von Interlaken, sowie 1823 (2011) betr. die nationalen Parlamente: Garanten der Menschenrechte in Europa, 
dass diejenigen Mitgliedstaaten, die es noch nicht getan haben, spezielle Mechanismen und Verfahren entwik-
keln sollten, um zu prüfen, ob ihre Gesetze sich im Einklang mit den Normen der Konvention befinden, und um 
eine effektive Kontrolle der Umsetzung der Urteile des Gerichtshofs zu gewährleisten. 

7. Die Versammlung ruft diejenigen Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, auf, das Ände-
rungsprotokoll Nr. 15 zur Konvention (SEV Nr. 213) zu unterzeichnen und zu ratifizieren, und bekräftigt gleich-
zeitig ihre in Stellungnahme 283 (2013) zum Ausdruck gebrachte Haltung, dass der Verweis auf die Doktrin 
des Ermessensspielraums als im Einklang mit der vom Gerichtshof in seinem Fallrecht entwickelten Doktrin 
verstanden werden muss. 

8. Die Versammlung ruft die Mitgliedstaaten ebenfalls auf, das Zusatzprotokoll Nr. 16 zur Konvention 
(SEV Nr. 214) zu unterzeichnen und zu ratifizieren, das die Beziehungen zwischen dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte und den obersten Gerichten der Staaten stärken wird, indem es eine Plattform für den 
justitiellen Dialog schafft und auf diese Weise die Anwendung des Fallrechts des Gerichtshofs durch die natio-
nalen Gerichte erleichtert. 

9. Die Versammlung bedauert, dass das Ministerkomitee ihrem zuletzt in Empfehlung 1991 (2012) erteil-
ten Aufruf bisher nicht gefolgt ist, auf höchster politischer Ebene Maßnahmen in Bezug auf die schwierige 
Haushaltslage des Europarates zu ergreifen. Sie ruft den Generalsekretär auf, in dieser Hinsicht alle möglichen 
Schritte zu unternehmen.  

10. Die Versammlung unterstützt voll und ganz die Schlussfolgerungen von Brighton, in denen die Mit-
gliedstaaten ihr Engagement bekräftigten, das Recht auf Individualklage beim Gerichtshof aufrecht zu erhalten 
und ihrer Verpflichtung nachzukommen, die Urteile des Gerichtshofs zu befolgen. Sie beschließt, die unter-
nommenen Maßnahmen und Fortschritte zur Garantie der langfristigen Durchführbarkeit des Konventionssy-
stems weiterhin genau zu verfolgen. 
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Empfehlung 2070 (2015)17 

Die Effektivität der Europäischen Menschenrechtskonvention: Die Erklärung von Brighton 
und darüber hinaus 

1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung 2055 (2015) betr. die Effektivität 
der Europäischen Menschenrechtskonvention: Die Erklärung von Brighton und darüber hinaus, und fordert das 
Ministerkomitee nachdrücklich dazu auf, 

1.1. alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel zu verstärken und zu verbessern, um die Umsetzung 
der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu beschleunigen;  

1.2. härtere Maßnahmen in Fällen einer verzögerten Umsetzung oder einer anhaltenden oder wie-
derholten Nichtbefolgung der Urteile des Gerichtshof einzuleiten und auf diese Weise darauf hinzuar-
beiten, die Synergien zwischen der Parlamentarischen Versammlung und der Zivilgesellschaft zu ver-
stärken; 

1.3. dringend Maßnahmen in Bezug auf die schwierige Haushaltslage des Europarats zu ergreifen 
und zu erwägen, dem Gerichtshof einen temporären, außerordentlichen Haushalt zu geben, um ihn in 
die Lage zu versetzen, den Rückstand gut begründeter Klagen aufzuarbeiten. 

2. Die Versammlung bekräftigt auch erneut ihren in Empfehlung 1991 (2012) betr. die Autorität und Ef-
fektivität der Europäischen Menschenrechtskonvention erteilten Aufruf an das Ministerkomitee, den Mitglied-
staaten zu empfehlen, die Deutungshoheit (res interpretata) der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte zu stärken. 

Stellungnahme 289 (2015)18 

Der Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des Europarates  
zur Verhütung des Terrorismus 

1. Die Parlamentarische Versammlung ist besorgt angesichts der Auswirkungen, die der Terrorismus auf 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte hat. Sie hat der Achtung der Menschenrechte bei der Be-
kämpfung des Terrorismus immer größte Bedeutung beigemessen, wie sie in Entschließung 1840 (2011) betr. 
Menschenrechte und die Bekämpfung des Terrorismus erneut zum Ausdruck gebracht hat. Die Staaten müssen 
in der Lage sein, geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus zu ergreifen, doch „es besteht keine 
Notwendigkeit eines Zielkonflikts zwischen Menschenrechten und wirksamen Maßnahmen zur 
Terrorismusbekämpfung“ (siehe Absatz 2 der Entschließung). In den internationalen Menschenrechtsnormen, 
einschließlich in der Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV Nr. 5) und ihren Protokollen existieren 
ausreichende Schutzgarantien, die flexible Reaktionen auf Notfälle ermöglichen, die eine Gefahr für die 
grundlegende Existenz der Gesellschaften sowie allgemein für den Schutz der öffentlichen Ordnung oder für die 
nationalen Sicherheitsinteressen oder andere legitime Gründe darstellen. 

2. Der Entwurf eines Zusatzprotokolls19 zum Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des Terro-
rismus (SEV Nr. 196) ist eine Reaktion auf Resolution 2178 (2014) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
über Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit durch terroristische Handlungen. Sie 
verpflichtet die Staaten, bestimmte Verhaltensweisen unter Strafe zu stellen, die im Zusammenhang mit der 
Verübung terroristischer Straftaten stehen könnten und zielt insbesondere auf die Verhinderung und die Ein-
dämmung des Stroms „ausländischer terroristischer Kämpfer“ ab. 

3. Die Versammlung stellt in diesem Zusammenhang fest, dass der Entwurf eines Zusatzprotokolls zum 
Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des Terrorismus sehr schnell und kurz nach den Terroranschlä-
gen von Paris am 7., 8. und 9. Januar 2015 verfasst wurde. Einige führende internationale Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs) wie Amnesty International, die Internationale Juristenkommission und die Open Society 
Justice Initiative haben diese Eile kritisiert und ihre Besorgnis angesichts der potenziell negativen Auswirkun-
gen dieses Texts auf die Menschenrechte wie beispielsweise die Freizügigkeit, die Unschuldsvermutung oder 
                                                        
17  Versammlungsdebatte am 24. April 2015 (18. Sitzung) (siehe Dok. 13719 und Addendum, Bericht des Ausschusses für Recht und 

Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Yves Pozzo di Borgo). Von der Versammlung am 24. April 2015 (18. Sitzung) verabschiedeter 
Text. 

18  Versammlungsdebatte am 23. April 2015 (16. Sitzung) (siehe Dok. 13763, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, 
Berichterstatter: John E. Tomlinson). Von der Versammlung am 23. April 2015 (16. Sitzung) verabschiedeter Text. 

19 Dok. 13753. 
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die Rechtssicherheit sowie im Hinblick auf die unklare Trennung zwischen seiner Anwendung in Friedens- und 
Kriegszeiten und die Anwendbarkeit des humanitären Völkerrechts geäußert. Es wurden auch Zweifel im Hin-
blick auf die Kriminalisierung vorbereitender Handlungen geäußert, die keine unmittelbare Absicht zur 
Verübung der Hauptstraftat (die als Akt des Terrorismus bezeichnet wird) zu erfordern scheinen und mehrere 
Schritte von der eigentlichen (terroristischen) Hauptstraftat, die verübt werden könnte, entfernt sind.   

4. Die Versammlung ist sich der vorgenannten Besorgnisse voll und ganz bewusst und ist der Ansicht, 
dass sie im erläuternden Bericht über den Entwurf des Zusatzprotokolls nicht ausreichend berücksichtigt wer-
den. Insbesondere die Einführung der Straftat „Auslandsreise zum Zweck des Terrorismus“ dürfte vom Stand-
punkt der Freizügigkeit und des Rechts auf Staatsangehörigkeit aus problematisch sein. Die Versammlung ver-
weist darauf, dass es keine gemeinsam vereinbarte Definition des Begriffs „Terrorismus“ gibt, dass Terroristen 
Kriminelle und keine Soldaten sind und dass ihre Straftaten keine kriegerischen Handlungen darstellen.  Wie in 
Entschließung 1840 (2011) betont, sollte Terrorismus „in erster Linie von der Strafjustiz mit ihren integrierten, 
erprobten Schutzbestimmungen zum Schutze Unschuldiger und des Rechts auf Freiheit behandelt werden“ 
(Absatz 6) und „Maßnahmen, die die Menschenrechte einschränken, müssen eindeutig formuliert und eng 
ausgelegt werden, insbesondere, wenn sie strafrechtliche Folgen einschließen, und von einer angemessenen 
gerichtlichen oder politischen Kontrolle begleitet werden” (Absatz 5.3). 

5. Die Versammlung sieht keine besondere Notwendigkeit dafür, den derzeitigen rechtlichen Rahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus zu erweitern. Im Lichte der Ausführungen in dem erläuternden Berichtsentwurf 
ist sie jedoch der Ansicht, dass nach Verabschiedung und Inkrafttreten des Zusatzprotokolls genügend Schutz-
klauseln in dem Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus enthalten sind, das für die Vertragsstaaten 
Anwendung findet. Dieses Übereinkommen legt insbesondere eindeutig fest, dass es keine Anwendung auf 
bewaffnete Konfliktsituationen findet. Die Versammlung ist dennoch der Ansicht, dass die Schutzklauseln im 
Hinblick auf die Menschenrechte im Text des Entwurfs eines Zusatzprotokolls selbst, wie nachfolgend emp-
fohlen, weiter verstärkt werden sollten. Außerdem wird die Umsetzung des Zusatzprotokolls davon abhängen, 
wie die Vertragsstaaten es gegebenenfalls in ihr nationales Strafrecht umsetzen. 

6. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, die nachfolgenden Änderungen an dem Entwurf 
eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des Europarates zur Verhütung von Terrorismus vorzunehmen: 

6.1. in der Präambel einen neuen achten Absatz hinzuzufügen, der wie folgt lauten sollte: 
„eingedenk der von der Parlamentarischen Versammlung des Europarates am 23. April 2015 
verabschiedeten Stellungnahme“; 

6.2. am Ende von Artikel 1 folgende Worte hinzuzufügen: „und ihre Verpflichtungen nach den 
internationalen Menschenrechtsnormen”;  

6.3. in Artikel 8, Absatz 1, nach dem Wort „insbesondere“ „das Recht auf einen fairen Prozess, 
den Grundsatz der Rechtssicherheit“ hinzuzufügen, nach den Worten „die Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten“ „und ihre Zusatzprotokolle“ und nach den Worten „der 
Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte“ „das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes“ hinzuzufügen; 

6.4. in Artikel 9 den zweiten Satz wie folgt zu ändern: „Unter den Parteien sollen alle 
Bestimmungen des Protokolls mit Ausnahme von Artikel 9 als zusätzliche Artikel zum 
Übereinkommen verstanden und entsprechend angewandt werden“. 
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VI. Reden deutscher Delegationsmitglieder20 

Humanitäre Folgen der Aktionen der Terrorgruppe „Islamischer Staat“ (Dok. 13741) 

Abg. Tobias Zech 

Herr Präsident, 

meine Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich bin dankbar für diesen Bericht, vor allem darum, weil der den Fokus der Öffentlichkeit wieder auf diesen 
Konflikt lenkt. Wir alle in diesem Raum sind Politiker und leben in, von und mit der Öffentlichkeit.  

Der deutsche Autor Bertolt Brecht schrieb einst: „Die einen stehen im Schatten, die anderen stehen im Licht, 
doch man sieht nur die im Lichte, die im Schatten sieht man nicht!“ So verhält es sich auch mit diesem Konflikt, 
der leider aus der medialen Öffentlichkeit verdrängt wurde, weil es um uns herum und in Europa so viele Kon-
flikte gibt, über die man sprechen kann. Wir brauchen dringend die Debatte der Politik, um den Fokus wieder 
auf die größte humanitäre Katastrophe der Jetztzeit zu lenken, die wir auf unserem Planeten haben.  

Ich möchte mich bei Ihnen, Herr Bockel, für den sehr objektiven Bericht bedanken, zu dem ich noch eine oder 
zwei Anmerkungen habe. Vor allem für das Eingangsstatement, dass sich die Lage verschlechtert hat, danke 
ich Ihnen.  

Wir sprechen hier von unseren Nachbarn: Von Straßburg aus bin ich in drei Stunden in Beirut, wo es eine 
Situation gibt, die man sich nicht vorstellen kann und die man verbessern muss. Der Libanon mit seinen 4 
Millionen Einwohnern hat fast 2 Millionen Flüchtlinge aufgenommen! Wir werden als Europa sehr viel dafür 
zu zahlen haben, wenn wir unseren Nachbarn in der jetzigen Situation nicht helfen. 

Vor ein paar Wochen fand in Kuweit die Syrien-Konferenz statt. Leider ist es uns nicht einmal gelungen, auch 
nur 50% der geforderten Summe den Vereinten Nationen bereitzustellen. Wir werden also auch weiterhin auf 
private Initiativen, NGOs und Vereine zurückgreifen müssen. In Bayern, wo ich herkomme, gibt es z.B. Kaba-
rettisten und Schauspieler (wie Christian Springer mit dem Verein „Orienthelfer“), die privat nach Beirut oder 
in die Türkei fliegen, um den Menschen dort zu helfen.  

Wir als Politiker sollten diesen Menschen helfen, auch in den Ländern, wo die Flüchtlinge auflaufen, diploma-
tische Hürden zu überwinden. Denn wir müssen diesen Ländern, wie z.B. Jordanien, Türkei und Libanon, klar-
machen, dass wir an ihrer Seite stehen und mit ihnen gemeinsam diese Situation lösen wollen. 

Aus meiner Sicht kann man diese Situation nicht hier, sondern nur in den betroffenen Regionen lösen. Es wäre 
im tiefsten Sinne inhuman, wenn wir nicht planen würden, dass die Menschen die Wiederbesiedlung anstreben, 
und die Länder auch gemeinsam wieder aufbauen. 

Ich möchte noch kurz hinzufügen, dass es neben dem IS auch andere Gruppen gibt, die für die Flüchtlinge und 
die humanitäre Katastrophe verantwortlich sind. Auch Irak und Libyen sollten wir mittlerweile in den Fokus 
nehmen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

Diskriminierung von Transgendern in Europa Dok. (13742) 

Abg. Mechthild Rawert 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte mich ausdrücklich bei der Berichterstatterin Deborah Schembri für diesen wegweisenden Bericht 
bedanken. Dieser Bericht markiert einen Meilenstein in der Frage der Anerkennung von Trans*Menschen und 

                                                        
20  Auszug aus dem vom Generalsekretariat der Parlamentarischen Versammlung des Europarates erstellten Wortprotokoll deutschspra-

chige Redebeiträge 
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Transgender. Der Bericht trägt zur Aufklärung und Sensibilisierung der europäischen Bevölkerung für die be-
sonderen Belange transgeschlechtlicher Menschen bei – ich hoffe, insbesondere bei den Fachkräften aus den 
Bereichen Erziehung, Recht, Gesundheit, Psychologie und ich gebe zu, auch in der Politik. 

Ich begrüße es außerordentlich, dass die Situation von Trans*Menschen aus menschenrechtlicher Perspektive 
betrachtet wird. Mir imponiert, wie der sorgfältig recherchierte Bericht in enger Konsultation mit Menschen-
rechts- und Antidiskriminierungsstellen, sowie mit NGOs wie Transgender Europe entstanden ist. 

Denn leider müssen wir ja noch immer eine Diskriminierung von transgeschlechtlichen Menschen konstatieren, 
sei es auf dem Arbeitsmarkt, sei es bei der Wohnungssuche oder bei Gesundheitsdienstleistungen. Aber auch 
von Hasskriminalität sind Trans*Menschen besonders betroffen. Deswegen gilt es hier, Maßnahmen zu ergrei-
fen. 

Der Bericht unterbreitet den Mitgliedsstaaten wichtige Handlungsvorschläge, um bestehende Diskriminierung 
zu beseitigen. Ich denke, auch mein Heimatland, Deutschland, kann hiervon nur lernen und ich freue mich als 
Vorsitzende der deutsch-maltesischen Parlamentariergruppe im Deutschen Bundestag, dass ich sagen kann: Wir 
lernen von Malta!  

Denn wir müssen die faktische und rechtliche Situation von transgeschlechtlichen Menschen dringend verbes-
sern. Als Gesundheitspolitikerin – ich bin Mitglied im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages – 
möchte ich insbesondere folgende Punkte hervorheben: 

Sterilisation und medizinische Eingriffe sowie medizinische Begutachtung müssen als Voraussetzungen zur 
rechtlichen Anerkennung der geschlechtlichen Identität entfallen.  

Transgeschlechtlichen Menschen muss der Zugang zu notwendigen geschlechtsangleichenden Maßnahmen 
(medizinische Eingriffe, Hormonbehandlungen, sowie begleitende psychologische Unterstützung) über das 
staatliche Gesundheitswesen ermöglicht werden. 

Die nationalen und internationalen Standards der medizinischen Diagnostik bei transgeschlechtlichen Men-
schen sind zu „entpathologisieren“. Transgeschlechtliche Menschen dürfen nicht mehr als geisteskrank bezeich-
net werden! 

Der Bericht gibt vielen von uns in der Menschenrechtsfrage Hoffnung. Ich werde mich auf jeden Fall dafür 
einsetzen, dass er umgesetzt wird und bitte um Zustimmung. 

Soziale Dienste in Europa: Gesetze und Praktiken der Herausnahme von Kindern aus ihren Familien in 
den Mitgliedstaaten des Europarates (Dok. 13730) 

Abg. Katrin Werner 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Danke an die Berichterstatterin auch im Namen meiner Fraktion, der Europäischen Linken, für den Bericht und 
für ihre Analyse. Wir stimmen in vielen Punkten überein. 

Kinder dürfen nicht gegen ihren Willen aus ihren Familien herausgenommen werden. Ist dies der Fall, so müs-
sen wir sie schützen. Kinder und Jugendliche haben Rechte! Dazu zählen das Recht auf Bildung, Betreuung, 
Versorgung, auf eine gewaltfreie Erziehung, nicht arbeiten zu müssen, als Kind mit Behinderungen mit anderen 
gleichgestellt zu werden, und das Recht auf gesellschaftliche Mitbestimmung. 

In Deutschland wiesen im Jahr 2012 zwei von drei Kindern, bei denen eine Kindswohlgefährdung vorlag, An-
zeichen der Vernachlässigung auf. Dies sind erschreckende Zahlen für eines der reichsten Länder in Europa und 
macht eines sehr deutlich: Wir brauchen in den Mitgliedsstaaten des Europarates einen modernen Kinder- und 
Jugendschutz.  

Gesetze, Verordnungen und Verfahren, die das Interesse des Kindes bei einer Kindswohlgefährdung in den 
Mittelpunkt stellen, sind unerlässlich. Wir alle wissen, dass dies ein hochsensibles Thema ist. Wir alle kennen 
die beiden Seiten der Medaille. Wir brauchen jedoch vor allem präventive Maßnahmen, die der Kindswohlge-
fährdung vorbeugen.  

Die Ursachen körperlicher, kognitiver, erzieherischer und emotionaler Vernachlässigung finden wir häufig nicht 
allein im Elternhaus, sondern auch in den gesellschaftlichen Strukturen.  
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Wir müssen unterscheiden zwischen Verbrechen gegen Kinder, auf die wir mit individueller Strafverfolgung 
reagieren, und der Aufgabe zur Verbesserung des Kinderschutzes durch Prävention. Wir dürfen Eltern, die sich 
in einer schlechten ökonomischen Situation befinden, nicht unter den Generalverdacht der Vernachlässigung 
stellen. Stattdessen gilt es, ihnen finanziell unter die Arme zu greifen und die notwendigen Beratungs- und 
Unterstützungsangebote barrierefrei bereitzustellen. 

Das gesicherte Aufwachsen von Kindern muss unabhängig von der ökonomischen Situation der Eltern garan-
tiert sein. Eine Herausnahme von Kindern aus ihren Familien aufgrund der finanziellen Lage der Eltern sollte 
in den Mitgliedstaaten des Europarats verboten sein.  

Eine gute Betreuung, Erziehung und Bildung von Kindern muss durch die Gesellschaft sichergestellt werden. 
Dies ist nur durch bedarfsdeckende Sozialleistungen sowie eine zuverlässige und beitragsfreie Infrastruktur zu 
erreichen. Kinderarmut ist ein großes Problem und muss aktiv bekämpft werden. 

Der Schutz von Kindern erfolgt am besten über die Stärkung der Orte, an denen sich Kinder aufhalten. Dazu 
zählen neben dem Elternhaus Kindertagesstätten, Schulen, aber auch außerschulische Kinder- und Jugendarbeit. 
Hier muss eine vorbeugende Politik ansetzen. Die Verbesserung der Aus- und Weiterbildung von pädagogi-
schen Fachkräften und der Zugang zu frühkindlicher Erziehung sind dabei zentral.  

Der Ausbau von präventiven Maßnahmen ist wichtig. Aber auch die Möglichkeiten von Jugendämtern, Kinder-
ärzten und anderen Betreuungspersonen müssen im konkreten Verdachtsfall der Kindswohlgefährdung ausge-
baut werden. Dazu ist es besonders wichtig, dass ausreichend pädagogische Fachkräfte zur Verfügung stehen. 
Diese müssen zudem angemessen geschult sein.  

Die Entscheidung zur Herausnahme von Kindern aus ihren Familien darf auf keinen Fall nur durch eine einzige 
Person erfolgen. Hierzu muss ein Team von geschulten pädagogischen Fachkräften eingesetzt werden. Die 
Trennung des Kindes von seiner Familie darf zudem nicht ohne richterliche Entscheidung erfolgen, was auch 
eine dementsprechende Ausbildung der Richterinnen und Richter voraussetzt.  

Durch den Ausbau dieser vorbeugenden Maßnahmen kann in vielen Fällen die Kindswohlgefährdung und damit 
eine Herausnahme der Kinder aus ihren Familien verhindert werden. Das sollte Ziel eines modernen Kinder- 
und Jugendschutzes sein. 

Kinder haben Rechte. Sie sollten endlich überall verfassungsrechtlich verankert und umgesetzt werden. 

Danke. 

Die menschliche Tragödie im Mittelmeerraum – Sofortmaßnahmen vonnöten (Dok. 13764) 

Abg. Frank Schwabe 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! 

Alltäglich ereignen sich leider mehrere Katastrophen. Das Schlimme daran ist, dass sie eigentlich vorhersehbar 
sind. Jeder Abgeordnete, der sich in den letzten Monaten mit diesen Fragen beschäftigt hat, musste wissen, dass 
genau das passieren würde, was jetzt passiert. Wir hatten aber nicht die moralische Kraft, dies zu verhindern. 
Dies sollte uns alle mit Trauer und Scham erfüllen. Die hier stattfindenden menschlichen Katastrophen sind vor 
allem eine moralische Katastrophe für die Europäische Union. 

Man muss m.E. dementsprechend auf vier Ebenen handeln: 

Die erste Ebene sind die Fluchtursachen, wie Kriege und Armut. Hiergegen ist es am schwierigsten, etwas zu 
tun. 

Auf den anderen drei Ebenen können wir aber sehr wohl ansetzen. Niemand kann sagen, wir seien dazu nicht 
in der Lage. 

Die zweite Ebene ist die humanitäre Hilfe. Gerade vor Ort in den Bürgerkriegsgebieten können wir die huma-
nitäre Hilfe verbessern und den Menschen zumindest eine Chance geben, in den Regionen zu bleiben. Dazu 
bräuchten wir etwa 20 Mrd. € an humanitärer Hilfe, die wir aber leider nicht in der Lage bzw. bereit sind auf-
zubringen. Zum Vergleich: Allein der Verteidigungsetat der Bundesrepublik Deutschland umfasst etwa  
30 Mrd. €. 

Der dritte Punkt sind die Fluchtwege: Wir müssen uns um die Fluchtwege vor allem im Mittelmeer, aber auch 
in anderen Regionen kümmern. Es ist vollkommen falsch, die Menschen nicht zu retten und dies als eine Art 
Abschreckungsmaßnahme zu verstehen. 
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Der vierte Punkt ist die Hilfe der Menschen vor Ort und deren rasche Integration. 

Wir haben als Abgeordnete aus dem deutschen Parlament in dieser Woche gemeinsam mit italienischen Abge-
ordneten eine Initiative gestartet. Dafür möchte ich mich ausdrücklich bedanken. Sie haben die E-Mail sicher 
alle erhalten und können sich auch gerne beteiligen. 

Wir haben erklärt, dass wir uns die Verantwortung für das, was da passiert, nicht länger gegenseitig zuschieben 
wollen, sondern uns dafür verantwortlich machen wollen. Damit wollen wir diese Form der Unverantwortlich-
keit durchbrechen. 

Dabei fragen wir nach zwei Dingen: Der Eröffnung legaler Zugangswege für Flüchtlinge in Form von soge-
nannten humanitären Visa, sowie einer effektiven Seenotrettung orientiert an dem, was Mare Nostrum im letz-
ten Jahr ausgemacht hat, allerdings solidarisch finanziert über die Europäische Union. 

Ich begrüße es, dass wir gleich einen gemeinsamen Beschluss verabschieden werden. Sowohl der Beschluss als 
auch die Empfehlungen sind gut. Doch möchte ich hier noch einige problematische Formulierungen ansprechen: 
Die Situation wird so dargestellt, als wäre Mare Nostrum ein Anreiz dafür, dass mehr Flüchtlinge kommen. Das 
ist schlichtweg falsch!  

Ich empfehle sehr, diese Passage gleich entsprechend zu korrigieren. Betrachtet man die Zahlen der Vereinten 
Nationen, wie des UNHCR oder der IOM, die über reale Zahlen verfügen, erkennt man, dass mit Mare Nostrum 
kein Anreiz dafür geschaffen wird, dass mehr Menschen kommen. Wenn wir also dies sowie einige weitere 
Punkte korrigieren, dann haben wir einen guten Bericht! 

Danke. 

Fragen an Nils Muiẑnieks, Menschenrechtskommissar des Europarats  

Abg. Frank Schwabe 

Herr Menschenrechtskommissar! 

Vielen herzlichen Dank für die klaren Worte, die Sie erneut zu Aserbaidschan gefunden haben. Es geht ja hier 
nicht um irgendeinen Konflikt, sondern um die Grundfesten des Europarates. Deswegen ist es gut, dass der 
Menschrechtsausschuss dazu gerade einen klaren Beschluss gefasst hat. 

Ich möchte Ihnen zwei Fragen stellen. 

Erstens: Haben Sie Erwartungen oder Hoffnungen, die mit den European Games verbunden sind? 

Und zweitens konkret zu der Situation von Leyla und Arif Yunus: Diese ist ja nicht nur menschenrechtlich 
problematisch, sondern auch humanitär. Ihre gesundheitliche Lage ist sehr schlecht. Haben Sie dazu Erkennt-
nisse? Vielleicht gibt es wenigstens eine humanitäre Möglichkeit, den beiden zu helfen. 

Drohnen und gezielte Tötungen: Das Erfordernis, die Menschenrechte und das Völkerrecht zu achten 
(Dok. 13731) 

Abg. Katrin Werner 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Vielen Dank an den Berichterstatter auch im Namen der Europäischen Linken für seinen Bericht. Wir stimmen 
in vielen Punkten überein. 

Ich unterstütze v.a. die Aufforderungen des Berichts an die Mitgliedsstaaten und die Beobachterstaaten des 
Europarates. Die Beschränkungen für gezielte Tötungen nach dem Völkerrecht und den Menschenrechten müs-
sen eingehalten werden. Die nationale Souveränität von Staaten darf nicht durch Drohneneinsätze verletzt wer-
den. Auch der Grundsatz der sogenannten „Schutzverantwortung“ darf hier keine Ausnahme bilden. 

Die deutsche Zeitschrift DER SPIEGEL berichtete jüngst von Dokumenten aus amerikanischen Geheimdienst-
kreisen, aus denen hervorgeht, dass die US-Airbase in Ramstein als Zentrum des amerikanischen Drohnenkriegs 
dient. Ramstein ist nicht einmal 200 km von unserem Tagungsort hier entfernt.  
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Aus den nach Angaben des SPIEGELS als „Top Secret“ eingestuften Dokumenten geht hervor, dass von dort 
aus nahezu alle amerikanischen Kampfdrohneneinsätze gegen den islamistischen Terror mitgesteuert worden 
sind. Die US-Airbase im deutschen Ramstein ist demnach unverzichtbar für den Einsatz von bewaffneten ame-
rikanischen Kampfdrohnen. 

Ich unterstütze daher die Änderungsanträge unseres Kollegen Hunko. Kampfdrohneneinsätze, die vom Territo-
rium von Mitgliedsstaaten des Europarats gesteuert werden, müssen von den Mitgliedsstaaten beobachtet und 
untersucht werden. Die Einhaltung des Völkerrechts sowie der Menschenrechte muss dabei an erster Stelle 
stehen. 

Die Bundesregierung hat die Steuerung der Drohneneinsätze von Ramstein jahrelang abgestritten oder behaup-
tet, sie wisse nichts davon. Auch gestern hat sie dies vor dem Deutschen Bundestag erneut bekräftigt. Dieser 
Behauptung widersprechen verschiedene Punkte aus den dem SPIEGEL vorliegenden Geheimdienstdokumen-
ten. Die Bundesregierung hatte, zumindest zum Teil, Kenntnis von den Vorgängen in Ramstein, jedoch scheint 
sie bis heute aktiv die Augen davor verschließen zu wollen. 

Nach Angaben des SPIEGELS ist es nicht ausgeschlossen, dass völkerrechtswidrige Einsätze von bewaffneten 
Drohnen von deutschem Boden aus mitgesteuert wurden. Die Bundesregierung sollte in jedem Fall aufklären, 
ob dies geschehen ist, und die nötigen Konsequenzen daraus ziehen. 

Ich fordere alle Mitgliedsstaaten, Beobachterstaaten und insbesondere auch die deutsche Bundesregierung auf, 
alle Kampfdrohneneinsätze, die von ihrem Territorium aus gesteuert werden, umgehend zu unterbinden.  

Im süditalienischen Sigonella entsteht laut SPIEGEL gerade eine weitere Anlage, die Ramstein ersetzen könnte. 
Dies sollte durch die italienische Regierung verhindert werden. Die Mitgliedsstaaten und Beobachterstaaten 
sollten keine nachrichtendienstliche Informationen oder andere Angaben für Drohneneinsätze bereitstellen. Das 
gilt insbesondere für Handydaten, mit denen laut SPIEGEL Personen für tödliche Angriffe geortet werden kön-
nen. 

In der Vergangenheit sind viele Zivilisten Opfer von Kampfdrohneneinsätzen geworden. Drohnen sind nicht so 
präzise, wie es ihnen zugeschrieben wird. Die Mitgliedsstaaten und Beobachterstaaten sollten daher grundsätz-
lich auf den Einsatz und die Unterstützung von Kampfdrohnen verzichten! 

Gleichstellung und Nichtdiskriminierung im Hinblick auf den Zugang zur Justiz (Dok. 13740) 

Abg. Katrin Werner 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Vielen Dank an den Berichterstatter, auch im Namen der Europäischen Linken, für den Bericht und Ihre Ana-
lyse. 

Als behindertenpolitische Sprecherin meiner Fraktion im Deutschen Bundestag ist mir ein gleichberechtigter 
Zugang zur Justiz für alle Menschen besonders wichtig. 

Art 13 „Zugang zur Justiz“ der UN-Behindertenrechtskonvention beinhaltet, dass die Vertragsstaaten sicherstel-
len, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Menschen wirksamen Zugang zur Justiz 
haben. Der barrierefreie Zugang ist dabei für alle Beteiligten, also auch für Zeugen und Zeuginnen, durch ver-
fahrensbezogene und altersgemäße Vorkehrungen, wie zum Beispiel Texte in leichter Sprache oder entspre-
chende Informationstechnologien bei juristischen Verfahren zu gewähren. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention wurde von knapp 160 Staaten und der EU ratifiziert und betrifft rund 650 
Mio. Menschen. Sie ist geltendes Recht. Trotz verschiedenster Menschenrechtskonventionen ist der Zugang zur 
Justiz für viele Menschen häufig mit unüberwindbaren Barrieren übersät. 

Es mangelt an ausreichender Assistenz bei Gerichtsverfahren, an der Übersetzung von juristischen Texten in 
leichte Sprache und an Informationen in einfacher Sprache. Es mangelt an barrierefreien Gerichtssälen und 
Ämtern und an ausreichenden menschenrechtskonformen Gesetzen, welche die vollumfängliche Teilhabe an 
juristischen Verfahren für alle Menschen sicherstellen. 

Aber vor allem mangelt es an effektiver menschenrechtlicher Ausbildung des gesamten juristischen, polizeili-
chen und des im Gefängnis arbeitenden Personals, um die Rechte von benachteiligten Minderheiten zu schützen. 
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Menschen, egal ob mit Behinderung oder ohne, haben in allen Bereichen des Lebens die gleichen Rechte. Nie-
mandem darf es aufgrund seiner Herkunft, seines Geschlechts, seiner sexuellen Orientierung oder seiner öko-
nomischen Lage schlechter gehen, vor allem nicht beim Zugang zum Recht. 

Was wir brauchen ist eine Vielfalt an bedarfsgerechten, qualitätsgesicherten Unterstützungsangeboten für Men-
schen beim Zugang zur Justiz. Wir brauchen gezielte Maßnahmen, um sowohl die physische als auch informelle 
Zugänglichkeit zur Justiz für alle Menschen zu sichern. Wir brauchen einen niedrigschwelligen Zugang zur 
Prozesskostenhilfe für Menschen, die in Armut leben. 

Besonders Menschen, die z.B. in Deutschland unter gesetzlicher Betreuung stehen, darf der eigene Wille durch 
eine ersetzende Entscheidungsbildung nicht genommen werden. Die ersetzende Entscheidung ist hierbei durch 
eine unterstützende zu ersetzen. Hierzu sind entsprechende Trainings und niedrigschwellige Beratungsformen 
einzuführen.  

Wir brauchen eine Unterstützung der betroffenen Person durch einen oder mehrere frei gewählte Assistenten 
und nicht einen richterlichen Beschluss, der das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen beschneidet. Hierzu 
sind neu zu entwickelnde Qualitätskriterien bei der Unterstützung zur rechtlichen Handlungsfähigkeit unab-
dingbar. 

Erst wenn ein gleichberechtigter Zugang zur Justiz für alle Menschen keine menschenrechtliche Vision mehr 
ist, und wenn „Recht zu haben“ auch „Recht zu bekommen“ bedeutet, werden wir einer inklusiven Gesellschaft 
ein großes Stück näher sein. 

Danke. 
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VII. Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates  

Präsidentin   Anne Brasseur (Luxemburg, ALDE) 

Vizepräsidenten 18, darunter Axel E. Fischer (Deutschland, CDU/CSU / EPP/CD) 

Generalsekretär Wojciech Sawicki (Polen) 

 

Ausschuss für politische Angelegenheiten und Demokratie (Politischer Ausschuss) 

Vorsitz   Theodora Bakoyannis (Griechenland, EPP/CD) 

Stv. Vorsitz  Tinatin Khidasheli (Georgien, ALDE) 

    Tadeusz Iwinski (Polen, SOC) 

    Cheryl Gillan (Vereinigtes Königreich, EC) 

     

Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitz   James Clappison (Vereinigtes Königreich, EC) 

Stv. Vorsitz  Michael McNamara (Irland, SOC) 

    Mailis Reps (Estland, ALDE) 

    Saban Disli (Türkei, EEP/CD)  

  

Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und nachhaltige Entwicklung 

Vorsitz   Valeriu Ghiletchi (Moldawien, EPP/CD) 

Stv. Vorsitz  Andrej Hunko (Deutschland, UEL) 

    Jean-Charles Allavena (Monaco, EPP/CD) 

    Igor Kolman (Kroatien, ALDE)  

  

Ausschuss für Kultur, Wissenschaft, Bildung und Medien 

Vorsitz   Adele Gambaro (Italien, ALDE) 

Stv. Vorsitz  Piotr Wach (Polen, EPP/CD) 

    Vesna Marjanovic (Serbien, SOC) 

    Diana Eccles (Vereinigtes Königreich, EC) 

 

Ausschuss für Migration, Flüchtlinge und Vertriebene  

Vorsitz   Thierry Mariani (Frankreich, PPE/DC) 

Stv. Vorsitz  Tülin Erkal Kara (Türkei, EC) 

    René Rouquet (Frankreich, SOC) 

    Anne-Mari Virolainen (Finnland, EPP/CD) 

 

Ausschuss für die Gleichstellung und Nichtdiskriminierung 

Vorsitz   Gülsün Bilgehan (Türkei, SOC) 

Stv. Vorsitz  Carmen Quintanilla (Spanien, EPP/CD) 

    Jonas Gunnarsson (Schweden, SOC) 

    Elvira Kovacs (Serbien, EPP/CD) 
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Ausschuss für Geschäftsordnung, Immunität und institutionelle Angelegenheiten 

Vorsitz   Haluk Koc (Türkei, SOC) 

Stv. Vorsitz  Hans Franken (Niederlande, EPP/CD) 

    Philippe Mahoux (Belgien, SOC) 

    George Loukaides (Zypern, UEL) 

 

Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Verpflich-
tungen (Monitoringausschuss) 

Vorsitz   Stefan Schennach (Österreich, SOC) 

Stv. Vorsitz  Aleksandar Nikoloski (ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, EPP/CD) 

    Yuliya L’Ovochkina (Ukraine, EC) 

    Boriss Cilevics (Lettland, SOC) 

 

Ausschuss für die Wahl der Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

Vorsitz   Klaas de Vries (Niederlande, SOC) 

Stv. Vorsitz  Rait Maruste (Estland, ALDE) 

    Alina Stefania Gorghiu (Romänien, EPP/CD)  

    Nataša Vučković (Serbien, SOC) 
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VIII.  Ständiger Ausschuss vom 6. März 2015 in Paris 

Für die Kontinuität der Arbeit der Versammlung ist der Ständige Ausschuss (Standing Committee) von zentraler 
Bedeutung. Seine Aufgabe besteht darin, in der Zeit, in der die Versammlung nicht zu ihren Sitzungswochen 
zusammenkommt, im Namen der Versammlung zu handeln und zu entscheiden. Er nimmt Entschließungen und 
Empfehlungen an und kann Dringlichkeitsdebatten abhalten oder Aussprachen zu aktuellen Themen durchfüh-
ren. Der Ständige Ausschuss setzt sich zusammen aus dem Präsidenten und den zwanzig Vizepräsidentinnen 
und -präsidenten der Versammlung, den Vorsitzenden der Fraktionen und der Ausschüsse sowie den Leiterin-
nen und Leitern der nationalen Delegationen. Er tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen.  

Der Ständige Ausschuss tagte am 6. März 2015 in Paris und verabschiedete folgende Entschließungen und 
Empfehlungen. 

(Die Empfehlungen und Entschließungen, die der Ständige Ausschuss im Namen der Versammlung verabschiedet hat, liegen nicht in 
deutscher Übersetzung vor.) 

Verabschiedet wurde u.a. ein von Abg. Marieluise Beck im Auftrag des Ausschusses für Recht und Menschen-
rechte vorgelegter Bericht, der sich schwerpunktmäßig mit Bedrohungen für die Rechtsstaatlichkeit in Belarus, 
Russland und Ukraine befasst, sich aber auch Frankreich und Deutschland widmet. Der Bericht untersucht den 
Stand der Umsetzung der von der Versammlung zwischen 2007 und 2010 verabschiedeten Empfehlungen an 
diese Länder. Zu Deutschland stellt der Bericht fest, dass Empfehlungen zum Weisungsrecht gegenüber Staats-
anwälten, zur justiziellen Selbstverwaltung und zur Vergütung der Richter noch nicht umgesetzt wurden.  

Es wurden ferner Berichte zur Mobilität von Studenten, zur Teilhabe von Zu- und Auswanderern an Wahlen im 
Gast- bzw. Heimatland und zur Behandlung von Kindern mit Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung 
(ADHS) verabschiedet. 

Versammlungspräsidentin Anne Brasseur (Luxemburg, ALDE) kritisierte die Weigerung Russlands, mit der 
Berichterstatterin zusammenzuarbeiten. Sie gab ferner bekannt, dass die russische Delegation erklärt habe, in 
dieser Sitzungsperiode nicht mehr an den Aktivitäten der Versammlung teilzunehmen beabsichtige. Im Fall des 
in Russland festgehaltenen ukrainischen Delegationsmitglieds Nadia Sawtschenko habe ein russisches Gericht 
dessen aus der Mitgliedschaft in der Versammlung bestehende Immunität nicht anerkannt.   

Bericht des Direktors des Büros der OSZE für demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(ODIHR) 

Michael Georg Link, ehemaliger Staatsminister im Auswärtigem Amt und seit Mitte vergangenen Jahres Di-
rektor des Büros der OSZE für demokratische Institutionen und Menschenrechte, gab bekannt, das ODIHR auf 
Bitten der ukrainischen Regierung die Beobachtung des Prozesses gegen Frau Sawtschenko begonnen habe. 
Eine offizielle Einladung der russischen Behörden stehe zwar noch aus, jedoch gebe es bereits eine gute Unter-
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Entschließung 2044 (2015) 

Studentische Mobilität (Dok. 13715) 
Empfehlung 2066 (2015) 



Drucksache 18/13692 – 64 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode
 
 
stützung durch die russische Ombudsfrau Ella Pamfilowa. Als Konsequenz aus den Erfahrungen der Vergan-
genheit anlässlich von Wahlbeobachtungen mit Beteiligung von Delegationen parlamentarischer Versammlun-
gen und des Europäischen Parlaments kündigte er an, künftig in diesen Fällen möglichst jeweils einen ehema-
ligen Parlamentarier zum Leiter der ODIHR-Missionen benennen zu wollen. Er verspreche sich davon ein bes-
seres Verständnis für die gegenseitigen Erwartungen und Interessen. Ziel sei eine einheitliche Kommunikation 
der verschiedenen Mitwirkenden der internationalen Wahlbeobachtungsmissionen gegenüber den Behörden 
und Medien des Gastlandes. 
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 IX. Mitgliedsländer des Europarates 

Albanien 

Andorra 

Armenien 

Aserbaidschan 

Belgien 

Bosnien und Herzegowina 

Bulgarien 

Dänemark 

Deutschland 

ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien 

Estland 

Finnland 

Frankreich 

Georgien 

Griechenland 

Irland 

Island 

Italien 

Kroatien 

Lettland 

Liechtenstein 

Litauen 

Luxemburg 

Malta 

Moldau 

Monaco 

Montenegro 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Russland 

San Marino 

Schweden 

Schweiz 

Serbien 

Slowakische Republik 

Slowenien 

Spanien 

Tschechische Republik 

Türkei 

Ukraine 

Ungarn 

Vereinigtes Königreich 

Zypern 

 Beobachterstatus in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates: 

Israel 

Kanada 

Mexiko 

 „Partner für Demokratie“ der Parlamentarischen Versammlung des Europarates: 

Parlament von Kirgisistan 

Parlament von Marokko 

Palästinensischer Nationalrat 

 Sondergaststatus in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates: 

Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 

 Beobachterstatus beim Europarat: 

Heiliger Stuhl 

Kanada 

Japan 

Mexiko 

Vereinigte Staaten von Amerika 
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